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Der WeltRisikoBericht in der gedruckten Version hat  einen 
Umfang, der die  schnelle Lesbarkeit gewährleistet. Die 
Texte des Berichtes werden durch Karten, Grafiken und 
Bilder ergänzt und damit veranschaulicht. Weiterführende 
Informationen, wissenschaftliche  Angaben zur Methodik 
und Tabellen sind unter www.WeltRisiko Bericht.de einge-
stellt. Dort stehen auch die Berichte 2011, 2012, 2013 und 
2014 sowie Unterrichts materialien zum Thema als Down-
load zur Verfügung.

Begriff Entwicklungsländer:

Eine Bezeichnung zu finden für die „armen Länder“ 
in Afrika, Asien und Lateinamerika ist nicht unproble-
matisch. Zum einen werden von den verschiedenen 
Weltorganisationen (UN, UN-Unterorganisationen, 
Weltbank) in diesem Zusammenhang unterschied-
liche Begriffe verwendet. Zum anderen hat jede 
Bezeichnung eine Fragwürdigkeit. „Dritte Welt“ ist ein 
von den so bezeichneten Ländern wenig geschätzter 
Terminus. „Entwicklungsländer“ unterstellt, die Länder 
in Nordamerika oder Europa seien entwickelt und die 
Länder in den anderen Kontinenten unterentwickelt. 
Selbstverständlich teilen wir diese schlichte Sichtweise 
nicht, haben uns aber dennoch dazu entschlossen, in 
diesem Bericht den Begriff Entwicklungsländer (ohne 
Anführungszeichen) zu verwenden. Wir orientieren uns 
damit an der UN-Praxis.

Genderhinweis:

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser 
Publikation bei der Nennung von Personen und Per-
sonengruppen in der Regel die männliche Sprachform 
verwendet. Dies schließt Frauen ausdrücklich mit ein.
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Im Jahr 2030 wird es keinen Hunger mehr geben. Für die 795 
Millionen Menschen weltweit, die 2015 massiv unterernährt 
sind, ist dieses Versprechen eine gute Aussicht. Die Staats- und 
Regierungschefs von über 150 Ländern haben sich im September 
2015 darauf festgelegt: „Null Hunger“ ist eines der 17 Ziele, die 
beim UN-Nachhaltigkeitsgipfel in New York verabschiedet wurden. 
In einer Welt ohne Hunger würde es weniger Katastrophen 
geben. Denn Ernährungssicherheit und Katastrophenrisiko 
beeinfl ussen sich wechselseitig in erheblichem Ausmaß, wie 
der WeltRisikoBericht 2015 mit dem Schwerpunktthema 
„Ernährungssicherheit“ zeigt. 

1.  Ernährungsunsicherheit 
und Risikobewertung
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1,2 Milliarden Menschen mehr müssen im 
Jahr 2030 Nahrung zur Verfügung haben – 

also noch einmal so viele Menschen wie heute 
in Indien leben. Die Weltbevölkerung wird 
von 7,3 Milliarden Menschen in 2015 auf 
8,5 Milliarden in 2030 wachsen. Dennoch ist 
das „Null Hunger“-Ziel der internationalen 
Staatengemeinschaft für das Jahr 2030 rein 
rechnerisch nicht unrealistisch. Schon heute 
werden weltweit pro Tag 5.000 Kilokalorien 
Nahrungsmittel pro Person produziert, mit 
1.800 Kilokalorien pro Person täglich lässt 
es sich bereits ohne Hunger leben. Gerechte 
Verteilung, Vermeidung von Lebensmittel-
Verschwendung, mäßiger Fleischkonsum und 
die Abkehr von Diesel, Benzin und Öl aus 
landwirtschaftlicher Produktion sind wichtige 
Bausteine auf dem Weg zu „Null Hunger“. 
Entscheidend dafür sind politischer Wille und 
die Einhaltung der finanziellen Zusagen, die 
die Regierungen auf dem UN-Nachhaltigkeits-
gipfel bekräftigt haben. Das Perspektiv-Kapi-
tel des WeltRisikoBericht 2015 (ab Seite 50) 
zeigt eine breite Palette von Lösungsansätzen 
und Empfehlungen auf. 

Der Autor: 
Peter Mucke ist 
Geschäftsführer des 
Bündnis Entwicklung 
Hilft. 

Abbildung 1: Anteil der Unterernährten weltweit nach Region (FAO/IFAD/WFP 2015b)

 1990 – 1992  2014 – 2016   Millenniumsentwicklungsziel

Subsahara-Afrika

Karibik

Südasien

Ozeanien

Ostasien

Südostasien

Westasien

Kaukasus und Zentralasien

Lateinamerika

Nordafrika

33,2

27,0

23,9

15,7

23,2

30,6

6,4

14,1

13,9

<5,0

23,2

19,8

15,7

14,2

9,6

9,6

8,4

7,0

<5,0

<5,0

0 5 10 15 20 25 30 35

Katastrophen, Kriege und Krisen gefährden 
„Null Hunger“ 

Eine Tatsache steht „Null Hunger“ auch weiter-
hin entgegen: In vielen Ländern, die das inter-
nationale Millenniumsziel, extreme Armut und 
Hunger zu beseitigen, verfehlt haben, sind Kata-
strophen, Kriege oder politische Instabilität die 
Auslöser bzw. Verstärker von erhöhter Vulne-
rabilität und Ernährungsunsicherheit gewesen. 
In diesen Zusammenhängen ist es schwierig, 
Maßnahmen zum Schutz für gefährdete Bevöl-
kerungsgruppen und zur Verbesserung des 
Lebensunterhalts wirksam zu implementieren 
(FAO/IFAD/WFP 2015b). Ohne Katastrophen- 
und Krisenprävention kann es keine vollständige 
Ernährungssicherheit geben. 

Gemäß Definition der UN-Organisation für 
Ernährung und Landwirtschaft (FAO) hat 
Ernährungssicherheit vier Dimensionen:
 + Verfügbarkeit
 + Zugang
 + Nutzung
 + Stabilität. 
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Die ausreichende Verfügbarkeit ist gegeben, 
wenn adäquate Nahrungsmittel durch eigene 
Produktion oder über Märkte verfügbar sind 
(dazu gehören Produktion, Lagerhaltung, 
Nahrungsmittelimporte und Nahrungsmittel-
hilfe). Der Zugang zu Nahrungsmitteln bedeu-
tet, dass alle Haushalte und ihre Mitglieder 
die verfügbaren Nahrungsmittel erreichen 
können. Dem können Einkommensungleich-
heiten, das Preisniveau, Handelssysteme und 
eingeschränkte Verteilungsmechanismen 
entgegenstehen. Der Zugang hängt somit stark 
von gesellschaftlichen, ökonomischen und 
politischen Bedingungen ab. Die Dimension 
der Nutzung beinhaltet den individuellen 
Gesundheitszustand in Verbindung mit einer 
vielfältigen Ernährung, die saubere und 
hygienische Zubereitung der Nahrungsmittel 
sowie das Vorhandensein von sauberem 
Trinkwasser, Gesundheitsversorgung und 
Sanitäreinrichtungen. Zum Gesundheitszu-
stand gehört auch, ob der Körper in der Lage 
ist, Nahrungsmittel vollständig aufzunehmen 
und in Energie umzuwandeln. Für Bevölke-
rungsgruppen, die spezielle Bedürfnisse haben 
– wie Kleinkinder oder schwangere Frauen – 
sind dabei besondere Kriterien anzulegen. Die 
Dimension der Stabilität umschreibt die zeit-
liche Beständigkeit der Ernährungssicherung. 
Dies bezieht sich auf alle drei vorgenannten 
Dimensionen. Die Stabilität kann gefährdet 
sein zum Beispiel durch militärische Konflikte 
oder Katastrophen. Dies kann eine chronische 
Unsicherheit durch wiederkehrende Engpässe 
oder eine temporäre Instabilität beispielswei-
se im Zuge eines extremen Naturereignisses 
sein (FAO/IFAD/WFP 2013). 

Ernährungssicherheit ergibt sich somit aus 
dem Zusammenspiel verschiedener Faktoren, 
die von der Produktion und Lagerung von 
Nahrungsmitteln über den Zugang zu saube-
rem Wasser bis zur sozialen und politischen 
Dimension wie beispielsweise Recht auf 
Nahrung, Gesundheitsversorgung, Macht- 
und Besitzverhältnisse sowie Zugang zu 
Ressourcen reichen. Extreme Naturereignisse 
wie Dürren oder Überschwemmungen und die 
Auswirkungen des Klimawandels können die 
gesamte Kette der Lebensmittelversorgung 

Glossar

+ Ernährungssicherheit  
Eine Situation, die dann herrscht, wenn alle Menschen jederzeit 
physischen, sozialen und ökonomischen Zugang zu ausreichender, 
gesundheitlich unbedenklicher und nährstoffreicher Nahrung ha-
ben, die ihren Ernährungsbedarf deckt und ihren Nahrungsmittel-
präferenzen für ein aktives, gesundes Leben entspricht. Ausge-
hend von dieser Definition können vier Dimensionen von 
Ernährungssicherheit unterschieden werden: Verfügbarkeit von 
Nahrungsmitteln, ökonomischer und physischer Zugang zu Nah-
rungsmitteln, Nutzung der Nahrung und zeitliche Stabilität. 

+ Ernährungsunsicherheit  
Eine Situation, die dann herrscht, wenn Menschen keinen sicheren 
Zugang zu ausreichenden Mengen gesundheitlich unbedenklicher, 
nährstoffreicher Nahrung für ein normales Wachstum und eine 
normale Entwicklung sowie für ein aktives, gesundes Leben ha-
ben. Diese Situation kann dadurch entstehen, dass keine Nah-
rungsmittel verfügbar sind, die finanziellen Mittel nicht ausrei-
chen, die Verteilung unzureichend ist oder die Nahrungsmittel im 
Haushalt nicht angemessen genutzt werden. Ernährungsunsicher-
heit, schlechte gesundheitliche und sanitäre Bedingungen und un-
zureichende Versorgungs- und Ernährungspraktiken sind die 
Hauptgründe für einen schlechten Ernährungszustand. Ernährungs-
unsicherheit kann dauerhaft, saisonal bedingt oder vorüberge-
hend sein. 

+ Chronische Unterernährung oder Hunger 
Ein mindestens ein Jahr lang anhaltender Zustand, bei dem ein 
Mensch nicht über ausreichend Nahrungsmittel verfügt. Definiert 
wird dies als ein Zustand, bei dem die Nahrungsaufnahme nicht 
ausreicht, um den Nahrungsenergiebedarf zu decken. Für den vor-
liegenden Bericht wurde Hunger als Synonym für chronische Un-
terernährung definiert. 

+ Unterernährung  
Das Ergebnis von nicht ausreichender Ernährung und/oder schlech-
ter Aufnahme und/oder Verwertung von Nährstoffen infolge wie-
derholter Infektionskrankheiten. Gemeint ist damit unter anderem 
Untergewicht bezogen auf das jeweilige Alter, zu klein für das Alter 
(kleinwüchsig), gefährlich dünn im Verhältnis zur Größe (ausge-
zehrt) und unzureichend mit Vitaminen und Mineralstoffen ver-
sorgt (Mikronährstoffdefizite). 

+ Mangelernährung  
Ein anormaler körperlicher Zustand, verursacht durch unzureichende, 
unausgewogene oder übermäßige Aufnahme von Makronährstof-
fen und/oder Mikronährstoffen. Mangelernährung beinhaltet Unter-
ernährung und Überernährung ebenso wie Mikronährstoffdefizite 
(FAO/IFAD/WFP 2015b). 
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massiv stören: Die Produktion, die Verarbei-
tung, Verteilung und Beschaffung der Lebens-
mittel können ebenso betroffen sein wie die 
Lagerung, Zubereitung und der Verzehr der 
Nahrungsmittel. 

Risikobewertung

Auch in der anderen Richtung gilt der Zusam-
menhang: Solange es Ernährungsunsicherheit 
gibt, werden extreme Naturereignisse kata-
strophale Auswirkungen haben. Denn eine 
schlecht ernährte Bevölkerung ist im Falle 
einer Naturgewalt verletzlicher als eine gut 
ernährte (Bündnis Entwicklung Hilft 2011). 
Der Anteil der unterernährten Bevölkerung 
ist daher einer der Indikatoren für das 
Katastrophenrisiko, wie es im Rahmen des 
WeltRisikoIndex 2015 bewertet wird (siehe 
Kapitel 3).

Bei der Risikobewertung basiert der 
WeltRisiko Bericht auf dem grundsätzlichen 
Verständnis, dass nicht allein entscheidend 
ist, wie hart die Gewalten der Natur die 
Menschen treffen, sondern ebenso das 
Entwicklungsstadium der Gesellschaft. In 
diesem Sinne berechnet der WeltRisiko-
Index das Katastrophenrisiko für 171 Staa-
ten  weltweit (siehe Abbildung 2 auf dieser 
Seite). 

Der WeltRisikoIndex dient der Beantwortung 
vier zentraler Fragen:
 + Wie wahrscheinlich ist ein extremes 

Naturereignis und trifft es auf Menschen?
 + Wie verwundbar sind die Menschen durch 

die Naturgefahren?
 + Inwieweit können Gesellschaften akute 

Katastrophen bewältigen?
 + Trifft die Gesellschaft Vorsorgemaßnah-

men gegenüber zukünftig zu erwartenden 
Naturgefahren?

Die Darstellung mittels des Index’ und seiner 
vier Komponenten gibt darauf Antworten 
und macht sowohl die Probleme als auch die 
Handlungsfelder sehr gut sichtbar. Trotz-
dem ist es wichtig, auch die Grenzen dieser 
Darstellung im Blick zu behalten: Im Welt-
RisikoIndex können – wie in jedem Index – 
nur Indikatoren berücksichtigt werden, für 
die nachvollziehbare, quantifizierbare Daten 
verfügbar sind. Beispielsweise ist die direkte 
Nachbarschaftshilfe im Katastrophenfall zwar 
nicht messbar, aber dennoch sehr wichtig. 
Mangels Daten kann sie in die Berechnung 
des WeltRisikoIndex nicht einfließen. Außer-
dem kann es Abweichungen in der Datenqua-
lität zwischen verschiedenen Ländern geben, 
wenn die Datenerhebung nur auf nationaler 
Ebene und nicht durch eine unabhängige 
internationale Institution erfolgt.

Abbildung 2: Der WeltRisikoIndex und seine Komponenten
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Das muss zum Überleben reichen

Abbildung 3: Nothilfe-Ration im Südsudan im Juni 2015

500 g Sorghum (Getreide) 
pro Person/pro Tag

50 g Hülsenfrüchte
pro Person/pro Tag

30 ml Öl 
pro Person/pro Tag

5 g Salz 
pro Person/pro Tag

Diese Mengen wurden beispiels-
weise von der Welthungerhilfe 
gemeinsam mit dem World Food 
Progamme im Juni 2015 in Rubkona 
County im Südsudan verteilt. In 
der Regel wurden dort Pakete mit 
der Monatsration für eine Familie 
(6 Personen) ausgegeben (90 kg 
Sorghum, 9 kg Hülsenfrüchte, 
5,4 Liter Öl, 900 g Salz).

Der WeltRisikoBericht hat daher neben dem 
Datenteil mit quantitativem Anspruch immer 
auch ein Schwerpunktkapitel mit qualitativer 
Herangehensweise, das Hintergründe und 
Zusammenhänge beleuchtet – in diesem 
Jahr zum Thema „Ernährungssicherheit“. 
Ihr Fehlen, also die Ernährungsunsicherheit, 
steht in engem Zusammenhang mit den 
Phänomenen Hunger, Unterernährung und 
Mangelernährung (zu den Begriffen siehe 
Glossar auf Seite 7). Besonders gefährdet sind 
Kinder: Unter- oder Fehlernährung können 
während der Schwangerschaft und in den 
ersten Lebensjahren zu Entwicklungsschä-
den und Behinderungen führen. Kinder mit 
Behinderung wiederum hungern häufi ger als 
nicht behinderte Kinder, da sie zum Beispiel 
seltener zur Schule gehen und somit nicht 
von Schulspeisungsprogrammen profi tieren 
können (CBM 2014). 

Die Kosten und das Recht

Zusätzlich 160 US-Dollar pro Jahr würde 
es für jede Person, die in extremer Armut 
lebt, kosten, den Hunger im Zeitraum von 
2015 bis 2030 zu eliminieren. 267 Milliarden 
US-Dollar müsste die internationale Staa-
tengemeinschaft pro Jahr für die nachhaltige 
Absicherung dieses Ziels aufbringen. Eine 
lösbare Aufgabe, denn dies sind gerade einmal 
0,3 Prozent des weltweiten Bruttoinlands-
produktes. Benötigt wird dieses Geld gemäß 
des UN-Berichtes „Achieving Zero Hunger“ 

(FAO/IFAD/WFP 2015a) für soziale Siche-
rung (116 Milliarden US-Dollar pro Jahr), für 
Investitionen in ländliche Entwicklung sowie 
Landwirtschaft (105 Milliarden US-Dollar) und 
für Investitionen in städtische Entwicklung 
(46 Milliarden US-Dollar). Für die 800 Millio-
nen Menschen, die unterhalb der Armutsgren-
ze von täglich 1,25 US-Dollar leben müssen, 
würde diese Kombination aus Hunger-
Bekämpfung und Investition in zukünftige 
Produktivität den entscheidenden Wechsel 
ermöglichen: Aus der Armutsspirale heraus in 
einen Kreislauf, der eigenes Einkommen und 
Investitionen in die eigene Zukunft ermöglicht.

Dabei handelt es sich nicht um Almosen oder 
Gefälligkeiten. Denn das Recht auf ausreichend 
Nahrung ist bereits 1948 völkerrechtlich 
bindend in Artikel 25 der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte verankert worden 
(United Nations General Assembly 1948). 
Die internationale Staatengemeinschaft hat 
dieses Menschenrecht 1966 in Artikel 11 des 
UN-Sozial pakts bekräftigt (United Nations 
General Assembly 1966). Jede Regierung, die 
den UN-Sozialpakt unterzeichnet hat, ist in der 
Pfl icht, das Recht auf Nahrung umzusetzen. 

Auf der Flucht

Besonders prekär ist die Versorgungslage für 
Flüchtlinge und Binnenvertriebene (siehe 
Abbildung 3). Das Recht auf Nahrung wird von 
der eigenen Regierung in vielen Fällen nicht 
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„Null Hunger“ bis 2030 

Bereits die „Millennium Development Goals“ 
(MDG) hatten einen starken Fokus auf Ernäh-
rungssicherung, deutliche Erfolge konnten 
bei ihrer Umsetzung erzielt werden. Doch 
mit regionalen Unterschieden: Während in 
Ostasien und Südostasien das MDG-Ziel, den 
Anteil der Hungernden zu halbieren, voll-
ständig erreicht wurde, war in Westasien die 
Entwicklung gegenläufig (FAO/IFAD/WFP 
2015b). In den Regionen Subsahara-Afrika, 
Karibik, Südasien und Ozeanien hat sich die 
Hunger-Situation zwar verbessert, das MDG-
Ziel wurde aber verfehlt (siehe Abbildung 1, 
Seite 6). Hinzu kommt, dass weltweit circa 
zwei Milliarden Menschen an einem Mangel 
an essenziellen Vitaminen und Mineralstof-
fen leiden – dem sogenannten verborgenen 
Hunger (von Grebmer et al. 2014).

Umfangreiche politische Anstrengungen und 
finanzielle Förderungen seitens der inter-
nationalen Finanzierungsinstitutionen und 
der Geberländer werden erforderlich sein, 
um das neue „Null Hunger“-Ziel bis 2030 zu 
erreichen (siehe Kapitel 4). Zukunftsmodellie-
rungen zu Klimawandel und dessen Auswir-
kungen zeigen, dass die Häufigkeit extremer 
Naturereignisse steigen wird und damit 
die Regenerationszeit für die betroffenen 
Gesellschaften ebenso wie für die Ökosysteme 
verringert wird (siehe Kapitel 2). Konflikt- 
und Krisensituationen erhöhen die Vulne-
rabilität und verstärken somit die negativen 
Folgen bei extremen Naturereignissen. Inso-
fern setzt das „Null Hunger“-Ziel auch voraus, 
dass der Klimawandel eingedämmt wird, 
Anpassungsstrategien gegen wetterbedingte 
sowie andere Katastrophen entwickelt und 
politische Lösungen für Millionen Flüchtlinge 
und Binnenvertriebene gefunden werden.

Der vorliegende Bericht zeigt in Kapitel 2 auf, 
wo besonders hoher Handlungsbedarf im 
Kontext von Ernährungssicherheit und Kata-
strophenrisiko liegt und gibt in Kapitel 4 eine 
Auswahl von Empfehlungen, um Ernährung 
zu sichern und Katastrophen vorzubeugen.

Das Konzept des WeltRisikoBericht
„Ob Erdbeben oder Tsunami, Wirbelsturm oder Überschwem-
mung: Das Risiko, dass sich ein Naturereignis zur Katastrophe 
entwickelt, ist immer nur zu einem Teil von der Stärke des 
Naturereignisses selbst abhängig. Wesentlich sind ebenso 
die Lebensverhältnisse der Menschen in den betroffenen 
Regionen und die vorhandenen Möglichkeiten, schnell zu re-
agieren und zu helfen. Wer vorbereitet ist, wer im Falle eines 
extremen Naturereignisses weiß, was zu tun ist, hat höhere 
Überlebenschancen. Länder, die Naturgefahren kommen se-
hen, die sich auf die Folgen des Klimawandels vorbereiten 
und die die erforderlichen Finanzmittel bereitstellen, sind für 
die Zukunft besser gerüstet. Der WeltRisikoBericht soll einen 
Beitrag dazu leisten, diese Zusammenhänge auf globaler 
Ebene zu betrachten und zukunftsorientierte Schlussfolge-
rungen für Hilfsmaßnahmen, Politik und Berichterstattung 
zu ziehen“ (Bündnis Entwicklung Hilft 2011).

gewährleistet, die Anrainerstaaten sind dann 
überlastet und dem UN-Flüchtlingshilfswerk 
(UNHCR) fehlt ebenso wie dem World Food 
Programme (WFP) oftmals das erforderliche 
Geld. Dabei sind es in der Regel nicht extreme 
Naturereignisse, vor denen die Menschen 
fliehen, sondern Kriege oder Konflikte. Mehr 
als die Hälfte aller Flüchtlinge unter dem 
Mandat des UNHCR kamen 2014 aus drei 
Ländern: Syrien (3,88 Millionen), Afghanistan 
(2,59 Millionen) und Somalia (1,11 Millionen) 
– Länder, in denen die staatliche Ordnung und 
soziale Absicherung weitgehend nicht mehr 
existieren. Die Anrainerstaaten wie Türkei 
(1,59 Millionen aufgenommene Flüchtlinge), 
Pakistan (1,51 Millionen) und Libanon (1,15 
Millionen) können die Versorgung der Flücht-
linge nicht alleine übernehmen (UNHCR 
2015). Doch die internationale Hilfe, zum 
Beispiel bei der Versorgung mit Nahrungsmit-
teln und Wasser, ist unterfinanziert. So musste 
das WFP beispielsweise im Irak die Notratio-
nen für fast eine Million Vertriebene im Land 
massiv reduzieren (WFP 2015b): Bereits im 
April 2015 wurde der Betrag der Nahrungsmit-
telgutscheine von 26 auf 16 US-Dollar gekürzt, 
im August mussten dann auch die Notrati-
onen, die die Familien monatlich erhalten, 
halbiert werden – auf 40 statt 80 Prozent des 
Bedarfs, den eine Familie eigentlich hätte. 
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Wo auf der Welt ist das Katastrophenrisiko am größten? Wo 
also treffen Naturgefahren auf eine verwundbare Gesell-
schaft? Der WeltRisikoIndex identifiziert die Hotspots des 
Kata strophenrisikos in Zentralamerika, im südlichen Sahel, in 
Südostasien und Ozeanien – auffallend oft liegen Länder mit 
hohem oder sehr hohem Risiko in der Nähe des Äquators. 
Eine hohe Exposition gegenüber Naturgefahren ist ein deut-
licher Risikotreiber, wie das Beispiel Japans zeigt. Aufgrund 
seiner Exposition (die vierthöchste weltweit) liegt  Japan in 
der Klasse mit sehr hohem Katastrophenrisiko (Rang 17 welt-
weit), obwohl das Land aufgrund seines sehr guten Entwick-
lungsstandes nur eine sehr geringe Vulnerabilität aufweist 
(der fünftzehntbeste Wert weltweit). Das Gegenbeispiel: 
 Liberia. Das westafrikanische Land hat zwar nur eine geringe 
Exposition (Rang 113 von 171 Ländern), doch aufgrund der 
sehr schlechten wirtschaftlichen und sozialen Situation ist 
Liberia extrem verwundbar – wie auch die Ebola-Epidemie 
2014/2015 in dramatischer Weise gezeigt hat. Liberia liegt auf 
Rang 6 im weltweiten Vulnerabilitätsvergleich. Das Ergeb nis: 
ein hohes Katastrophenrisiko (Rang 57 weltweit). Beim Blick 
auf die Tabelle rechts sticht heraus, dass unter den 15  Ländern 
mit dem höchsten Risiko weltweit gleich sechs Inselstaaten 
vertreten sind – und auch die übri gen neun am Meer liegen. 
Dadurch sind sie dem Meeresspiegelanstieg, Wirbel stürmen 
und Überschwemmungen in besonderem Maße ausgesetzt. 
Am anderen Ende des  Rankings finden sich vorwiegend 
hochentwickelte Länder, die gleichzeitig durchweg sehr ge-
ringfügig exponiert gegenüber Naturgefahren sind. 

WeltRisikoIndex
Rang Land Risiko (%)

1. Vanuatu 36,72 
2. Tonga 28,45 
3. Philippinen 27,98 
4. Guatemala 20,10 
5. Salomonen 19,29 
6. Bangladesch 19,26 
7. Costa Rica 17,17 
8. Kambodscha 16,82 
9. Papua-Neuguinea 16,82 
10. El Salvador 16,80 
11. Timor-Leste 16,23 
12. Brunei Darussalam 16,15 
13. Mauritius 14,66 
14. Nicaragua 14,63 
15. Guinea-Bissau 13,78 

146. Deutschland 3,00 

157. Israel 2,39 
158. Norwegen 2,28 
159. Ägypten 2,26 
160. Finnland 2,26 
161. Singapur 2,24 
162. Schweden 2,22 
163. Vereinigte Arabische Emirate 1,84 
164. Bahrain 1,76 
165. Kiribati 1,73 
166. Island 1,55 
167. Grenada 1,44 
168. Barbados 1,22 
169. Saudi-Arabien 1,10 
170. Malta 0,62 
171. Katar 0,08 

Ergebnisse auf einen Blick
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2.  Schwerpunktthema: 
Ernährungssicherheit

 

Katastrophen können verheerende Auswirkungen auf die 
Ernährungssicherheit in einem Land haben – nicht nur kurzfristig, 
sondern auch noch lange nach ihrem Eintreten. Sie zerstören 
Ernten, Vorräte und Transportwege und damit vor allem die 
Lebensgrundlage derjenigen, die von der Landwirtschaft abhängig 
sind. Doch auch der umgekehrte Zusammenhang besteht: Extreme 
Naturereignisse werden nicht selten deshalb zu Katastrophen, 
weil die betroffene Bevölkerung unter anderem durch eine 
schlechte Ernährungssituation besonders verwundbar ist. Im 
schlimmsten Fall führt die Verquickung von Katastrophen und 
Ernährungsunsicherheit zu einer fatalen Abwärtsspirale, in der die 
betroffenen Menschen von einer Krise in die nächste geraten. 
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Als ein Erdbeben am 25. April 2015 Nepal 
erschütterte, starben mehr als 8.000 

Menschen und zehntausende wurden verletzt. 
Schon bald wurde klar, dass das Beben auch 
die Ernährungssituation der Bevölkerung 
ernsthaft beeinträchtigte. In allen betroffenen 
Gebieten verschlechterte sich die Ernährungs  - 
sicherheit. In abgelegenen Bergregionen 
konnten 70 Prozent der Bevölkerung zu wenig 
oder grenzwertig wenig Nahrungsmittel 
konsumieren. Die Hälfte der Bevölkerung 
konnte sich nur noch einseitig ernähren. Die 
Nahrungsmittelmärkte brachen weitestgehend 
zusammen und Haushalte, die auf Lohnarbeit 
angewiesen waren, mussten sich mit Einkom-
menseinbußen von mehr als 30 Pro zent arran-
gieren. Etwa 35 Prozent der Haushalte hingen 
von Nahrungsmittelhilfen ab. Darüber hinaus 
hatte das Erdbeben großflächige Verluste von 
Nahrungsmittelvorräten zur Folge. In den 
am stärksten betroffenen Gebieten verloren 
80 Prozent der Haushalte ihre gesamten Vorrä-
te und in allen betroffenen Gebieten 70 Prozent 
Teile ihrer Reserven. Viele Bauern büßten 
darüber hinaus wertvolle landwirtschaftliche 
Geräte und Saatgut ein – mit langfristigen 
Folgen, denn die Mehrheit der Bevölkerung in 
den betroffenen Gebieten lebt von der Land-
wirtschaft (Nepal Food Security Cluster 2015).

Katastrophen infolge extremer Naturereignisse 
wie das Erdbeben in Nepal haben in den 
vergangenen Jahren deutlich zugenommen. 
Nach Angaben der Welternährungsorganisa-
tion gehört der Agrarsektor dabei zu den am 
stärksten betroffenen Wirtschaftsbereichen 
(FAO 2015c). Von 78 extremen Naturereignis-
sen zwischen 2003 und 2013 entfielen zwar 
„nur“ 22 Prozent der Schäden auf die Land-
wirtschaft, doch die Auswirkungen sind über-
proportional: Denn weltweit hängt das Überle-
ben von 2,5 Milliarden Menschen unmittelbar 
von der Landwirtschaft ab. Ein Naturereignis, 
das Ernten, Ausrüstung, Saatgut oder Vieh in 
Mitleidenschaft zieht, hat für die Betroffenen 
nicht selten existenzielle Folgen.

Drei Ebenen der Ernährungssicherheit

Ernährungssicherheit lässt sich im Wesent-
lichen auf drei Ebenen betrachten: auf der 
globalen, der nationalen und der Haushalts-
ebene (Brot für die Welt et al. 2011): 

 + Ernährungssicherheit im globalen 
Maßstab ist die Ebene zur Analyse 
von allgemeinen Trends und für das 
Verständnis der möglichen Auswirkungen 
zum Beispiel des Klimawandels auf die 
Landwirtschaft. Dies ist von Bedeutung, da 
diese Trends auf das weltweite Niveau der 
Agrarpreise wirken und die Entscheidun-
gen von Produzenten beeinflussen.

 + Auf nationaler Ebene fallen die meisten 
Entscheidungen zur Ernährungssicherheit, 
zum Beispiel wie viele finanzielle Mittel 
für die nationale Agrarpolitik verfügbar 
sind. Zentrale Elemente von Anpassungs-
strategien als Reaktion auf Krisen und 
Katastrophen werden auf nationaler Ebene 
definiert.

 + Ernährungssicherheit auf der Haushalts-
ebene: Ohne die detaillierte Betrachtung 
der Auswirkungen auf die Haushaltsebene 
würde das Verständnis für die spezifischen 
Bedürfnisse jedes Individuums in Hinblick 
auf die Ernährungssicherheit fehlen. 
Dieses Wissen ist zentral für die Unter-
stützung von Gruppen, die im Krisenfall 
am stärksten von Ernährungsunsicherheit 
bedroht sind. 

Diese Differenzierung macht deutlich, dass 
eine gegebene Ernährungssicherheit eines 
Staates nicht unbedingt mit Ernährungs-
sicherheit auf regionaler Ebene oder auf 
Haushaltsebene gleichzusetzen ist, und 
auch dies bestimmt die Maßnahmen einer 
Intervention im Krisenfall. Es kann dazu 
führen, dass gezielt für Schwangere und 
Kleinkinder besonders mineral- und vitamin-
reiche Nahrungsmittel verteilt werden, um 
ihrer speziellen Situation gerecht zu werden, 

2.1 Einfluss von Katastrophen und Krisen auf die 
Ernährungssicherheit

Der Autor: 
Bernhard Walter ist 
Referent für Ernährungs-
sicherheit bei Brot für 
die Welt. 
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Länderbeispiel Burkina Faso

Saatgut und Aufklärung für 
gesunde Kinder

Seit der Nahrungsmittelkrise von 2007/2008 war Burkina 
Faso immer wieder von Hungersnöten betroffen, die vor 
allem auf zunehmende Klimaschwankungen, die wachsen-
de Bevölkerungsdichte und Änderungen in der Landnut-
zung zurückgehen. Im Frühjahr 2012 führte eine mehrmo-
natige Dürreperiode zu einer gravierenden Verknappung 
von Lebensmitteln. Rund 2,85 Millionen Menschen in 170 
ländlichen Gemeinden Burkina Fasos, vor allem im Norden 
des Landes, waren von Hunger bedroht. Die Nahrungsmit-
telpreise stiegen zu Jahresbeginn 2012 überdurchschnittlich 
an. Der Preis für Hirse etwa lag um 85 Prozent über dem 
Fünfjahresdurchschnitt. Vor allem Bauern ohne Landbe-
sitz mussten ihr Vieh verkaufen, um das teure Getreide 
erwerben zu können. Die Getreideproduktion ging dras-
tisch zurück. Zudem kamen im gleichen Zeitraum mehr als 
46.000 Flüchtlinge aus dem vom Bürgerkrieg betroffenen 
Nachbarland Mali über die Grenze in den Norden Burkina 
Fasos. Das verschärfte die Ernährungssituation zusätzlich. 

Rund 300.000 Kinder litten in der Folge an Unterernährung. 
Etwa ein Drittel war untergewichtig, 13 Prozent sogar akut 
unterernährt. Durch eine einseitige Ernährung fehlten 
vielen Kindern Mikronährstoffe wie Eisen, Zink, Jod und 
Vitamin A, was sie besonders anfällig für Nachtblindheit 
und Kropfbildung machte. Insbesondere in der für den 
weiteren menschlichen Lebensweg besonders wichtigen 
Entwicklungsphase der ersten 1.000 Lebenstage, das heißt 
während der Schwangerschaft und in den ersten zwei Le-
bensjahren, kann ein chronischer Mikronährstoffmangel zu 
unumkehrbaren körperlichen und kognitiven Entwicklungs-
verzögerungen von Kindern führen. Unter- und mangeler-
nährte Säuglinge sind zudem sehr anfällig für Infektions-
krankheiten wie Durchfall und Lungenentzündung. Werden 
sie nicht rechtzeitig medizinisch versorgt, sterben sie in 
aller Regel an diesen vermeidbaren Krankheiten. 

terre des hommes startete in der Dürreregion im Norden 
Burkina Fasos im April 2012 gemeinsam mit der einheimi-
schen Partnerorganisation „L’association d’aide aux enfants 
et aux familles démunis“ (ADEFAD) ein Nothilfeprogramm. 

5.600 Kinder aus über 1.000 Familien erhielten Hirse, die 
im Westen Burkina Fasos gekauft wurde. An die Frauen 
wurde Saatgut für Bohnen und Erdnüsse ausgegeben. 
Durch deren Anbau konnten sie die landwirtschaftliche 
Hauptsaison von Mai bis September 2012 nutzen.

Der im September einsetzende sehr starke Regen brachte 
jedoch nur teilweise eine bessere Ernte, er zerstörte auch 
Farmland und machte Umsiedlungen erforderlich. Dies 
wiederum reduzierte die landwirtschaftliche Produktion. 
terre des hommes finanzierte weitere Ernährungsprogram-
me und überführte das Nothilfeprogramm in ein länger-
fristiges Programm zur Verbesserung der Ernährung in 
zehn Gemeinden. Mit dem Aufbau von Gemüsegärten und 
dem Anpflanzen verschiedener Gemüsesorten wie Möh-
ren, Bohnen und Salat konnte bewirkt werden, dass die 
Dorfbewohner mit wichtigen Nährstoffen versorgt werden. 
Um erste Anzeichen von Mangelernährung frühzeitig zu 
erkennen und Krankheiten im frühen Stadium behandeln 
zu lassen, erhielten die Frauen Gutscheine für einen kos-
tenfreien Besuch einer Gesundheitsstation und die medizi-
nische Behandlung ihrer Kinder. 

Parallel startete ADEFAD ein Trainingsprogramm für 200 
Frauen, die lernten, ihre Kleinkinder vollwertig zu ernähren 
– zum Beispiel sie in den ersten sechs Monaten ausschließ-
lich zu stillen. Die Ergebnisse konnten sich sehen lassen: 
Keines ihrer Kinder musste wegen Fehl- oder Mangeler-
nährung in eine spezielle Ernährungsstation überwiesen 
werden. Die Säuglinge und Kleinkinder entwickelten sich 
normalgewichtig und gesund. Bis Mai 2015 förderte terre 
des hommes das Projekt von ADEFAD mit 140.000 Euro. 

Tanja Funkenberg, Referentin Kinderrechte und Gesundheit 
bei terre des hommes
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während für andere Gruppen wie etwa Noma-
den Futtermittel ausgegeben werden, damit 
sie ihre existenzsichernde Tierhaltung wieder-
aufbauen können. 

Für alle drei Ebenen der Ernährungssicherheit 
gibt es eine Reihe von potenziellen Risikotrei-
bern: auf der einen Seite Naturgefahren, die 
zum Teil vom Klimawandel verstärkt werden, 
auf der anderen Seite Krisen und Konflikte 
sowie die Globalisierung der Landwirtschaft. 

Naturgefahren

Naturereignisse wie Erdbeben, Wirbelstür-
me, Überschwemmungen, Dürren und der 
Anstieg des Meeresspiegels wirken sich global, 
national oder auf der Haushaltsebene recht 
unterschiedlich auf die Ernährungssicherheit 
aus. Auf der globalen Ebene führten in den 
2000er Jahren Dürren in den USA, Russland 
und Australien zu erheblichen Ertragseinbu-
ßen bei Weizen und Mais. Diese Dürren waren 
eine der wichtigsten Ursachen dafür, dass 
die weltweiten Lagerbestände für Getreide 
schrittweise zurückgingen und 2008/2009 
das niedrigste Niveau seit 1974 erreichten. Die 
Folge: Die Weltmarktpreise für Nahrungs-
mittel verdoppelten sich im Vergleich zu den 
Jahren 2002 bis 2004 (FAO 2015a), die Zahl 
der Hungernden stieg um 150 Millionen auf 
über eine Milliarde im Jahr 2010. 

National verheerende Auswirkungen hatten 
zum Beispiel die Dürren in den Sahelstaaten 
in den 1970er und 1980er Jahren. Sie betrafen 
ungefähr 50 Millionen Menschen und führten 
zum Tod durch Hunger und Krankheit von 
schätzungsweise einer Million Menschen. 
Aber auch im Jahr 2011/2012 führte extreme 
Trockenheit in Burkina Faso, Mali, Niger 
und Tschad zu Nahrungsmittelknappheit 
(Haeseler 2012). Starkniederschläge im 
Anschluss an diese Dürreperiode lösten 
Überschwemmungen aus, die wiederum einen 
Teil der landwirtschaftlichen Kulturen und 
der Nahrungsmittelvorräte vernichteten. In 
allen vier Staaten ist die Zahl der Hungernden 
weiterhin sehr hoch, teilweise sogar steigend 
(FAO/IFAD/WFP 2015b).

Wie die Folgen der Flut in Pakistan 2010 
zeigen, können Überschwemmungen ebenso 
wie Dürren Auswirkungen auf die nationale 
Ernährungssicherheit haben, wenn etwa 
in Einzugsgebieten von großen Flüssen die 
Infrastruktur wie Straßen, Brücken oder 
Bewässerungsanlagen zerstört wird. Betroffen 
sind dann auch die fruchtbaren Flussauen, 
sodass Missernten durch Überflutung die nati-
onale Nahrungsmittelversorgung erheblich 
beeinträchtigen können. 

Aber auch Erdbeben und Wirbelstürme 
können zu nationalen Katastrophen führen. 
Durch den Wirbelsturm Mitch in Mittelame-
rika im November 1998 starben in Honduras 
10.000 Menschen und zwei Millionen 
Menschen wurden obdachlos, von denen 
nur ein kleiner Teil in staatlich oder privat 
versorgten Notunterkünften unterkommen 
konnte. Die Ernte wurde nahezu vollständig 
vernichtet. Besonders die Anbauflächen der 
beiden wichtigsten Exportgüter des Landes, 
Kaffee und Bananen, wurden im Laufe der 
durch Mitch verursachten Überschwemmun-
gen zu 70 Prozent zerstört (Bornhorst 1999; 
Mosbrucker/Mosbrucker 2008). 

In Küsten- und Inselstaaten wirkt sich der 
Anstieg des Meeresspiegels langfristig negativ 
auf die Ernährungssicherheit aus. Er führt zu 
einer Versalzung der Böden und macht den 
Anbau von wichtigen Grundnahrungsmitteln 
unmöglich. So ist in Bangladesch der Anbau 
von Reis in den Küstenregionen zurückgegan-
gen, weil Stürme immer wieder Meerwasser in 
das Land hineindrücken, wo es dann mehrere 
Tage stehen bleibt. Durch die erhöhten 
Salzkonzentrationen der Böden sterben die 
Pflanzen ab. Dadurch verlieren ganze Bevöl-
kerungsgruppen ihre Lebensgrundlage. Auch 
die Binnenfischerei ist durch eindringendes 
Salzwasser bedroht, von ihr leben allein in 
Bangladesch 1,35 Millionen Familien (Diako-
nie Katastrophenhilfe 2009).

Auf Haushaltsebene ist die Verschlechterung 
der Ernährungssicherheit durch Katastrophen 
infolge extremer Naturereignisse – egal 
welcher Art – am stärksten zu spüren. Arme 
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Haushalte, die nur ein geringes Einkommen 
und kaum Eigentum oder Ersparnisse haben, 
trifft es besonders hart, wenn alle Lagerbe-
stände oder bevorstehende Ernten vernichtet 
werden. Durch den Zusammenbruch der 
Infrastruktur ist es dann oftmals schwierig, 
diese Familien kurzfristig mit Lebensmitteln 
zu versorgen. Regionale und lokale Märkte 
sind von der Außenwelt abgeschnitten. In den 
betroffenen Regionen steigen die Preise für 
Grundnahrungsmittel stark an. Es mangelt 
nicht nur an der kalorischen Versorgung, 
auch die Qualität der Ernährung leidet. Meist 
werden nur noch stärkehaltige Nahrungsmit-
tel verzehrt, Obst und Gemüse mit wichtigen 
Mikronährstoffen sind nicht verfügbar. In 
solchen Situationen ist Nahrungsmittelhilfe 
mit Grundnahrungsmitteln unabdingbar. 
Dabei sollte darauf geachtet werden, dass die 
Hilfe – soweit wie möglich – aus dem eigenen 
Land oder aus Nachbarstaaten kommt, kultu-
rell angepasst ist, den Verzehrgewohnheiten 
entspricht und die notwendigen Mikronähr-
stoffe enthält.

Entscheidend für die Auswirkungen auf die 
langfristige Ernährungssicherheit von (armen) 
Haushalten ist die Dauer der Katastrophe. 
Insbesondere lang anhaltende oder in 
immer kürzeren Zeitintervallen auftretende 
Dürren oder der Anstieg des Meeresspiegels 
vermindern auf lange Sicht die Tragfähigkeit 
ganzer Regionen für den Ackerbau oder für 
die Tierhaltung. So können viele Viehhirten 
oder Nomaden in West- und Ostafrika ihren 
Lebensunterhalt nicht mehr erwirtschaften und 
wandern in Regionen ab, wo mehr Regen fällt. 
Dort aber ist Land meist knapp und es kommt 
zu Konflikten mit der ansässigen Bevölkerung. 

Klimawandel 

Diese natürlichen Risikofaktoren für die 
Ernährungssicherheit werden in ihrer 
Häufigkeit und ihrem Ausmaß durch einen 
menschlich bedingten Faktor verschärft: den 
Klimawandel. Gegenwärtig befinden wir uns 
auf einem Pfad, der die Welt bis zum Ende 
des Jahrhunderts vier Grad wärmer machen 
würde (World Bank 2012). Die Konsequenzen 

wären verheerend – vor allem für die Welter-
nährung. Neben einem dramatischen Biodiver-
sitätsverlust und dem Kollabieren maritimer 
und terrestrischer Ökosysteme drohen auch 
drastische Ertragseinbrüche durch Hitzestress 
bei vielen Kulturpflanzen. Aber nicht nur die 
Temperatur würde sich ändern – auch Nieder-
schlag und Verdunstung würden sich zeitlich 
und räumlich stark verändern. Dürren, Über-
flutungen, Stürme und andere Extremwetter-
ereignisse würden an Häufigkeit und Intensität 
deutlich zunehmen, wie der Weltklimarat 
voraussagt (IPCC 2014b). Angesichts einer 
ansteigenden Weltbevölkerung würde dies 
auf eine Zunahme von Verteilungskonflikten 
sowie auf gewaltsame Auseinandersetzungen 
um knappe Ressourcen und eine vermutlich 
dramatische Zunahme von Migration und 
Flucht hinauslaufen. Ein ungebremster Klima-
wandel bedroht daher Ernährungssicherheit 
und die menschliche Sicherheit.

Zudem ist davon auszugehen, dass auf globaler 
Ebene mit Ernterückgängen gerechnet werden 
muss (IPCC 2014b). Als große Verlierer werden 
die Gebiete mit größerer Nähe zum Äquator 
prognostiziert, besonders die tropischen Gebie-
te sowie wechselfeuchte Regionen mit saisona-
ler Trockenheit. Dort lebt ein großer Teil der 
Menschheit und hier liegen die ärmsten Länder 
der Welt. Besonders betroffen wären die 
Gebiete Afrikas südlich der Sahara sowie die 
dicht besiedelten Gebiete Asiens einschließlich 
der großen Flussdeltas (zum Beispiel Indus, 
Mekong und Roter Fluss), in denen zudem ein 
steigender Meeresspiegel großen Anlass zur 
Sorge gibt. In diesen Gebieten wird mit einem 
Ertragsrückgang – zum Beispiel bei Mais um 
bis zu 40 Prozent – schon bei einer relativ 
geringen Erderwärmung um ein bis zwei Grad 
Celsius gerechnet (World Bank 2013).

Doch bereits sehr viel geringere Ertragseinbu-
ßen sind für Regionen mit niedrigen Gesamt-
erträgen fatal. In den Gebieten nahe des Äqua-
tors kommt es bereits heute zu vermehrter 
Wasserknappheit für die Bewässerung, einer 
Zunahme extremer Wettererscheinungen, 
zu Problemen mit zusätzlichen Pflanzen-
schädlingen, -krankheiten und Tierseuchen, 
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zu höheren abiotischen Stressfaktoren für 
Nutztiere und -pflanzen (zum Beispiel Hitze-
empfindlichkeit), zu einem Rückgang der 
Biodiversität, höheren Verdunstungsraten, 
Versauerung von Böden und zum starken 
Rückgang von maritimen Fischbeständen. 

Ab einem globalen Temperaturanstieg von 
mehr als zwei Grad Celsius ist bei steigender 
Nachfrage durch das Bevölkerungswachstum 
mit erheblichen negativen Folgen für die 
weltweite und regionale Ernährungssicherung 
auszugehen, vor allem werden die Schwan-
kungen der Ernteerträge stark zunehmen. 
Ab vier Grad Celsius können die Schäden 
kaum noch durch Anpassungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden (IPCC 2014b). So proji-
ziert der IPCC bis 2020, dass sich in einigen 
afrikanischen Ländern die Erträge aus der 
vom Regen abhängigen Landwirtschaft halbie-
ren könnten. Die Konkurrenz um zunehmend 
knappe Naturressourcen lässt das Risiko von 
regionalen Konflikten ansteigen, die wieder-
um die Ernährungssicherheit gefährden. 

In ländlichen Regionen werden besonders 
die armen Menschen unter dem Klimawandel 
leiden, denn sie haben begrenzte Anpassungs-
potenziale. Rund 80 Prozent der Hungernden 
sind Bauern, Hirten, Fischer, Jäger, Sammler 
und indigene Völker. Neben der kalorischen 
Unterversorgung sind sie chronisch unterver-
sorgt mit lebenswichtigen Mikronährstoffen. 
Speziell gefährdet sind oft Frauen und Kinder. 
Kinder, die mangelernährt aufwachsen, leiden 
noch im Erwachsenenalter an den Folgen der 
Fehlernährung.

Krisen und Konflikte

Während in Ländern ohne gravierende 
Konfliktkonstellationen die Ernährungssicher-
heit nach Katastrophen kurz- bis mittelfristig 
wiederhergestellt werden kann, ist vor allem 
in Konfliktländern die Ernährungssicherheit 
langfristig nicht gewährleistet. Zwar hat 
sich die Anzahl von bewaffneten Konflikten 
zwischen 2013 und 2014 mit einer Zunahme 
von 20 auf 21 Konflikte nicht stark erhöht, 
doch sind immer mehr Länder von den 

Auseinandersetzungen betroffen (Heidelberger 
Institut für Internationale Konfliktforschung 
2015). Als Gründe für die Ausweitung der 
weltweiten Kampfzonen werden beispielsweise 
die Aktivität der Terrororganisationen „Islami-
scher Staat“ und „Boko Haram“ genannt. 2014 
wurden außerdem 424 politische Konflikte 
weltweit gezählt – die höchste Zahl seit Anfang 
der 1990er Jahre. Der World Development 
Report 2011 (World Bank 2011) weist darauf 
hin, dass keines der von Konflikten, Bürger-
kriegen und Gewalt betroffenen Länder, 
die alle ein niedriges Pro-Kopf-Einkommen 
aufweisen, sein Hungerproblem gelöst hat 
und die Entwicklungserfolge der vergangenen 
30 Jahre an den 1,5 Milliarden Menschen in 
Konfliktregionen vorbeigegangen sind.

Gewaltsame Konflikte unterbrechen nicht nur 
unmittelbar die Versorgung der Bevölkerung 
mit Nahrungsmitteln, sondern beeinflussen 
den Produktionskreislauf langfristig negativ. 
Bauern können ihre Felder auf zunächst 
unabsehbare Zeit nicht bestellen und somit 
auch nichts ernten. Ein Beispiel: Noch heute, 
13 Jahre nach dem Ende des Bürgerkrieges 
in Angola, leidet dort die landwirtschaftliche 
Produktion, weil Tretminen den Zugang zu 
den Feldern verhindern.

Globalisierung der Landwirtschaft 

Die ökonomische Globalisierung hat zur Folge, 
dass auch marginale Länder zunehmend in die 
Weltwirtschaftskreisläufe eingebunden sind. 
Vielen Ländern wurden von internationalen 
Institutionen wie Weltbank und Internationa-
lem Währungsfonds empfohlen, ihren Agrar-
sektor auf den Weltmarkt auszurichten und 
sich auf Exporte zu konzentrieren. Die Ernäh-
rungssicherheit sollte sich damit nicht primär 
auf die nationale Produktion stützen, sondern 
auf günstigere Importe. Dabei wurden vor 
allem die lokalen Marktstrukturen und die 
Infrastruktur für funktionierende Stadt-Land-
Verbindungen und den ländlichen Raum 
vernachlässigt. Die Risiken einer abnehmen-
den nationalen Produktion und steigender 
Weltmarktpreise für Nahrungsmittel für die 
lokale Versorgung wurden nicht ausreichend 
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berücksichtigt. Dies hat die Krisenanfälligkeit 
vieler Länder erhöht und entscheidend zur 
Hungerkrise 2008/09 beigetragen. 

Bis zum Jahre 2050 müssen voraussichtlich 
zwei Milliarden Menschen mehr ernährt 
werden. Dies allein ist schon eine enorme 
Herausforderung an eine ressourcenschonen-
de Agrarproduktion und verschärft mittel- 
und langfristig die Anforderungen an die 

zukünftige Ernährungssicherheit. Insgesamt 
muss damit gerechnet werden, dass sich vor 
allem lokal und regional mangelnde Ernäh-
rungssicherheit durch die Auswirkungen von 
Naturgefahren, Klimawandel, Krisen und 
Konflikten verstärkt. Die steigende, mehr 
Ressourcen verbrauchende Nachfrage und die 
klimabedingte erhöhte Volatilität des Ange-
bots an Nahrungsmitteln sind dabei treibende 
Faktoren.

2.2  Einfluss von Ernährungsunsicherheit auf das 
Katastrophenrisiko

Dieses Kapitel geht der Frage nach, ob und 
wenn ja, wie Ernährungsunsicherheit zu 

einem erhöhten Katastrophenrisiko führt. 
Welchen direkten, aber auch indirekten 
Einfluss hat Ernährungsunsicherheit auf die 
Art und das Ausmaß von Naturgefahren und 
auf die Anfälligkeit einer Gesellschaft? Wie 
behindern die Folgen von Ernährungsun-
sicherheit die Bewältigungskapazitäten sowie 
die Anpassungskapazitäten im Hinblick auf 
Naturgefahren wie Hochwasser oder Stürme? 

Ursachen von Ernährungsunsicherheit 

Um den Einfluss von Ernährungsunsicherheit 
auf das Katastrophenrisiko zu analysieren, ist 
es erforderlich, die Ursachen von Ernährungs-
unsicherheit entlang der vier Dimensionen 
Verfügbarkeit, Zugang, Nutzung und Stabilität 
(siehe Kapitel 1) zu betrachten. Dies hat in den 
letzten Jahrzehnten zahlreiche Diskussionen 
hervorgerufen. Zunächst wurden (produk-
tions-)technologische Umstände, welche die 
Produktivität von Agrarökosystemen und die 
biophysikalische Tragfähigkeit verschiedener 
klimatischer Zonen und Bodenbedingungen 
betreffen, als Hauptursache für Ernährungs-
unsicherheit vermutet. Mit der Veröffent-
lichung von Amartya Sens wegweisenden 
Forschungsarbeiten zu Armut und Hungers-
nöten (Sen 1981) rückten aber institutionelle 
Erklärungen stärker in den Vordergrund, 
insbesondere im Bereich des Zugangs zu 
Nahrungsmitteln und den entsprechenden 

Anrechten: Ernährungsunsicherheit wird 
nicht nur von den Grenzen der Produktion 
und der Erträge bestimmt, sondern resultiert 
maßgeblich aus einem unausgewogenen 
institutionellen und ökonomischen System. 
Probleme bei der Verteilung und der finanzi-
ellen wie institutionellen Verfügbarkeit von 
Nahrungsmitteln bilden demnach häufig die 
Hauptursache von Ernährungsunsicherheit. 
In letzter Zeit hat außerdem die Dimension 
der Nutzung zunehmend Beachtung gefunden 
und Fragen hinsichtlich der Qualität und der 
Verwendung von Nahrungsmitteln aufgewor-
fen. Inzwischen sind sich die meisten Wissen-
schaftler und Praktiker einig, dass alle vier 
Dimensionen gemeinsam zur Ernährungsun-
sicherheit beitragen und damit in integrierter 
Weise betrachtet werden müssen. 

Ernährungsunsicherheit ergibt sich folglich 
aus dem Zusammenspiel vieler natürlicher 
und sozioökonomischer Gegebenheiten: 
Naturgefahren, der Stand der Technologie 
und unzulängliche Umverteilungs- oder 
Handelssysteme sind Beispiele hierfür. Armut 
ist ein zentraler Faktor, da sie den Zugang zu 
Produktionsmitteln erschwert und zu einer 
niedrigen Kaufkraft auf Nahrungsmittel-
märkten führt (Smith et al. 2000). Unzurei-
chende Infrastruktur spielt eine Rolle, wenn 
dadurch der Zugang zu Produktionsmitteln, 
Märkten und Transport erschwert wird und 
somit die Produktion und Verteilung von 
Nahrungsmitteln eingeschränkt ist. Dieser 
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Problematik liegen häufig fehlende Investiti-
onen der Regierung oder des privaten Sektors 
zugrunde. Auch führen politische Instabilität, 
Korruption und/oder Konflikte zu einer gerin-
gen Kapazität von Regierungen, Ernährungs-
sicherheit zu gewährleisten.

Rapide ansteigende Nahrungsmittelpreise, 
instabile Nahrungsmittelmärkte, Handels-
verlagerungen und Lebensmittelspekulation 
können weitere Ursachen von Ernährungs-
unsicherheit sein. Zudem wird die steigende 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln aufgrund 
von Bevölkerungswachstum, Biokraftstoffen, 
Tierzucht und Tierfuttererzeugung zuneh-
mend als Bedrohung für die Ernährungssi-
cherheit diskutiert.

Betrachtet man die Haushaltsebene, so ist ein 
hoher Anteil abhängiger Haushaltsmitglieder 
– zum Beispiel diejenigen, die zu jung oder zu 
alt sind um ihre Arbeitskraft zur Nahrungs-
mittelerzeugung beizusteuern – von zentraler 
Bedeutung. Erkranken Haushaltsmitglieder, 
die normalerweise die Nahrungsmittelproduk-
tion sichern, kann dies zu hohen Belastungen 
für einen ganzen Haushalt führen. 

Generell stellt das Fehlen von ausreichend 
Land und Wasser einen wichtigen limitie-
renden Faktor dar, wenn es darum geht, 
Ernährungssicherheit zu erreichen. Schließ-
lich können Umweltfaktoren wie klimatische 
Variabilität (Wheeler/von Braun 2013) und 
Bodendegradierung (Pimentel 2006) Ernäh-
rungssicherheit bedrohen und reduzieren. 

Wie Ernährungsunsicherheit das 
Katastrophenrisiko erhöht 

Gemäß des WeltRisikoIndex setzt sich das 
Katastrophenrisiko, das heißt das Risiko, bei 
Erdbeben, Überschwemmungen, Wirbel-
stürmen, Dürren oder Meeresspiegelanstieg 
Schaden zu erleiden, aus vier Komponenten 
zusammen: der räumlichen und zeitlichen 
Exposition gegenüber Naturgefahren, der 
Anfälligkeit, den Bewältigungskapazitäten und 
den Anpassungskapazitäten (siehe Kapitel 
3). Wie Wissenschaft und Praxis zeigen, kann 

Ernährungsunsicherheit Auswirkungen auf 
jede dieser Komponenten haben. 

Ernährungsunsicherheit und Exposition: Von 
Ernährungsunsicherheit betroffene Gruppen 
sind oft gezwungen, ihre landwirtschaftliche 
Produktion auf Gegenden mit stärkeren 
Naturgefahren auszuweiten. Migranten aus 
Regionen mit Unterernährung beispielsweise 
müssen aufgrund von Flächenknappheit 
häufig in Lagen mit erhöhter Exposition 
siedeln und wirtschaften, die von der ansässi-
gen Bevölkerung vorher nicht genutzt wurden. 
So wurde zum Beispiel beobachtet, dass 
Kleinbauern in Westafrika in Dürrejahren 
ihren Anbau verstärkt in von Hochwasser 
gefährdete Ebenen ausdehnen (Pardoe et al. 
im Druck). Neben den räumlichen Effekten 
kann Ernährungsunsicherheit auch zeitliche 
Expositionsmuster verstärken. Dies ist vor 
allem da der Fall, wo Menschen gezwungen 
sind, ihre Anbau- bzw. Produktionsperiode 
in risikoreiche Jahreszeiten zu verschieben. 
Fischer in Südostasien beispielsweise müssen 
ihre Saison in Jahren der Ernährungs-
unsicherheit häufig in die Sturmsaison stre-
cken (Arnason 2006). Auch die Verlängerung 
von Feld- und Ackerbau in die Hochwasser-
saison oder Trockenzeit als Notmaßnahme der 
Ernährungssicherung ist ein häufig auftreten-
des Problem. Derartige Effekte erhöhen das 
Katastrophenrisiko nicht nur im Hinblick auf 
Leben und Gesundheit, sondern auch bezogen 
auf ökonomische Verluste. Darüber hinaus 
führt Ernährungsunsicherheit häufig zu einer 
direkten Zunahme oder Intensivierung von 
Naturgefahren und somit Exposition, indem 
sie lokale Übernutzungs- und Degradations-
erscheinungen von Ökosystemen befördert 
(Munang et al. 2013). Das Forschungsfeld 
der Politischen Ökologie behandelt diverse 
Fallbeispiele, in denen von Ernährungsunsi-
cherheit betroffene Gruppen bei dem Versuch, 
ihre Nahrungsmittelproduktion zu sichern, 
ihre lokale Umwelt übernutzen (müssen). 
Beispielsweise wird die Abholzung von Berg-
hängen vielerorts vorangetrieben, um zusätz-
lichen Raum für landwirtschaftlichen Anbau 
zu schaffen. Während die zusätzlichen Erträge 
jedoch häufig marginal sind, nimmt das Risiko 
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von Hangrutschungen und Sturzfluten durch 
solche Maßnahmen rapide zu (Mugagga et 
al. 2012). In ähnlicher Weise hat die Über-
weidung von semi-ariden Ökosystemen in 
vielen Teilen der Erde die Degradation der 
Vegetation und schließlich eine Intensivierung 
von Naturgefahren wie Hochwasser oder 
Desertifikation zur Folge gehabt. Auch auf 
globaler Ebene trägt die intensive Nahrungs-
mittelproduktion indirekt zur Verstärkung 
von klimawandelbedingten Naturgefahren 
bei, da die Landwirtschaft momentan zehn bis 
zwölf Prozent der jährlichen globalen Treib-
hausgasemissionen beisteuert (IPCC 2014a). 

Ernährungsunsicherheit und Anfälligkeit: 
Anfälligkeit kann als die inhärente Veranla-
gung verstanden werden, bei Exposition zum 
Beispiel gegenüber einer Naturgefahr Schaden 
zu erleiden. Die Anfälligkeit von Gesell-
schaften oder Personen hängt stark von der 
Nahrungsmittelversorgung ab, das heißt von 
der Verfügbarkeit, dem Zugang, der Nutzung 
und der Stabilität von Nahrungsmitteln. 
Unterernährte Kinder haben beispielsweise 
ein erhöhtes Risiko, im Falle eines Hoch-
wassers oder einer anderen Krisensituation 
körperlichen Schaden zu nehmen. Zudem 
führt Unterernährung meist zu einer Herab-
setzung der körperlichen Leistungsfähigkeit, 
was die Ernährungssicherheit von landwirt-
schaftlich arbeitenden Personen weiter behin-
dert. Gleichzeitig können Zusammenhänge 
zwischen Ernährung und Katastrophenrisiko 
nicht nur im Hinblick auf Unterernährung 
beobachtet werden, sondern verstärkt auch in 
Bezug auf Übergewicht, Diabetes und andere 
Folgen von Fehlernährung, vor allem in 
Ländern mit hohen und mittleren Einkommen 
(Shrimpton/Rokx 2012). Die Auswirkungen 
zeigen sich unter anderem im erhöhten 
Auftreten von Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
während Hitzewellen (Kenny et al. 2010). 

Ernährungsunsicherheit und Bewältigungska-
pazitäten: Ernährungsunsicherheit hat nega-
tive Auswirkungen auf die Fähigkeit, Naturge-
fahren und Krisensituationen zu bewältigen. 
Ernährungsunsicherheit bedeutet typischer-
weise auch, dass Nahrungsmittelvorräte 

nicht oder nur unzureichend vorhanden sind, 
sowohl auf nationaler wie auch auf lokaler 
Ebene (Hendriks 2015). Nahrung ist somit 
nicht ausreichend verfügbar, wenn sie am 
meisten gebraucht würde: in Zeiten von 
akuten Katastrophen und Krisen, in denen 
die lokale Nahrungsmittelproduktion zum 
Erliegen kommt und Handel bzw. sogar 
externe Nothilfe durch die Beeinträchtigung 
von Infrastruktur nicht effektiv genug erfolgen 
kann. Darüber hinaus kommt es in Krisen-
situationen häufig zu einem kurz- oder auch 
langfristigen Anstieg der Nahrungsmittelprei-
se. Von Ernährungsunsicherheit betroffene 
Haushalte sind daher häufig gezwungen, 
Wert- oder Arbeitsgegenstände zu verkaufen, 
was wiederum die langfristige Bewältigungs- 
und Anpassungskapazität senkt und die 
Verwundbarkeit gegenüber Naturgefahren 
insgesamt erhöht. 

Ernährungsunsicherheit und Anpassungs-
kapazitäten: Ernährungssicherung ist eines 
der fundamentalen Entwicklungserforder-
nisse – und meist ein zentrales Politikziel. In 
vielen Ländern werden Ressourcen prioritär 
hierfür eingesetzt. In der Regel können erst 
mit dem Erreichen von Ernährungssicherheit 
frei werdende Ressourcen zunehmend auf 
andere Bereiche nachhaltiger Entwicklung 
wie Katastrophenprävention oder Klimawan-
delanpassung verteilt werden. Wie durch die 
Indikatoren des WeltRisikoIndex abgebildet, 
beinhalten anpassungsrelevante Aktivitäten 
zum Beispiel Maßnahmen in den Bereichen 
Bildung, Umweltschutz und Gesundheits-
versorgung. Derartige Umverteilungen von 
Ressourcen nach Erlangung von Ernäh-
rungssicherheit können auf verschiedenen 
Maßstabsebenen beobachtet werden, von 
Entscheidungen auf der Haushaltsebene bis 
hin zu nationalen oder globalen Entwicklungs-
politiken (FAO/IFAD/WFP 2011). Zugleich 
stellt Ernährungsunsicherheit ein wesentli-
ches Hemmnis für die Erwirtschaftung von 
Ressourcen zur Anpassung dar. Eine Studie 
des Welternährungsprogramms der Vereinten 
Nationen zeigt beispielsweise, dass Unterer-
nährung bei Kindern zu erheblichen Produk-
tivitätseinbußen führt (AUC et al. 2015). 
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Dadurch bleiben wiederum die erwirtschafte-
ten Ressourcen zum Beispiel für Maßnahmen 
zur Risikoreduzierung hinter den Möglich-
keiten zurück. In ähnlicher Weise hat Ernäh-
rungsunsicherheit vielfältige Auswirkungen 
auf konkrete Parameter der Anpassungska-
pazität, zum Beispiel auf Bildung (durch die 
Einbindung von Kindern in die Ernährungs-
sicherung auf Kosten der schulischen Aktivi-
täten), Geschlechtergleichheit (wenn prekäre 
Ernährungssituationen zur strukturellen 
Benachteiligung von Frauen und Mädchen 
führen) oder Umweltschutz (wenn, wie oben 
beschrieben, ungeeignete Produktionsweisen 
zur Intensivierung von Umweltdegradation 
und Naturgefahren führen). 

Hunger und Katastrophenrisiko auf globaler 
Ebene 

Welcher Zusammenhang besteht auf globaler 
Ebene zwischen Ernährungsunsicherheit und 
Katastrophenrisiko? Um dieser Frage nachzu-
gehen, betrachtet der folgende Abschnitt die 
Korrelation zwischen dem WeltRisikoIndex 
(WRI) und dem Welthunger-Index (WHI). Der 
WHI dient dabei als Instrument, mit dem die 
Hungersituation weltweit dargestellt werden 
kann. Ein globaler Index für Ernährungsunsi-
cherheit konnte von der FAO bislang aufgrund 
von Datenlücken nicht erstellt werden. 
Ein besonderes Augenmerk der folgenden 
Untersuchung liegt daher auf der Analyse 

Der Welthunger-Index (WHI) ist ein Instrument, mit dem 
die Hungersituation sowohl weltweit als auch in ausge-
wählten Regionen und Ländern umfassend dargestellt 
wird. Er wird jährlich vom Internationalen Forschungsinsti-
tut für Ernährungs- und Entwicklungspolitik (IFPRI) berech-
net, um damit die Fortschritte – oder deren Ausbleiben – 
bei der Reduzierung des Hungers zu bewerten. Um die 
verschiedenen Dimensionen des Hungers widerzuspie-
geln, umfasst der WHI vier Indikatoren:

+ Unterernährung: der prozentuale Anteil der Unterer-
nährten an der Bevölkerung (Indikator für den Anteil der 
Menschen, die ihren Kalorienbedarf nicht decken können, 
Fachbegriff: „undernourishment“)

+ Auszehrung bei Kindern: der prozentuale Anteil der 
Kinder unter fünf Jahren, die ausgezehrt sind (Fachbegriff 
„child wasting“: zu niedriges Gewicht im Verhältnis zur 
Körpergröße, ein Beleg für akute Unterernährung)

+ Wachstumsverzögerung bei Kindern: der prozentu ale 
Anteil der Kinder unter fünf Jahren, deren Wachstum Ver-
zögerungen aufweist (Fachbegriff „child stunting“: zu ge-
ringe Körpergröße im Verhältnis zum Alter, ein Beleg für 
chronische Unterernährung)

+ Kindersterblichkeit: die Sterblichkeitsrate von Kindern 
unter fünf Jahren (ein Indikator, der in der Regel das fatale 
Zusammenwirken von mangelnder Nährstoffversorgung 
und einem ungesunden Umfeld widerspiegelt).

Bei der Messung von Hunger bietet dieser multidimensio-
nale Ansatz mehrere Vorteile: Er berücksichtigt sowohl 
die Versorgungslage der Bevölkerung insgesamt als auch 
die Ernährungslage von Kindern, einer besonders gefähr-
deten Gruppe, bei der eine Unterversorgung mit Nah-
rungsenergie, Proteinen oder Mikronährstoffen (also mit 
lebenswichtigen Vitaminen und Mineralstoffen) zu einer 
erhöhten Gefährdung durch Krankheit, einer mangelhaf-
ten körperlichen und geistigen Entwicklung oder zum Tod 
führt. Darüber hinaus kann durch die Kombination unab-
hängig voneinander gemessener Indikatoren der Einfluss 
zufallsbedingter Messfehler verringert werden.

Der WHI 2015 wurde für 117 Länder ermittelt, für die Da-
ten zu allen vier Indikatoren verfügbar sind und für die 
eine Berechnung des Hungerniveaus besonders relevant 
erscheint. Einige einkommensstarke Länder wurden bei 
der Berechnung des Index’ nicht einbezogen, da die Ver-
breitung von Hunger dort sehr gering ist (von Grebmer 
et al. 2015).

Der Welthunger-Index
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der Korrelation zwischen Hunger und den 
beiden Dimensionen des WRI: Exposition und 
Vulnerabilität. Da die Anfälligkeit, eine der 
drei Komponenten der Vulnerabilität im WRI, 
einen Indikator mit direktem Ernährungs-
bezug enthält (siehe Kapitel 3), welcher die 
Ergebnisse der Korrelationsanalyse verfälschen 
würde, wurden die Vulnerabilität und der 
WRI zunächst unter Ausschluss des Indikators 
„Anteil der unterernährten Bevölkerung“ für 
die 171 Länder neu berechnet (im Folgenden 
als Vulnerabilität* bzw. WRI* gekennzeichnet). 
Die Analysen wurden dabei mit den aktuellen 
Indizes aus 2015 durchgeführt. 

Basierend auf der Korrelationsanalyse der 
Länderdaten konnte im globalen Maßstab ein 
gemäßigter positiver Zusammenhang zwischen 
Hunger und Katastrophenrisiko (Korrelations-
koeffizient r = 0,33; auf einer Skala von -1 bis 
+1) festgestellt werden. Jedoch variieren die 
einzelnen Komponenten des WRI* in ihrem 
statistischen Zusammenhang mit Hunger. 
Berücksichtigt man beispielsweise ausschließ-
lich die Vulnerabilität* (das heißt die Anfällig-
keit sowie den Mangel an Bewältigungs- und 
Anpassungskapazitäten), so ergibt sich ein 
sehr starker positiver Zusammenhang mit der 
Hungersituation (r = 0,91). In starkem Kont-
rast hierzu sind die oben beschriebenen Wech-
selwirkungen zwischen Hunger und Exposition 
lokal zu verorten. Zieht man die beiden Indizes, 
die auf Länderdaten basieren, heran, ist kein 
Zusammenhang zwischen Hunger und Exposi-
tion erkennbar (r = -0,02). 

Die drei Karten (Abbildung 4a, 4b und 4c) 
zeigen, in welchen Ländern sich Katastro-
phenrisiko und Hunger (gemäß WHI 2015) 
räumlich überschneiden – und wo nicht. 
Zur Visualisierung von Unterschieden und 
Überschneidungen wurden jeweils 34 Länder 
mit (1) dem höchsten Katastrophenrisiko 
(das heißt den höchsten WRI*-Werten), (2) 
der höchsten Exposition, (3) der höchsten 
Vulnerabilität* sowie (4) den höchsten WHI-
Werten in die Analyse einbezogen. Dieser 
Schwellenwert wurde verwendet, da er alle 
Länder mit sehr hohem Risiko nach dem 
WRI* 2015 umfasst. Länder, die auf der Karte 

nicht hervorgehoben sind, können daher ein 
hohes Katastrophenrisiko aufweisen, wurden 
aber für diese Analyse nicht berücksichtigt. 

Viele Küstenstaaten in Südamerika und 
Südostasien weisen primär aufgrund ihrer 
hohen Exposition ein hohes Katastrophenrisi-
ko auf, ohne jedoch zu den 34 höchstgelisteten 
Staaten im WHI zu zählen (Abbildung 4a). Die 
Platzierung im WHI lässt sich primär auf die 
deutliche Verbesserung der Ernährungssitu-
ation in beiden Regionen in den vergangenen 
Jahrzehnten zurückführen, welche sowohl 
auf sozioökonomischem Fortschritt als auch 
auf gezielten Programmen zur Förderung 
der Ernährungssicherheit beruht. Betrachtet 
man beispielsweise die WHI-Werte von 1990, 
so zeigt sich deutlich, dass einige Länder in 
beiden Regionen damals mit einer ernsten 
oder gar alarmierenden Hungersituation 
konfrontiert waren. 

Die Karten zeigen auch, dass es gemeinsame 
Hotspots mit hohem Katastrophenrisiko und 
Hunger gibt. Acht der 34 in die Analyse einbe-
zogenen Länder, das heißt knapp ein Viertel, 
weisen ein sehr hohes Katastrophenrisiko auf 
und zählen gleichzeitig zu den 34 Ländern mit 
dem größten Hungerproblem. Diese umfassen 
Bangladesch, Guinea-Bissau, Haiti, Mada-
gaskar, Niger, Sierra Leone und Timor-Leste 
sowie den Tschad (Abbildung 4a). 

Die Analyse der Überschneidung von Expo-
sition bzw. Verwundbarkeit* mit Hunger 
auf globaler Ebene ergibt ein räumlich 
deutlich differenzierteres Bild (Abbildung 
4b): Nur drei der 34 Länder mit der höchs-
ten Exposition (9 Prozent) überschneiden 
sich mit den 34 Ländern mit dem größten 
Hungerproblem: Bangladesch, Guinea-
Bissau und Timor-Leste. Hieraus kann 
abgeleitet werden, dass zumindest bei der 
globalen Betrachtung der Hunger in einem 
Land nicht primär durch die Exposition 
gegenüber Naturgefahren bedingt wird und 
umgekehrt. 

Die Karten machen aber auch sichtbar, dass 
es eine sehr starke räumliche Überlappung 
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zwischen von Hunger gekennzeichneten 
Ländern und Ländern mit hoher Verwundbar-
keit* gibt (zur Frage der Kausalität siehe unten). 
Insgesamt 28 Länder (circa 82 Prozent) weisen 
gleichzeitig eine sehr hohe Vulnerabilität auf 
und zählen zu den 34 Ländern mit schwerwie-
gendem Hungerproblem (Abbildung 4 c). Die 
große Mehrheit dieser Länder (rund 89 Prozent) 
befindet sich in Afrika südlich der Sahara. Die 
Prozentangaben können allerdings nur als sehr 
grober Richtwert dienen, da für mehrere Länder 
mit sehr hohem Katastrophenrisiko keine Daten 
zur Ernährungssituation vorliegen (zum Beispiel 
Papua Neu Guinea, Salomonen, Tonga und 
Vanuatu). Für diese Länder liegt daher keine 
Einschätzung zur gegenwärtigen Hungersituati-
on vor.

Diese Ergebnisse belegen: Erstens existiert ein 
globaler Hotspot, in welchem Hunger und hohe 
Vulnerabilität* koexistieren und sich gegenseitig 
zu verstärken scheinen. Zweitens steht Hunger 
offensichtlich stärker im Zusammenhang mit 
der vorherrschenden sozioökonomischen und 
institutionellen Vulnerabilität* eines Landes 
als mit dessen Exposition gegenüber Naturge-
fahren. Dieser Zusammenhang ist auch für das 
Verständnis von potenziellen Effekten des Klima-
wandels auf die Hungersituation relevant. Trotz 
verbleibender Unsicherheiten in globalen Klima-
wandel- und Ertragsmodellierungen sind die zu 
erwartenden Auswirkungen des Klimawandels 
auf Ernährungssicherheit in denjenigen Welt-
regionen am größten, die auch heute schon die 
„Hotspots“ des Hungers darstellen (Wheeler/von 
Braun 2013). Neben den potenziellen Ertrags-
effekten sind es besonders die Dimensionen 
Zugang, Stabilität und Nutzung, welche für das 
Katastrophenrisiko von Relevanz sind und durch 
indirekte Klimawandeleffekte noch verstärkt 
werden dürften (ebd.). 

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss 
jedoch berücksichtigt werden, dass eine 
statistisch signifikante und hohe Korrelation 
nicht zwingend auf kausale Zusammenhänge 
hinweisen muss. Die statistische Analyse allein 
ermöglicht keine Aussage über die Existenz 
und Details möglicher kausaler Effekte, insbe-
sondere da beide Phänomene, Hunger und 

Überschneidung Gefährdung (Top 34) und WHI (Top 34)

Gefährdung: Top 34 Land (WHI: nicht Top 34 Land)

WHI: Top 34 Land (Gefährdung: nicht Top 34 Land)

Gefährdung: Top 34 Land (WHI: keine Daten)

Gefährdung: Top 34 Land (WHI: nicht berechnet, da als Industrieland klassifiziert)

Gefährdung und Welthunger-Index

Vulnerabilität* und Welthunger-Index

Überschneidung von WeltRisikoIndex (WRI)* Top 34 und Welthunger-Index (WHI) Top 34

WRI*: Top 34 Land (WHI: nicht Top 34 Land)

WHI: Top 34 Land (WRI*: nicht Top 34 Land)

WRI*: Top 34 Land (WHI: keine Daten)

WRI*: Top 34 Land (WHI: nicht berechnet, da als Industrieland klassifiziert)

WeltRisikoIndex* und Welthunger-Index

Abbildung 4c: Überlagerung von Verwundbarkeit* und Hunger

Abbildung 4b: Überlagerung von Exposition gegenüber Naturgefahren und Hunger

Abbildung 4a: Überlagerung von Katastrophenrisiko* und Hunger 

Überschneidung Vulnerabilität* (Top 34) und WHI (Top 34)

Vulnerabilität*: Top 34 Land (WHI: nicht Top 34 Land)

WHI: Top 34 Land (Vulnerabilität*: nicht Top 34 Land)

Vulnerabilität*: Top 34 Land (WHI: keine Daten)
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Länderbeispiel Burundi 

Frauen stärken, um Dürrerisiken 
zu reduzieren
Burundi ist neben Eritrea das einzige Land, dessen Ernäh-
rungssituation dem Welthunger-Index 2014 zufolge als 
„gravierend“ eingeschätzt wird. Der Anteil unterernährter 
Menschen an der Gesamtbevölkerung liegt bei 67,3 Pro-
zent. Mit 10,9 Prozent ist die Kindersterblichkeit bei den 
unter Fünfjährigen noch immer extrem hoch. Damit nimmt 
Burundi im Welthunger-Index unter 76 Ländern den letzten 
Rang ein. 

Obwohl neun von zehn Einwohner Burundis in der Land-
wirtschaft tätig sind, wird das jährliche Defizit an Nah-
rungsmitteln auf 470.000 Tonnen geschätzt. Das Land leidet 
an den Spätfolgen eines langjährigen Bürgerkriegs, das 
Bevölkerungswachstum ist hoch, die staatlichen Strukturen 
sind schwach und die durchschnittlichen Anbauflächen 
klein. Hinzu kommt, dass die Preise für Nahrungsmittel 
in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind – zum 
Beispiel bei Mais um 71 Prozent und bei Reis um 88 Prozent 
zwischen 2010 und 2012. Die Kaufkraft blieb dabei nahezu 
unverändert. Dadurch haben sich die Armuts- und Ernäh-
rungssituation vor allem in den ländlichen Regionen weiter 
deutlich verschärft. Ein großes Risiko für die Ernährungs-
sicherheit der Bevölkerung besteht im Auftreten extremer 
Wetterereignisse, die zu massiven Ernteverlusten führen.

Zwischen Oktober 2010 und Januar 2014 führte die Kinder-
nothilfe zusammen mit der lokalen Partnerorganisation 
„Réseau Burundi 2000 Plus“ ein Ernährungssicherungspro-

jekt im Rahmen des Selbsthilfegruppen-Ansatzes durch. 
Das Projekt richtete sich vor allem an Frauen und erreichte 
insgesamt 45.600 Menschen: 9.120 Mitglieder aus 465 
Frauen-Selbsthilfegruppen und ihre Angehörigen. 

Der Fokus dieser Selbsthilfegruppen in Burundi lag auf 
einer Verbesserung der Ernährungssicherung durch die 
Erhöhung landwirtschaftlicher Erträge und Einkommen 
sowie auf der Vermittlung verbesserter Anbautechniken. 
So bauten die Frauen unter fachlicher Anleitung auf Ver-
suchsfeldern Mais, Maniok, Reis und Kartoffeln an. Dabei 
variierten Sorten und Anwendungen, sodass sie anhand 
der unterschiedlichen Ergebnisse die besten Anbautechni-
ken herausfinden konnten. Hinzu kam, dass die Selbsthil-
fegruppen sich auf kommunaler Ebene registrieren ließen, 
sodass sie schneller staatliche Leistungen wie Saatgut, 
Düngemittel oder landwirtschaftliche Beratung in An-
spruch nehmen konnten. 

Bei der Endevaluierung des Projektes gaben 59,4 Prozent 
der Befragten an, drei Mahlzeiten am Tag zu sich zu neh-
men. Am Anfang des Projektes war dies nur bei 6,7 Pro-
zent der Befragten der Fall. 36,5 Prozent der befragten 
Frauen aus den Selbsthilfegruppen nahmen am Ende des 
Projektes zwei Mahlzeiten zu sich (zuvor waren es 69,8 
Prozent) und 4,2 Prozent hatten die Ressourcen für nur 
eine Mahlzeit am Tag. Am Anfang des Projektes hatte 
dieser Anteil noch bei 21,4 Prozent gelegen. Hinzu kam, 
dass sich am Ende der vierjährigen Projektlaufzeit 27,6 Pro-
zent der Befragten mit der Höhe der landwirtschaftlichen 
Produktion sehr zufrieden oder zufrieden (67,5 Prozent) 
zeigten (gegenüber den Ausgangswerten 74 Prozent un-
zufrieden und 23 Prozent zufrieden). Das Projekt hat somit 
einen deutlichen Beitrag zur Ernährungssicherung geleistet 
und die Widerstandsfähigkeit der ländlichen Bevölkerung 
gegen Katastrophen gestärkt.

Das Projekt wurde von der Europäischen Union und der 
Kindernothilfe mit einem Gesamtvolumen von 621.000 
Euro gefördert. 528.000 Euro trug die Europäische Union, 
93.000 Euro die Kindernothilfe.

Tanja Pazdzierny, Referentin Humanitäre Hilfe und Barbara 
Winker, Referentin Ko-Finanzierung bei der Kindernothilfe
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Wenn ein extremes Naturereignis ein 
Land trifft und zur Katastrophe wird, 

wie etwa das Erdbeben in Nepal 2015, der 
Wirbelsturm auf den Philippinen 2013 oder 
die Flut in Pakistan 2010, und die Regierung 
des Landes von der Größe und den Auswir-
kungen der Katastrophe überfordert ist, bitten 
die betroffenen Regierungen in vielen Fällen 
die internationale Gemeinschaft um Hilfe in 
zahlreichen Sektoren, darunter auch Ernäh-
rungssicherheit. Was in diesen Fällen passiert, 
wie genau Nahrungsmittelhilfe geleistet wird, 
welche Akteure involviert sind und an welchen 
Standards sie sich orientieren, ist für externe 
Beobachter jedoch häufig kaum nachvollzieh-
bar. In den Medien wird vor allem die groß-
angelegte Verteilung von Nahrungsmitteln 
dokumentiert. Die Vielzahl anderer, weniger 
gut in Bildern einzufangender Ansätze bleibt 
genauso im Verborgenen, wie viele wichtige 
Akteure und die Koordinierungsstrukturen, die 
hinter der Nothilfe stehen. In diesem Kapitel 
wird ein kurzer Überblick über die wichtigsten 
Abläufe im Bereich Ernährungssicherung bei 
Katastrophen vermittelt und die wichtigsten 
Rahmenbedingungen werden erläutert.

Akteure 

Meist dauert es mehrere Tage, bis die ersten 
internationalen Helferteams im Katastrophen-
gebiet ankommen. So lange und meist noch 
darüber hinaus übernehmen lokale Strukturen 
den Großteil der humanitären Hilfe. Diese 
sind von entscheidender Wichtigkeit, denn 
Schätzungen zufolge werden zum Beispiel 

rund 98 Prozent aller verschütteten Verletzten 
nach Erdbeben innerhalb der ersten zwei Tage 
aus den Trümmern geborgen, und zwar durch 
Familienangehörige, Freunde und Nachbarn 
sowie durch lokale Organisationen wie die 
nationalen Rot-Kreuz- und Rot-Halbmond-
Gesellschaften und andere Katastrophen-
schutzorganisationen (Munz 2007). Das 
Gleiche gilt für die Versorgung mit Nahrungs-
mitteln und Trinkwasser. In der unmittelbaren 
Zeit während und nach einer Katastrophe ist 
verschiedenen Studien zufolge die Solidarität 
zwischen den Betroffenen besonders hoch. Sie 
teilen zum Beispiel Nahrungsmittel und Trink-
wasser und helfen sich damit gegenseitig über 
die erste Not (Scanlon 2007; Fischer 1998). 

Erst später treten die internationalen Hilfsor-
ganisationen auf den Plan. Selbst wenn Orga-
nisationen schon vor Ort tätig sind und eigene 
Länderbüros unterhalten oder mit Partnern 
zusammenarbeiten, sind ihre Programme 
meist auf langfristige Entwicklungszusam-
menarbeit ausgerichtet. Im Allgemeinen 
werden daher spezialisierte Nothilfeteams 
eingeflogen, die zunächst die Lage sondieren 
und den Bedarf ermitteln. Diese Bedarfser-
mittlung geschieht zum Teil in Eigenregie, 
wird aber zunehmend gemeinschaftlich 
durchgeführt, um eine bessere Abstimmung 
zu gewährleisten und die Belastung der 
betroffenen Gemeinden so gering wie möglich 
zu halten (IASC 2012). 

Meistens konzentrieren sich die einzelnen 
Hilfswerke auf einige wenige Regionen im 

2.3 Ernährungssicherheit in Katastrophen- und 
Krisensituationen

Katastrophenvulnerabilität, ähnliche Dritt-
faktoren als Ursache haben können, wie zum 
Beispiel Armut oder schwache Institutionen. 
Insofern sind ergänzende Analysen, wie im 
ersten Teil des Kapitels angestellt, notwendig. 
Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass 
die Analyse auf Länderebene durchgeführt 
wurde und Rückschlüsse auf mögliche kausale 

Zusammenhänge anderer Maßstabsebenen 
nicht automatisch gezogen werden können. 
Dies zeigt sich sehr deutlich in dem fehlenden 
Zusammenhang zwischen Exposition und 
Hunger auf der nationalen Ebene, während 
dieser auf der lokalen Ebene oft sehr evident 
ist, wie anhand der oben beschriebenen 
Beispiele deutlich wird. 

Die Autorin: 
Prof. Dr. Katrin Radtke 
arbeitet als Beraterin 
für die Welthungerhilfe 
und lehrt und forscht an 
der Akkon-Hochschule 
Berlin und der Ruhr-
Universität Bochum.
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Katastrophenland und decken nicht das gesamte 
Spektrum der humanitären Hilfe ab. Diese 
Entscheidung hängt vom ermittelten Bedarf, vom 
Profil der Organisation, vom bisherigen Standort 
im Land und von der Abstimmung mit anderen 
Organisationen ab. Beim Erdbeben in Haiti 
beispielsweise wurden von der Deutschen Welt-
hungerhilfe Nahrungsmittelpakete und Trink-
wasser verteilt und „Cash for Work“-Maßnahmen 
zur Schuttbeseitigung durchgeführt, wobei das 
verdiente Geld zum Kauf von Nahrungsmitteln 
eingesetzt werden konnte. Später konzentrierte 
sich die Organisation wieder – wie vor der 
Katastrophe – auf landwirtschaftliche Projekte 
zur Förderung der Ernährungssicherheit und auf 
den (Wiederauf-)Bau von Häusern. Idealerweise 
arbeiten die internationalen Hilfswerke mit lokal 
ansässigen Partnerorganisationen zusammen, 
da diese über langjähriges Wissen in der Katas-
trophenregion verfügen und früher oder später 
die Programme wieder in Eigenverantwortung 
durchführen sollten. 

Instrumente 

Zur Ernährungssicherung stehen verschiedene 
Ansätze in der akuten Nothilfe zur Verfügung. 
Welche Ansätze verfolgt werden, ist immer 
abhängig vom Kontext (unter anderem Ziele 
eines Programms, Funktionsweise der Märkte, 
Implementierungskapazitäten, Kosten und 
Präferenzen der Zielgruppen) und oft leider von 
politischen Interessen der Geberländer. 

Grundsätzlich wird zwischen den Ansätzen 
„In-kind“, „Cash“ und „Voucher“ unterschieden. 
„In-kind“ bezeichnet die direkte Verteilung 
von Nahrungsmitteln. Hierbei lässt sich unter-
scheiden zwischen Nahrungsmitteln, die lokal, 
regional und global beschafft werden. Während 
noch Mitte der 1990er Jahre nur 13 Prozent der 
Nahrungsmittelhilfe lokal oder regional einge-
kauft wurden, waren es 2010 schon 67 Prozent. 
Viele der Geber, wie die Europäische Union und 
Kanada, reagierten damit auf Forschungsergeb-
nisse: Nahrungsmittelhilfe ist sehr oft kein effi-
zientes Instrument zum Abbau von Lebensmit-
telüberschüssen der Geberländer und schwächt 
außerdem die lokalen und regionalen Märkte in 
Krisenländern (Lentz 2015).

Länderbeispiel Philippinen

Im Rollstuhl zum Lebensmittelpaket
Die Philippinen gehören zu den Ländern der Erde mit dem 
höchsten Katastrophenrisiko: Unter den 171 im WeltRisikoIndex 
2015 erfassten Ländern liegt der Inselstaat auf Platz 3. Neben 
Erdbeben sind insbesondere die jährlich wiederkehrenden 
Wirbelstürme eine große Gefahr für das Land. Der Wirbelsturm 
Haiyan, einer der stärksten je gemessenen Wirbelstürme, 
führte im November 2013 zu hohen Opferzahlen und massiven 
Zerstörungen auf den Inseln Samar, Leyte, Cebu und Panay. Über 
6.000 Menschen kamen ums Leben, hunderttausende mussten 
ihre Häuser verlassen und Zuflucht in Zeltunterkünften suchen. 
Komplette Städte waren betroffen, noch heute sind die Zerstö-
rungen in vielen Städten und Dörfern sichtbar. 

In Concepcion und Estancia im Norden der Insel Panay war die 
Christoffel-Blindenmission (CBM) mit einem Team innerhalb 
weniger Tage nach dem Wirbelsturm vor Ort, um gemeinsam 
mit der lokalen Partnerorganisation „Association of Disabled 
People Iloilo“ (ADPI) Lebensmittel-Verteilungen und andere 
Hilfsmaßnahmen durchzuführen. 23.000 Menschen konnten so 
beispielsweise mit Reis, Nudeln, Konserven, Zucker, Salz und Öl 
versorgt werden. Die Familien erhielten zweimal Lebensmittel 
und außerdem Non-Food-Items wie Zahnbürsten, Seife und De-
cken, ausreichend für jeweils zwei bis drei Wochen. Insgesamt 
wurden Güter im Wert von über 200.000 Euro verteilt.

Auch auf den Philippinen bestand die für solche zentralen 
Verteilungen typische Gefahr, dass bestimmte Gruppen ausge-

k Fortsetzung auf Seite 28
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Um im Notfall die Nahrungsmittel schnell an 
Ort und Stelle bringen zu können, betreibt 
das Welternährungsprogramm (WFP) „UN 
Humanitarian Response Depots“. Diese 
befinden sich an sechs strategischen Orten (in 
Ghana, den Vereinigten Arabischen Emiraten, 
Malaysia, Panama, Italien und Spanien) auf 
Flughafengeländen, in der Nähe von Häfen 
und Hauptstraßen. Auf diese Weise können 
Nothilfegüter weltweit innerhalb von 24 bis 48 
Stunden ausgeliefert werden (UNHRD 2014).

Seit einigen Jahren nimmt die Bedeutung 
der reinen Nahrungsmittelhilfe („In-kind“) 
gegenüber anderen Maßnahmen der Ernäh-
rungssicherung ab. Stattdessen werden 
vermehrt andere Instrumente alternativ oder 
ergänzend zur Nahrungsmittelhilfe eingesetzt. 
Eine immer größere Bedeutung kommt der 
Verteilung von „Cash Transfers“ (Geld) und 
„Vouchers“ (Gutscheinen) zu. Eine besondere 
Form des Geld-Transfers stellt hier das „Cash 
for Work“ dar, bei dem Bargeld als Bezah-
lung für Arbeitseinsätze ausgehändigt wird, 
etwa im Straßenbau, der Schuttbeseitigung 
und beim Bau von Dämmen zum Schutz der 
Felder. Immer häufiger werden diese Trans-
fers auch mit neuerer Technologie umgesetzt, 
wie zum Beispiel Gutscheine in elektronischer 
Form als SMS per Handy. Die Anzahl dieser 
„Cash“- und „Voucher“-Projekte hat sich beim 
WFP zwischen 2008 und 2011 verzehnfacht 
und macht inzwischen mehr als ein Drittel der 
Arbeit des WFP aus (WFP 2012).

Die meisten Organisationen wenden einen 
Instrumenten-Baukasten an, der verschiedene 
Ansätze umfasst und kontextspezifisch ange-
passt wird. Denn nicht alle Instrumente eignen 
sich für jeden Kontext. So gelten zwar „Cash 
Transfers“ als kostengünstiger und stehen im 
positiven Ruf, die Eigenverantwortung der 
Empfänger zu stärken, weil sie ihnen mehr 
Entscheidungsfreiheit bieten. Sie funktionie-
ren aber nur bei „gesunden“ lokalen Märkten, 
das heißt, wenn prinzipiell Nahrungsmittel 
vorhanden sind, diese aber aufgrund hoher 
Preise von der armen Bevölkerung nicht 
gekauft werden können. Gibt es zu wenige 
Nahrungsmittel, sind „In-kind“-Lieferungen 
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schlossen werden, beispielsweise erkrankte, ältere oder behin-
derte Menschen und schwangere Frauen. Für sie ist der Weg 
zum Verteilungspunkt oft zu weit oder das Warten während der 
Verteilung zu anstrengend. Benachteiligt sind ebenso pflegende 
Verwandte, die nicht die Möglichkeit haben, ihre Angehörigen 
für eine längere Zeit allein zu lassen. Um zu verhindern, dass 
solche Familien von der Verteilung ausgeschlossen werden, hat 
die CBM vorab die Einwohnerdaten der Region von der Stadt-
verwaltung erhalten. Auf Grundlage dieser Daten wurden einige 
besonders gefährdete Haushalte identifiziert, denen die Hilfspa-
kete persönlich nach Hause gebracht wurden. So mussten diese 
Betroffenen nicht den mühsamen Weg zum Verteilungspunkt 
und lange Wartezeiten auf sich nehmen.

Auch muss bereits in der Vorbereitung einer Verteilung dar-
auf geachtet werden, einen Platz auszuwählen, der möglichst 
barriere frei und für alle Haushalte einer Region leicht und 
schnell zu erreichen ist. In Concepcion beispielsweise war für die 
Verteilung der Lebensmittel daher die örtliche Stadthalle ausge-
wählt worden, die gut erreichbar im Stadtzentrum liegt und zu-
gleich allen Personen einen barrierefreien Zugang ermöglicht: Es 
gibt breite Zugangswege und die Halle liegt ebenerdig, sodass 
keinerlei Stufen überwunden werden müssen und der Zugang 
somit auch für ältere oder blinde Personen und Rollstuhlfahrer 
sehr einfach und risikolos möglich ist. Durch die Überdachung 
der Halle waren die Wartenden außerdem vor der für die Philip-
pinen typischen starken Sonneneinstrahlung geschützt. 

Bei der Lebensmittelverteilung in Concepcion wählten die CBM 
und der lokale Partner ADPI außerdem über 100 Freiwillige aus, 
die dabei halfen, die Lebensmittel zu verpacken und die Güter 
auszuteilen – unter ihnen viele Menschen mit Behinderungen. 
Die Einbindung der lokalen Bevölkerung sowohl in der Phase 
der Vorbereitung als auch bei der Durchführung der Ausgabe 
hat dazu beigetragen, dass die Hilfe schneller bei den Personen 
ankam, die sie am dringendsten benötigten. Die Beteiligung 
von Menschen mit Behinderung an der Verteilung baut zudem 
Vorurteile ab, indem sie zeigt, welchen lebenswichtigen Bei-
trag Menschen mit Behinderungen in einer Notsituation leisten 
können.

Oliver Neuschäfer, Nothilfe-Koordinator bei der Christoffel-
Blindenmission
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sinnvoller. Hier gelten zwar inzwischen lokal 
und regional beschaffte Nahrungsmittel als 
die erste Wahl, eine Grundsätzlichkeit lässt 
sich daraus aber ebenfalls nicht ableiten. 
Denn bei regional sehr hohen Preisen kann 
der Einkauf in der Region kontraproduktiv 
und ein Import aus Übersee durchaus sinnvoll 
sein. Die Flexibilisierung der Instrumente 
wurde demgemäß auch in der im Januar 
2013 in Kraft getretenen „Food Assistance 
Convention“ festgeschrieben (Food Assistance 
Committee 2012).

Darüber hinaus finden zahlreiche Instrumente 
Anwendung, die im Übergang zu nachhaltiger 
Entwicklung anzusiedeln sind und sich meist 
auf die landwirtschaftliche Produktion und 
Vermarktung konzentrieren (LRRD-Ansatz: 
„Linking Relief, Rehabilitation and Develop-
ment“). Sie rücken im Sinne der UN-Strategie 
zur Reduzierung von Kataststrophenrisiken 
(Sendai Framework, siehe Kapitel 4) die 
„Resilienz“ der Bevölkerung in den Mittel-
punkt. Ziel ist es, bereits in der Notsituation 
oder kurz danach Maßnahmen zu ergreifen, 
die langfristig verhindern sollen, dass es zu 
einer Katastrophe kommt. Beispiele sind 
der Bau von Schutzdämmen durch „Cash for 
Work“-Maßnahmen oder die Verteilung von 
dürreresistentem Saatgut. Resilienz-Förde-
rung erfolgt im besten Fall sektorübergreifend 
und berücksichtigt die Weiterentwicklung der 
bestehenden lokalen Strukturen für Katastro-
phenvorsorge und Frühwarnung. 

Standards 

Egal nach welchem Ansatz gearbeitet wird, 
gelten bestimmte Standards, auf die sich viele 
in der humanitären Hilfe arbeitende Orga-
nisationen geeinigt haben. Diese Standards 
sind allerdings freiwillige Verpflichtungen, 
deren Einhaltung nicht kontrolliert wird. Zu 
den wichtigsten Standards gehörten lange 
Zeit die „SPHERE-Standards“, die „Huma-
nitarian Accountability Partnership“ (HAP), 
„People in Aid“ sowie „Quality COMPAS“, 
die jeweils von unterschiedlichen Initiativen 
getragen wurden. Inzwischen entwickelten 
diese vier Initiativen den „Core Humanitarian 

Standard“, der im Jahr 2014 vorgestellt wurde. 
Er wird zukünftig drei der vier Standards 
ersetzen. Der neue „Core Humanitarian 
Standard“ beruht auf den Prinzipien der 
Humanität, Unparteilichkeit, Neutralität und 
Unabhängigkeit und umfasst neun Elemente: 
(1) Angemessenheit und Relevanz, (2) Effekti-
vität und zeitliche Nähe, (3) Stärkung lokaler 
Kapazitäten und Vermeidung negativer Neben-
effekte, (4) Kommunikation und Partizipation 
sowie Feedback, (5) Beschwerdemöglichkeiten, 
(6) Koordinierung und Komplementarität, 
(7) kontinuierliches Lernen und Verbessern 
der Arbeit, (8) Gleichbehandlung, Fairness 
und Unterstützung für humanitäre Helfer, (9) 
verantwortliche Nutzung der Ressourcen (Core 
Humanitarian Standard 2014).

Die SPHERE-Standards bleiben zunächst als 
eigenes Regelwerk bestehen, die drei anderen 
Standards werden durch den „Core Humanita-
rian Standard“ ersetzt. Sie umfassen detaillierte 
Mindestanforderungen für die humanitäre Hilfe 
in vier Sektoren: Wasser, Sanitärversorgung und 
Hygiene/Ernährungssicherheit und (Mangel-)
Ernährung/Unterkunft und „Non-food Items“/
Gesundheit. Im Bereich Ernährungssicherheit 
und (Mangel-)Ernährung wird zum Beispiel 
geregelt, wie Bedarfsanalysen durchgeführt 
werden sollen und wie zur Ernährungssicherung 
von Säuglingen und Kleinkindern sowie bei 
akuter Mangelernährung vorgegangen werden 
soll. Auch Vorschläge zur Zusammensetzung 
von Tagesrationen in der Nahrungsmittelhilfe 
werden formuliert – sowohl in Bezug auf ange-
messene Kalorienzahl als auch die kulturelle 
Akzeptanz (SPHERE Project 2011).

Eine wichtige Rolle für die humanitäre Nothilfe 
spielt seit vielen Jahren der „Do no Harm“-
Ansatz, der sich aus der Erfahrung entwickelt 
hat, dass Hilfe, wenn sie schlecht geplant ist, 
trotz guter Absichten eher schadet als nutzt. So 
können zum Beispiel gerade im Ernährungsbe-
reich schlecht geplante Nahrungsmittelhilfepro-
jekte die Eigeninitiative und Selbsthilfekräfte 
der Bevölkerung lähmen und zu langfristiger 
Abhängigkeit führen. In komplexen Krisen-
situationen kann die unbedachte Verteilung 
von Nahrungsmitteln (zum Beispiel an einzelne 



WeltRisikoBericht 2015 30 [

gesellschaftliche Gruppen und/oder Konflikt-
parteien) vorhandene Konflikte verschärfen 
und die Ernährungssicherheit weiter 
verschlechtern. Der „Do no Harm“-Ansatz 
empfiehlt deshalb gründliche Kontextanalysen 
vor jeder Intervention.

Koordination 

Voraussetzung dafür, dass internationale 
Hilfswerke überhaupt tätig werden können, 
ist die Erlaubnis der betroffenen Regierung. 
Bittet eine Regierung um internationale Unter-
stützung und ist außerdem selbst nicht in der 
Lage, den humanitären Einsatz zu steuern, 
übernimmt das UN „Office for the Coordinati-
on of Humanitarian Affairs“ (OCHA) die Koor-
dination der Hilfe. Um eine gute Abstimmung 
zwischen den oftmals hunderten von unter-
schiedlichen Hilfsorganisationen zu gewähr-
leisten – zum Beispiel wer wo und in welchem 
Sektor arbeitet –, führte OCHA im Jahr 2005 
im Rahmen der „Humanitären Reform“ den 
„Cluster“-Ansatz ein. Er entstand als Reaktion 
auf das Versagen der internationalen Nothilfe 
in Darfur und besteht aus inzwischen elf 
Clustern, die sowohl auf globaler Ebene tätig 
sind („Global Cluster“) als auch in den Krisen-
ländern. Jedes Cluster bezieht sich auf einen 
bestimmten Sektor (siehe Abbildung 8) und 
besteht aus zahlreichen Hilfsorganisationen, 
die durch eine Leitorganisation koordiniert 
werden. Dabei kann sich die Leitorganisation 
im „Global Cluster“ durchaus von der in einem 
Krisenland unterscheiden. Während lange Zeit 
vor allem UN-Organisationen, zum Beispiel 
UNICEF und WFP, die Cluster leiteten, sind 
inzwischen auch zunehmend Nichtregierungs-
organisationen in Führungsverantwortung, 
vor allem auf nationaler Ebene. 

Die Hilfe im Bereich Nahrungsmittel und 
Ernährung wird von zwei Clustern koordi-
niert: dem „Food Security Cluster“ und dem 
„Nutrition Cluster“. Ersteres koordiniert 
Maßnahmen in allen vier Dimensionen der 
Ernährungssicherheit (zu den Dimensionen 
siehe Kapitel 1). Letzteres konzentriert sich 
auf Mangelernährung und damit vornehm-
lich auf die Dimension der Nutzung und 

Verarbeitung von Lebensmitteln. Allerdings 
spielt auch der Zugang von Haushalten zu 
Nahrungsmitteln eine wichtige Rolle, sodass 
zwischen beiden Clustern Überschneidungen 
bestehen. Auf globaler Ebene wird das „Food 
Security Cluster“ vom WFP und der „Food 
and Agriculture Organisation“ (FAO) geleitet, 
das „Nutrition Cluster“ hingegen von UNICEF 
koordiniert. Die Aufgabe dieser beiden globa-
len Cluster besteht vor allem in der Unterstüt-
zung der nationalen Cluster durch Aufbau von 
Kapazitäten in Form von Trainings, einem 
verbesserten Wissens- und Informationsma-
nagement, der Advocacy-Arbeit und Mobili-
sierung von Ressourcen sowie der Förderung 
von Partnerschaften zwischen Organisationen 
auf nationaler und globaler Ebene. 

Auf der nationalen Ebene der Cluster, die 
jeweils mit dem Cluster auf globaler Ebene 
korrespondieren, geht es insbesondere um die 
operative Abstimmung. Das nationale Cluster 
stellt gebündelt Informationen bereit, wie zum 
Beispiel Bedarfserhebungen, Kartenmaterial 
und Situationsberichte. Es führt regelmäßig 
Koordinierungstreffen durch und stellt die 
entsprechenden Protokolle zur Verfügung. In 
vielen Ländern bietet es auch eine Plattform 
für die Organisation von unterschiedlichen 
Arbeitsgruppen. So treffen sich beispielsweise 
im Rahmen des „Food Security Clusters“ im 
Südsudan Arbeitsgruppen zu den Themen 
„Cash Transfer und Märkte“, „Ackerbau“ und 
„Viehzucht“. Im Rahmen dieser Arbeitsgrup-
pen werden unter anderem „Best Practice“-
Beispiele ausgetauscht und Leitlinien für die 
Praxis auf der Basis von Erfahrungsaustausch 
generiert. 

Ausblick 

Die humanitäre Hilfe im Allgemeinen und die 
Nahrungsmittelhilfe im Besonderen haben 
in den vergangenen Jahren viele Verände-
rungen durchlaufen und sich im Rahmen 
zahlreicher Reformprozesse (unter anderem 
Humanitäre Reform, Überarbeitung der 
„Food Aid Convention“ zur „Food Assistance 
Convention“, Erarbeitung des „Core Humani-
tarian Standard“) den Anforderungen an eine 
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professionelle und effiziente Hilfe angepasst. 
Laut zahlreicher Evaluationen konnte dadurch 
auf vielen Gebieten eine Verbesserung erreicht 
werden. Allerdings gibt es weiterhin Möglich-
keiten der Verbesserung und die Praxis ist 
zum Teil noch weit vom Ideal entfernt. Hier 
sollen exemplarisch drei Bereiche hervorgeho-
ben werden:

Strukturen und Initiativen vor Ort: In vielen 
Katastrophen der vergangenen Jahre hat 
sich die Zusammenarbeit zwischen lokalen, 
nationalen und internationalen Strukturen 
als schwierig herausgestellt. Trotz der großen 
Bedeutung, die alle Akteure in der humani-
tären Hilfe der „Local Ownership“ zumessen 
– also der Bewältigung der Katastrophe in 
größtmöglicher Eigenverantwortung der 
betroffenen Gesellschaft –, ist genau das 
bisher selten gelungen (IASC 2010). Die 
starke Formalisierung der Strukturen durch 
den Cluster-Ansatz hat dieses Problem eher 
noch verschärft. Vorhandene Strukturen des 
Katastrophenschutzes wurden unter anderem 
aufgrund von mangelnder Kenntnis und 
Analyse, aber auch von Sprachproblemen 
nicht genutzt und sogar geschwächt. Ob die 
inzwischen eingeleiteten Verbesserungsmaß-
nahmen der UN „Transformative Agenda“ 
dieses Manko ausräumen konnten, muss sich 
jetzt in neueren Katastrophen wie dem Erbe-
ben in Nepal zeigen. Neue Impulse können 
auch vom „World Humanitarian Summit“ 
erwartet werden (siehe Kapitel 4).

Widersprüchliche Interessen: Trotz konsoli-
dierter Erkenntnisse über die Vorteile einer 
flexiblen und dem Kontext angepassten 
Handhabung der in der Nahrungsmittelhilfe 
zur Verfügung stehenden Instrumente fallen 
Entscheidungen über die richtige Zusammen-
setzung des Instrumentenbaukastens nicht 
immer aufgrund von objektiven Kriterien, 
sondern sind auch durch politische und wirt-
schaftliche Interessen verschiedener Akteure 
bestimmt. Besonders die USA, die für 89 
Prozent der trans ozeanischen Nahrungsmit-
telhilfslieferungen verantwortlich sind, tun 
sich schwer mit der Um struk tu rierung hin zu 
mehr „Cash“- sowie „Voucher“-Programmen 

und der lokalen Beschaffung (Lentz 2015). 
Grund dafür sind unter anderem Lobbyis-
tenverbände von Bauern und Logistikunter-
nehmen, aber auch von einigen Nichtregie-
rungsorganisationen, die finanzielle Einbußen 
befürchten. So wurde der Vorstoß von 
US-Präsident Barack Obama, das Agrargesetz 
so zu ändern, dass 45 Prozent der Nahrungs-
mittelhilfe in der betroffenen Region gekauft 
werden können, 2013 vom US-Senat abge-
lehnt. Als positiv ist dennoch zu bewerten, 
dass Obamas Vorstoß eine breite Diskussion 
in den USA angestoßen hat. 

Reaktion statt Vorsorge: Wider besseres 
Wissen setzen sowohl viele nationale 
Regierungen als auch die internationale 
Gemeinschaft der Geber zu wenig an den 
Ursachen von Katastrophen und Ernährungs-
unsicherheit an: der hohen Vulnerabilität 
bzw. dem Mangel an Resilienz der betroffenen 
Gesellschaften. Stattdessen wird meist erst 
dann reagiert, wenn die Katastrophe bereits 
eingetreten ist. Die Hungerkrise am Horn von 
Afrika im Jahr 2011 hat diese Erkenntnis auf 
grausame Weise deutlich werden lassen, denn 
anders als bei plötzlichen Ereignissen, wie 
etwa einem Erdbeben, bahnte sich diese Krise 
über Monate an. Schon weit bevor die wirk-
liche Hungersnot ausbrach, lagen Hinweise 
verschiedener Frühwarnsysteme vor, doch es 
passierte nichts. Dabei hätte zu diesem Zeit-
punkt die Krise noch abgemildert oder sogar 
verhindert werden können. Das Risiko, dass 
Naturereignisse im Bereich Ernährungssicher-
heit zu katastrophalen Folgen führen, kann 
durch rechtzeitige und langfristige Arbeit an 
den Ursachen von Ernährungsunsicherheit 
erheblich reduziert werden (siehe Kapitel 4). 

Das System der humanitären Hilfe ist 
komplex, aber es ist auch sehr dynamisch. 
Jede neue Krise führt zu neuen Herausforde-
rungen und deckt neue Schwachstellen auf. 
Die Liste der Verbesserungsmöglichkeiten ist 
lang, Reformprozesse sind zum Teil langwie-
rig. Man kann aber optimistisch sein, dass die 
Probleme angegangen und früher oder später 
gelöst werden – Voraussetzung ist insbeson-
dere der politische Wille der Geberländer.
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2.4  Das Spannungsfeld zwischen Ernährungssicherheit und 
Katastrophenrisiko

Dieses Kapitel stellt sich selbst verstär-
kende Wechselwirkungen zwischen 

Ernährungsunsicherheit und Katastrophen-
risiko dar, nennt gesellschaftlich relevante 
strukturelle Rahmenbedingungen und zeigt 
Lösungsansätze auf.

Abwärtsspiralen

Extreme Naturereignisse werden zur 
Katastrophe, wenn Menschen verwundbar 
sind und zum Beispiel durch Armut daran 
gehindert werden, das Nötige zu tun, um 
sich gegen verheerende Auswirkungen zu 
wappnen. Ernährungsunsicherheit ist einer 
der Gründe für Verwundbarkeit, insbeson-
dere wenn Nahrungsmittel bereits vor einer 
Katastrophe nicht ausreichend bereitstehen 
und der Zugang, die Nutzung und die Stabili-
tät der Versorgung nicht sichergestellt sind.

Das World Food Programm (WFP) weist 
darauf hin, dass vier von fünf hungernden 
Menschen in Gebieten leben, die besonders 
anfällig für Katastrophen sind. Insgesamt 
befinden sich mehr als zwei Drittel der von 
schwerwiegendem Hunger gekennzeichneten 
Länder unter den 34 vulnerabelsten Ländern 
(siehe Kapitel 2.2). Regional lassen sich 
mehrere Hotspots erkennen, das heißt Länder 
bzw. Regionen, die zugleich mit einer hohen 
Ernährungsunsicherheit und einer hohen 
Gefährdung zu kämpfen haben (siehe Grafik 
auf den Seiten 38/39).

Die mangelhafte Widerstandsfähigkeit (Resi-
lienz) von Agrar- und Ernährungssystemen 
führt zu einer Abwärtsspirale, weil die unmit-
telbaren Folgen von Flut, Dürre, Erdbeben 
oder Wirbelsturm verstärkt werden. Am 
verwundbarsten sind arme und marginalisier-
te Menschen. Häufig sind dies Kleinbauern, 
sie finden daher in diesem Kapitel besondere 
Beachtung. Sie leben oft bereits in unsicheren 
Verhältnissen ohne Eigentumsrechte, was für 
sie die Risiken erhöht. Sie haben meist nicht 

die finanziellen Möglichkeiten und aufgrund 
der Besitzverhältnisse oft nicht den Anreiz, in 
Risikobegrenzung zu investieren. 

Kleinbäuerliche Produktion ist häufig gekenn-
zeichnet durch eine knappe Ressourcenaus-
stattung bei gleichzeitiger Diversifizierung der 
Produktion. Dadurch können zum Teil Risiken, 
wie Unsicherheit der Ernteerträge oder hohe 
Abhängigkeit von Preisschwankungen auf den 
Märkten, verringert werden. Dass Kleinbauern 
einen Teil ihrer Produktion für den Eigendarf 
nutzen, hat Vor- und Nachteile: Einerseits 
ersetzt dies die vielfach nicht vorhandenen 
externen Sicherheitsnetze. Andererseits kann 
es schnell zu einer Abwärtsspirale führen, etwa 
wenn aufgrund von kurzfristigem Geldbedarf 
oder Verschuldung Nutztiere und Werkzeug 
verkauft werden müssen (HLPE 2013). Aus 
dieser Abwärtsspirale können sie sich nur 
schwer wieder befreien – vor allem, wenn sie 
durch weitere Katastrophen infolge extremer 
Naturereignisse fortgesetzt wird (Shepherd 
et al. 2013).

Auch vor dem Hintergrund des Klimawandels 
sind Strategien, die auf eine nachhaltige 
Reduktion der Verwundbarkeit und auf die 
Verbesserung der Ernährungssicherheit abzie-
len, von zentraler Bedeutung. Denn Ernäh-
rungsunsicherheit und Katastrophenrisiko 
können sich durch die steigende Heftigkeit 
und Häufigkeit von Extremwetterereignis-
sen gegenseitig verstärken. Dabei zeigen 
Untersuchungen der „Food and Agriculture 
Organization“ (FAO), dass Investitionen in 
die Landwirtschaft für die Reduzierung von 
Armut und Hunger bis zu fünfmal effizienter 
sind als Maßnahmen in jedem anderen Sektor 
(FAO 2015b).

Krisenfestigkeit von kleinbäuerlicher 
Produktion

Manche lokale Systeme zur Sicherung des 
Lebensunterhalts („Livelihood“) haben sich 
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VERZWEIFLUNGSMASSNAHMEN

LANGFRISTIGE FOLGEN

LEBENSMITTEL- UND ERNÄHRUNGSKRISE

EINE WEITERE KATASTROPHE TRITT EIN

80 %  

DER HUNGERNDEN LEBEN IN KATASTROPHEN GEFÄHRDETEN 

GEBIETEN MIT STARKER BODENDEGRADATION

KATASTROPHE TRITT EIN

UNMITTELBARE AUSWIRKUNGEN

Schritt 1
Vulnerabler Haushalt befin-

det sich in fragiler, kata-
strophengefährdeter Gegend 

und ist von Landwirtschaft 
abhängig. Eine Flut, Dürre, 

ein Erdbeben oder schwerer 
Sturm trifft auf das Gebiet.

Schritt 3
Kinder werden aus der Schule 
genommen, Menschen essen 
weniger und Produktionsmit-
tel wie Werkzeuge oder Vieh 

werden verkauft.

Schritt 5
Verminderte Vielfalt und 

Gesamtmenge der aufgenom-
menen Nahrung. Erhöhter 

Anteil von Untergewicht und 
Wachstumsverzögerung bei 

Kindern.

Schritt 2
Tod oder Verlust der 
Lebensgrundlage. Zerstö-
rung von Wohnraum, Land, 
Viehbestand, Ernte und des 
Angebots an lebenswichti-
gen Nahrungsmitteln. 

Schritt 4
Die bedenkliche Nahrungs-
mittel- und Ernährungs-
situation, die sich seit der 
Katastrophe entwickelt hat, 
verschlimmert sich nun zu 
einer gravierenden Krise.

Schritt 6
Hungernde und mangel-
ernährte Menschen haben 
schlechtere Voraussetzun-
gen, um Katastrophen zu 
bewältigen, und sind deren 
Auswirkungen gegenüber 
vulnerabler.

Schule

zwar über Jahrhunderte bewährt, stoßen 
aber an ihre Grenzen, wenn wachsender 
Bevölkerungsdruck auf das Land eine inten-
sivere Bewirtschaftungsform erfordert. Zum 
Beispiel führen Produktionsverfahren, die bei 
zehnjährigen Brachen angemessen waren, bei 
sehr kurzen oder gar keinen Brachzeiten zu 
sinkender Produktivität, Verödung der Böden 
und dadurch zur Verarmung der sie bewirt-
schaftenden Familien. Weltweit leben viele 
Menschen in Situationen von gesellschaftli-
cher Ungleichheit und Abhängigkeiten (zum 
Beispiel Landarbeiter, Halbpächter, Familien 

in Schuldknechtschaft, Marginalisierte aus 
ethnischen oder Kastengründen), die es ihnen 
nicht ermöglichen, eine einigermaßen sichere 
Ernährungssituation zu erreichen. Dies kann 
bei Krisen und Katastrophen schnell zu extre-
men Auswirkungen führen. 

Landwirtschaftliche Produzenten mit indus-
triellen Produktionsmethoden (Monokul-
turen, Höchstertragssaatgut, ausschließlich 
Marktkulturen) sind oftmals durch eine starke 
wirtschaftliche Verwundbarkeit gegenüber 
Extremwetterereignissen gekennzeichnet 

Abbildung 5: Wie Katastrophen den Hunger verstärken (WFP 2015c)
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(Zukunftsstiftung Landwirtschaft 2013). 
Eine große Stärke der kleinbäuerlichen 
Produktions weise kann in einer Diversifi-
zierung des Anbaus und damit einer Risiko-
minimierung liegen. Teilweise führt dies 
jedoch zum Festhalten an überkommenen 
Verfahren ohne Überprüfung, ob es Alterna-
tiven gibt. Dadurch wächst die Gefahr nicht 
(mehr) angepassten Handelns. Beispielsweise 
wäre im sehr trockenen Nordosten Brasiliens 
eine Strategie zur Schaffung alternativer 
Einkommensquellen und eines „Lebens mit 
der Dürre“ aussichtsreicher als der traditionel-
le Ansatz „Kampf gegen den Wassermangel“. 
Es gibt Gegenbeispiele von experimentierfreu-
digen und innovativen Bauerngruppen, wie 
zum Beispiel in Bangladesch, die selber ange-
passtes Reissaatgut gezüchtet haben (FAKT/
Misereor 2011). Aber solche Initiativen sind 
bisher noch die Ausnahme.

Ökologische Systeme

Der Weltagrarbericht zeigt eine beängstigende 
Konzentration: Drei Viertel der im Jahr 1900 
noch verfügbaren Sortenvielfalt ist heute 
verloren, während 75 Prozent aller Lebens-
mittel der Welt von nur zwölf Pflanzen- und 
Tierarten stammen (Zukunftsstiftung Land-
wirtschaft 2013). Der Verlust kann durch die 
fortschreitende Patentierung traditionellen 
Saatguts noch stärker werden, was zu dem 
Begriff der „Biopiraterie“ geführt hat (Shiva 
2004). Geringere Sortenvielfalt macht die 
Anbausysteme krisenanfälliger. Ergänzt wird 
dies durch eine zunehmende Diskriminierung 
von traditionellen Saatgutsystemen durch 
internationale Vereinbarungen zum Schutz 
von Pflanzenzüchtungen, vor allem über 
Patentregeln, die den Erhalt, die Nutzung, 
den Tausch, Verkauf und Nachbau von tradi-
tionellem, lokal angepassten Saatgut massiv 
erschweren (Stiglitz 2006).

Eine weitere Herausforderung für die 
zukünftige Versorgung der Weltbevölkerung 
mit Lebensmitteln ist, die Landverödung zu 
stoppen: Weltweit sind bereits etwa 20 bis 
25 Prozent der Böden degradiert (Heinrich- 
Böll-Stiftung 2015). Hinzu kommt: Aufgrund 

zunehmender Investitionen wird für Afrika 
eine ähnliche Entwicklung wie in Lateinameri-
ka erwartet – auf die Ausdehnung der Flächen 
durch Abholzung folgen die Intensivierung 
der Produktion nach einem industriellen 
Muster und damit auch eine zunehmende 
Boden- und Wasserbelastung durch Dünge-
mittel und Pestizide.

Ökonomische und politische 
Rahmenbedingungen

In den vergangenen Jahrzehnten bis Mitte der 
2000er Jahre wurden in Folge der von Welt-
bank und IWF vorangetriebenen Strukturan-
passungsmaßnahmen öffentliche Investitio-
nen in die Landwirtschaft in vielen Ländern 
des Südens massiv abgebaut. Beispielsweise 
haben Kleinbauern vielfach keinen Zugang 
mehr zu Beratungs- und Veterinärdienst-
leistungen, Krediten, sozialen Sicherungen 
gegen Ernteausfälle, einer erreichbaren 
Lagerhaltung, Unterstützung beim Transport 
und Ankaufoptionen in Notfällen. Nicht nur 
die Politik, auch die Forschung geht nur unzu-
reichend auf ihre spezifischen Bedürfnisse für 
eine nachhaltige kleinbäuerliche Produktion 
ein (Welthungerhilfe 2011). 

Viele Länder des Südens haben schwach 
ausgebildete Binnenmärkte und eine einseitig 
auf den Export ausgerichtete Infrastruktur. 
Dies hat sich unter dem Einfluss internatio-
naler Geberorganisationen seit den 1980er 
Jahren noch weiter verstärkt. Dadurch 
wurden die lokalen Marktstrukturen für 
funktionierende Stadt-Land-Verbindungen 
beeinträchtigt. Bei steigenden Weltmarktprei-
sen für Nahrungsmittel kann die gesunkene 
nationale Produktion die Gesamtversorgung 
der Bevölkerung dann nicht mehr sicherstel-
len. Diese entscheidenden Faktoren haben die 
Krisenanfälligkeit vieler Länder erhöht und 
einen wichtigen Beitrag zur Globalisierung der 
Armut geleistet (Chossudovsky 2002). Beson-
dere Schwierigkeiten treten dann im Katas-
trophenfall zutage: Die Preise steigen, weil 
eine schon ursprünglich vernachlässigte Infra-
struktur die betroffenen Bevölkerungsgruppen 
nicht mehr mit lokalen, kulturell angepassten 



 WeltRisikoBericht 2015 ] 35

Nahrungsmitteln versorgen kann. Mangelnde 
Infrastruktur, Marktinformation, Lagerhal-
tung erschweren es, Nahrungsmittel gezielt in 
Bedarfsregionen zu bringen. 

Die Landnutzungsrechte, insbesondere infor-
melle Rechte von Kleinbauern, sind oft nicht 
gesichert, sodass in- und ausländische Inves-
toren beträchtliche Landflächen in Afrika 
und Lateinamerika kaufen oder pachten, um 
Agrarerzeugnisse wie Futtermittel oder Ener-
giepflanzen für den Export zu produzieren. 
Dieses „Landgrabbing“ schwächt die einhei-
mische Nahrungsmittelproduktion. Bemer-
kenswert ist, dass sich der Aufkauf auf Länder 
konzentriert, die bereits einen hohen Anteil 
von Hungernden an der Bevölkerung haben 
(Zukunftsstiftung Landwirtschaft 2013). 

Das wachsende Bruttoinlandsprodukt in 
Schwellenländern und reicheren Entwick-
lungsländern erhöht die Nachfrage nach 
hochwertigen Agrarprodukten, vor allem nach 
Fleisch. In den vergangenen fünfzig Jahren 
hat sich die globale Fleischproduktion von 
71 auf 300 Millionen Tonnen pro Jahr mehr 
als vervierfacht. Dies ist problematisch für 
die globale Ernährungssicherheit, weil die 
Fleischproduktion viel Getreide und damit 
auch Anbaufläche benötigt (Zukunftsstiftung 
Landwirtschaft 2013). Zudem führen global 
standardisierte Ernährungsmuster zu einer 
Abhängigkeit von wenigen Hauptproduzenten 
der globalen Getreideproduktion (vor allem 
USA, Australien, Russland, Ukraine). Die 
weitere Globalisierung der Nahrungsmittel-
märkte und der verstärkte Derivatehandel mit 
Agrarrohstoffen haben seit Mitte der 2000er 
Jahre zu einer deutlich höheren Preisvolati-
lität geführt, die (oft mit zeitlicher Verzöge-
rung) auf Binnenmärkte durchschlägt. 

Lösungsansätze

→ Ernährungssouveränität: Der internatio-
nale Kleinbauernverband „La Via Campesina“ 
hat bereits in den 1990er Jahren das Konzept 
der Ernährungssouveränität geprägt, das seit-
dem von vielen sozialen Bewegungen weltweit 
übernommen und weiterentwickelt wurde.  

Länderbeispiel Guatemala

k Fortsetzung auf Seite 36 

Obst- und Gemüsegärten statt 
zerstörerischer Monokulturen 
Vor 50 Jahren stand unwegsamer Dschungel im Süden des Depart-
ments Petén, dem größten Guatemalas, gelegen im Norden des 
mittelamerikanischen Landes. Durch den Raubbau an Edelhölzern, 
extensive Viehwirtschaft und in jüngster Zeit die Monokulturen 
der Ölpalme wurde der Urwald massiv zerstört. Die großflächige 
Abholzung, die damit einhergehenden Veränderungen des lokalen 
Klimas und Bewässerungstiefbrunnen der Plantagen ließen Quel-
len und Bäche austrocknen. Die Menschen in den Siedlungen der 
Region können sich nur noch schwer mit Trinkwasser versorgen. 
Die Mehrheit gehört zum Volk der Maya-Kekchí und kommt aus 
den südlich benachbarten Provinzen, wo sie in ihren Heimatge-
meinden von Großgrundbesitzern verdrängt wurden. Den Kekchí 
blieben marginale Flächen, die rasch auslaugen und keine Vertei-
lung auf die Nachkommen ermöglichen. Immer wieder sahen sie 
sich daher gezwungen, zu migrieren und anderswo neue Flächen 
urbar zu machen, so auch im Süden des Petén.

Mit aktuell rund 100 Gemeinden der Region arbeitet die Organisa-
tion „Sagrada Tierra“ (ST) im Bereich der Ernährungssouveränität 
und der Katastrophenvorsorge. medico international unterstützt 
ST seit 2012 mit insgesamt 67.300 Euro. „Die Menschen wollten 
lernen, ihr Land besser zu bewirtschaften. Sie wandten sich an 
verschiedene staatliche und internationale Stellen, aber keiner 
bot ihnen die gewünschte nachhaltige Unterstützung. Wir gingen 
auf ihre Bitte ein und so entwickelte sich unser Engagement“, 
sagt Jesus Antonio Villar von ST. Deshalb fördert ST durch Aus- 
und Fortbildungsmaßnahmen unter anderem einen nachhaltigen 
Anbau der Grundnahrungsmittel Mais und Bohnen mit lokalem, 
nicht gentechnisch verändertem Saatgut. Weitere Aktivitäten 
liegen im Bereich der Geflügelhaltung und der Einführung nicht 
traditioneller Produkte, zum Beispiel von Pilzen.
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Im Kern geht es darum, dass Nahrungspro-
duzenten und -konsumenten die Kontrolle 
über das Ernährungssystem zurückfordern. 
Sie wollen gesunde, kulturell angepasste 
und nachhaltig produzierte Nahrung. Dafür 
brauchen landwirtschaftliche Produzenten 
ausreichend Zugang zu produktiven Ressour-
cen wie Land, Wasser, Saatgut, Krediten und 
sie brauchen Landrechte. Das Konzept der 
Ernährungssouveränität räumt der lokalen 
landwirtschaftlichen Produktion und den 
lokalen Märkten Priorität ein vor der Produk-
tion für den Export und fordert gerechte 
Handelsbeziehungen sowie eine faire Preisbil-
dung auf den Agrarmärkten. Die staatlichen 
Institutionen müssen hierfür die rechtlichen 
Rahmenbedingungen schaffen, um die Grund-
lagen für krisenfeste Ernährungssysteme 
zu gewährleisten. Ernährungssouveränität 
beinhaltet auch, dass im Katastrophenfall die 
Betroffenen als eigenständige Akteure gesehen 
werden, deren Handlungsfähigkeit vorrangig 
wiederherzustellen ist.

→ Nothilfe, ohne zu schaden: Trotz der 
SPHERE-Grundsätze und des „Do no Harm“-
Ansatzes (siehe Kapitel 2.3) ist im konkreten 
Einzelfall nicht immer eindeutig zu entschei-
den, bis wohin notwendige Überlebenshilfe 
gehen sollte und wann sie anfängt, schädlich 
zu wirken. Überdimensionierte Nothilfe kann 
leicht dazu führen, dass bei den Betroffenen 
der direkt nach einer Katastrophe noch 
bestehende Selbsthilfeimpuls erlahmt und es 
der Bevölkerung auch mittel- und langfristig 
schwerfällt, die Verantwortung für das eigene 
Leben wieder vollständig zu übernehmen. 
Hinzu kommt, dass Nahrungsmittelschenkun-
gen die kulturellen Ernährungsmuster verän-
dern können und lokale Märkte nachhaltig 
durch kostenlose Nahrungsmittelhilfe gestört, 
im krassesten Fall sogar ruiniert werden. 
Nothilfe muss daher so organisiert werden, 
dass diese negativen Folgen vermieden 
werden (siehe Kapitel 2.3).

→ Agrarökologie: Eng verbunden mit Ernäh-
rungssouveränität setzt die Agrarökologie auf 
nachhaltige, lokal angepasste und diversifi-
zierte landwirtschaftliche Systeme, welche die 
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 „In unserer Arbeit kann es aber nicht allein darum gehen, Antwor-
ten in Bezug auf Risikomanagement und Ernährungssicherheit zu 
bieten, es bedarf vor allem eines Prozesses der organisatorischen 
Stärkung der Gemeinden, ihrer Beteiligung und Einflussnahme zu-
gunsten der Überwindung von Armut und insgesamt der Schaffung 
besserer, gerechterer Lebensbedingungen“, ergänzt Rolando Pinelo 
von ST. Daher setzt sich seine Organisation auch für die Stärkung 
lokaler Führungskräfte und für die Partizipation von Frauen und 
Jugendlichen ein. ST gibt zum Beispiel Fortbildungsworkshops für 
Frauen und Jugendliche in Bürgerbeteiligung, damit diese ge-
genüber staatlichen Instanzen Einfluss auf lokale und nationale 
Entwicklungspläne nehmen können.

In den über 15 Jahren engagierter Arbeit im Petén kann ST sichtba-
re Erfolge aufweisen. Gemüse- und Obstgärten haben den Anbau 
diversifiziert. Ein Netzwerk von Frauengruppen verkauft beispiels-
weise eingelegte Früchte und Gemüse im eigenen Laden und 
auf lokalen und regionalen Märkten. Die Einführung und Verbes-
serung der Kleintierhaltung hat ebenfalls dazu beigetragen, die 
Ernährungsgrundlage vieler Familien zu verbessern und ihnen ein 
bescheidenes Einkommen zu sichern.

Dennoch konstatiert Rolando Pinelo, dass die Verarmung im Petén 
zugenommen hat: „Die Veränderungen des Mikroklimas machen 
den Anbau von Mais und Bohnen immer risikoreicher und die Zwi-
schenhändler drücken die Preise. Die Optionen der Ernährungser-
gänzung aus Flüssen und Wäldern versiegen.“ So fingen die Bauern 
notgedrungen an, Teile ihres Landes zu verkaufen – teilweise 
getrieben von Aufkäufern, die mit betrügerischen Methoden Druck 
auf die Kleinbauern ausüben. Heute besitzen viele Familien kein 
eigenes Land mehr. 

„Daher suchen wir ständig nach konkreten Alternativen, um die 
Ernährung und das Einkommen der Familien zu sichern“, bekräftigt 
María Luisa Rosal von ST. „Dazu bedarf es aber auch politischer De-
batten über die Landnutzung und den Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen und dies muss auf nationaler Ebene geschehen. Dabei 
geht es uns nicht nur um Protest und Forderungen – wir wollen, 
dass die Betroffenen konkrete Vorschläge, ausgehend von ihren 
lokalen Realitäten, artikulieren können.“

Dieter Müller, Projektkoordinator Zentralamerika und Mexiko bei 
 medico international
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Vulnerabilität der Bauern gegenüber externen 
Einflüssen reduzieren. Durch agrarökolo-
gische Kreisläufe mit lokalen Ressourcen 
reduziert sich die Abhängigkeit von externen 
Betriebsmitteln. Die Sortenvielfalt mindert die 
Vulnerabilität durch Ernteausfälle. Maßnah-
men zur Erosionsvermeidung, des Wasser-
managements, zum Erhalt der Biodiversität 
oder dem Schutz der Vegetation wirken sich 
unmittelbar aus auf die Ernährungssicherheit, 
das Mikroklima, die Anfälligkeit für Über-
schwemmungen und Dürren. Erfahrungen 
belegen zudem, dass nachhaltig bewirtschafte-
te Betriebe geringere Schäden aufweisen und 
sich nach Katastrophen schneller erholen. 

Ein Beispiel aus der Praxis

Gelungene ländliche Entwicklung und Ernäh-
rungssicherung stärkt die Resilienz der Bevöl-
kerung und ist damit stets auch Katastrophen-
prävention. Zugleich ist eine Reduzierung des 
Katastrophenrisikos ein wichtiger Baustein 
einer verbesserten Ernährungssicherung.

Das Beispiel des Taifuns Haiyan auf den 
Philippinen (dort „Yolanda“ genannt) zeigt, 
dass eine nachhaltige, agrarökologisch 
ausgerichtete Landwirtschaft helfen kann, 
die Ernährungssicherheit der Bevölkerung 
dauerhaft zu verbessern. Georie Pitong, 
Koordinatorin bei der Misereor-Partnerorga-
nisation MASIPAG, einem Netzwerk von über 
600 Organisationen, erläutert: „In unserer 
Region Visayas hat der Taifun Yolanda 2013 
die Ernährungssicherheit der bäuerlichen 
Familien stark beeinträchtigt. Die Familien, 
die ihren Anbau diversifiziert hatten, waren in 
einer viel besseren Situation. Sie bauen nicht 
nur Getreide, sondern auch Gemüse, Knollen-
früchte, Bananen und anderes Obst, Reis und 
weitere Grundnahrungsmittel an und haben 
Geflügel. Des Weiteren gehören Anbauprak-
tiken wie Mischkulturen, Fruchtfolge und die 
Bewahrung eines sortenreichen Anbaus der 
Grundnahrungsmittel dazu. In den Tagen 
nach Yolanda konnten solche bäuerlichen 
Familien auf den Boden gefallene Bananen 
aufsammeln und die unterirdisch wachsenden 
Hackfrüchte, wie die Süßkartoffel, halfen 

ihnen zu überleben. Andere, konventionell 
anbauende Betriebe, die sich auf ein Produkt 
spezialisiert haben, wurden hart getroffen 
und hingen von der Hilfe von außen ab, umso 
mehr, wenn sie zum Beispiel nur noch Futter-
mais anbauten. Die betroffene Bevölkerung 
erhielt Hilfsgüter von der Regierung und von 
internationalen Organisationen, die schnellste 
kam aber frühestens nach drei Tagen an. 
Deshalb mussten die Familien mindes-
tens in diesen drei Tagen sich selbst um 
Nahrungsmittel kümmern und denjenigen, 
die verschiedene Anbaufrüchte hatten, ging es 
viel besser. Sie waren zudem in einer besseren 
Ausgangsposition, schnell wieder mit ihrer 
eigenen Produktion zu beginnen, zum Beispiel 
mit schnell wachsenden Gemüsesorten, und 
die Obstbäume, die überlebt hatten, konnten 
in wenigen Monaten neue Früchte produ-
zieren. Die bäuerlichen Familien können 
vorsorgen, sodass Naturereignisse nicht zu 
großen Katastrophen für sie werden. Die 
lokale Organisation der bäuerlichen Familien 
ist sehr wichtig, nicht nur für die Ernährungs-
sicherheit der Haushalte, sondern auch für 
weitergehende Gemeindeangelegenheiten. 
Durch diese Organisationen verbessern die 
Mitglieder ihr praktisches Wissen um eine 
nachhaltige Anbautechnologie und entwickeln 
ein weitergehendes soziales Bewusstsein. Das 
spielt eine ganz große Rolle, wenn es darum 
geht, gemeinsam die negativen Auswirkungen 
von Naturkatastrophen zu überwinden und 
wieder zu Kräften zu kommen.“







WeltRisikoBericht 2015 40 [



 WeltRisikoBericht 2015 ] 41

3. Der WeltRisikoIndex 2015

Vanuatu wurde am 14. März 2015 von Pam getroffen. Dieser 
Wirbelsturm wird als schwerste Katastrophe in der Geschichte 
des Inselstaates bezeichnet. Im Ranking des seit 2011 ermittelten 
WeltRisikoIndex ist Vanuatu Jahr für Jahr das Land mit 
dem höchsten Katastrophenrisiko. War die Katastrophe also 
vorhersehbar? Nein, denn der WeltRisikoIndex ist keine 
Glaskugel, er erhebt nicht den Anspruch, extreme Naturereignisse 
vorauszusagen. Das Jahrhundertbeben in Nepal am 25. April 2015 
ist hierfür ein Beispiel: Die Wahrscheinlichkeit eines Bebens 
war gemäß der vorliegenden Daten für die Exposition im 
WeltRisikoIndex gering. Und doch bestätigen die Folgen dieses 
Bebens auf fatale Weise die zentrale Aussage des Index’: Wird ein 
Land mit hoher Vulnerabilität von einem extremen Naturereignis 
getroffen, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass es zu einer 
Katastrophe kommt.
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Anfälligkeit

Öffentliche Infrastruktur

A  Bevölkerungsanteil ohne 
Zugang zu verbesserter 
Sanitärversorgung

B  Bevölkerungsanteil ohne 
Zugang zu sauberem Wasser

Wohnsituation

  Anteil der Bevölkerung in 
Slumgebieten; Anteil der 
semisoliden und fragilen Häuser

Ernährung

C  Anteil der unterernährten 
Bevölkerung

Armut und 
 Versorgungsabhängigkeiten

D  Anteil der unter 15- und 
über 65-Jährigen an der 
erwerbstätigen Bevölkerung

E  Anteil der Bevölkerung, die mit  
weniger als 1,25 US-Dollar pro 
Tag lebt (kaufkraftbereinigt)

Wirtschaftskraft und Einkommens-
verteilung

F  Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
(kaufkraftbereinigt)

G Gini-Index

WeltRisikoIndex

Abbildung 6: Die Berechnung 
des WeltRisikoIndex

Gefährdung (Exposition)

Bevölkerung exponiert  
in Bezug auf 

A Erdbeben

B Wirbelstürme

C Überschwemmungen

D Dürren

E Meeresspiegelanstieg

Anzahl der Menschen in einem Land, 
die den Naturgefahren Erdbeben 
(A), Wirbelstürme (B) und/oder 

Überschwemmungen (C) ausgesetzt sind 

Anzahl der Gesamtbevölkerung im Land

Anzahl der Menschen in diesem Land, 
die von Dürren (D) und/oder von 

Meeresspiegelanstieg (E) bedroht sind
(wegen der Unschärfe der globalen Datenlage hälftig 

gewichtet)

Gefährdung (Exposition)

Wissenschaftlich betrachtet ist der Welt-
RisikoIndex eine Heuristik sowie ein 

mathematisches Modell und ein Visualisie-
rungsinstrument, das die Gefährdung durch 
extreme Naturereignisse und die gesellschaft-
liche Vulnerabilität systematisch in Risikower-
te und Karten zusammenführt. Dabei werden 
28 Indikatoren verwendet, die Aussagen über 
potenziell gefährdete Räume bzw. Länder 
sowie soziale, ökonomische und ökologische 
Zustände von Gesellschaften ermöglichen. 
Die einzelnen dimensionslosen Indexwerte 

werden in einem Geoinformations system 
(GIS) umgesetzt und in Kartenform darge-
stellt. Dadurch ist es möglich, 171 Länder 
miteinander zu vergleichen, die Ergebnisse 
des Vergleichs mit Entscheidungsträgern 
zu diskutieren und diese in die öffentliche 
Diskussion einzubringen. 

Der WeltRisikoIndex ist kein Vorhersage-
modell, das heißt, er trifft keine Aussage darü-
ber, wann die nächste Katastrophe stattfinden 
wird. Vielmehr zeigt er auf, dass Risiken im 

Das Konzept 

Die Autoren: 
Dr. Torsten Welle 
ist akademischer 
Mitarbeiter am Institut 
für Raumordnung und 
Entwicklungspla-
nung der Universität 
Stuttgart. Prof. Dr. Jörn 
Birkmann ist Leiter 
dieses Instituts.

Gefährdung (Exposition) +
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Bewältigungskapazitäten

Regierung und Behörden

A  Wahrnehmung von Korruption
B   Gute Regierungsführung
 
Katastrophenvorsorge und 
Frühwarnung

  Nationale Katastrophenvor-
sorge gemäß Bericht an die UN

Medizinische Versorgung

C  Anzahl der Ärzte pro 10.000 
Einwohner

D  Anzahl der Krankenhausbetten 
pro 10.000 Einwohner

Soziale Netze 

  Nachbarschaft, Familie und 
Selbsthilfe

Materielle Absicherung

E  Versicherungsschutz 
(ausgenommen Lebensversicherungen)

Anpassungskapazitäten

Bildung und Forschung

A Alphabetisierungsrate
B  Bildungsbeteiligung 

Gleichberechtigte Beteiligung

C  Anteil weiblicher Schüler in 
Bildungseinrichtungen

D  Anteil weiblicher Abgeord-
neter im nationalen Parla-
ment

Umweltstatus/Ökosystem-
schutz

E  Wasserressourcen
F  Schutz von Biodiversität und 

Habitaten
G  Waldmanagement
H  Landwirtschaftsmanagement

Anpassungsstrategien

  Projekte und Strategien zur 
Anpassung an Naturgefahren 
und Klimawandel

Investitionen

I  Öffentliche Gesundheitsaus-
gaben

J Lebenserwartung 
K  Private Gesundheitsausga-

ben

Kontext von Naturgefahren und den poten-
ziellen Auswirkungen des Klimawandels nicht 
allein das Ergebnis von extremen Naturer-
eignissen sind, sondern ebenso durch gesell-
schaftliche Zustände bestimmt werden. 

Die Stärke eines Erdbebens oder eines 
Tropensturmes kann man nicht beeinflussen, 
aber man kann Vorkehrungen treffen, sodass 
die Auswirkungen dieser Naturgefahren 
reduziert werden, wie beispielsweise durch 
eine erdbebensichere Bauweise oder gut 
organisierten Katastrophenschutz (Bündnis 
Entwicklung Hilft 2011, IPCC 2014b). Der 
WeltRisikoIndex setzt sich aus den vier 

Komponenten Gefährdung (Exposition gegen-
über Naturgefahren), Anfälligkeit, Bewälti-
gungskapazitäten und Anpassungskapazitäten 
zusammen. Insgesamt wird der Index aus 28 
Indikatoren mit weltweit verfügbaren und 
öffentlich zugänglichen Daten berechnet 
(Birkmann et al. 2011, Welle et al. 2014). Die 
Zusammensetzung der vier Komponenten 
mit den einzelnen Indikatoren und deren 
Gewichtung beschreibt der modulare Aufbau 
des Index’ in Abbildung 6 oben auf dieser 
Doppelseite. Die vier Komponenten und deren 
Zusammenführung zum WeltRisikoIndex 
werden im Folgenden beschrieben:

33 % 

Vulnerabilität

33 % 

33 % 
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k Gefährdung/Exposition bedeutet, dass 
ein bestimmtes Schutzgut (Bevölkerung, 
Bebauung, Infrastrukturkomponenten, 
Umweltbereiche) den Auswirkungen einer 
oder mehrerer Naturgefahren (Erdbeben, 
Wirbelstürme, Überschwemmungen, Dürren 
und Meeresspiegelanstieg) ausgesetzt ist. 

k Anfälligkeit wird hier als die Wahrschein-
lichkeit verstanden, im Falle eines Naturge-
fahrenprozesses Schaden durch dieses Ereig-
nis davonzutragen. Anfälligkeit beschreibt 
dementsprechend strukturelle Merkmale und 
Rahmenbedingungen einer Gesellschaft. 

k Bewältigung bzw. Bewältigungskapazitä-
ten beinhaltet verschiedene Fähigkeiten von 
Gesellschaften und exponierten Elementen, 
negative Auswirkungen von Naturgefahren 
und Klimawandel mittels direkter Handlun-
gen und zur Verfügung stehender Ressourcen 
minimieren zu können. Bewältigungskapazi-
täten umfassen Maßnahmen und Fähigkeiten, 
die unmittelbar während eines Ereignisfalls 
zur Schadensreduzierung zur Verfügung 
stehen. Für die Berechnung des WeltRisiko-
Index wurde der entgegengesetzte Wert, also 
der Mangel an Bewältigungskapazitäten 
eingesetzt, der sich aus dem Wert 1 minus der 
Bewältigungskapazitäten ergibt.

k Anpassung wird im Gegensatz zur Bewälti-
gung als langfristiger Prozess verstanden, der 
auch strukturelle Veränderungen beinhaltet 
(Lavell et al. 2012; Birkmann et al. 2010) und 
Maßnahmen sowie Strategien umfasst, die 
sich mit den in der Zukunft liegenden nega-
tiven Auswirkungen von Naturgefahren und 
Klimawandel befassen und damit umzugehen 
versuchen. Analog zu den Bewältigungska-
pazitäten wird hierbei der Mangel an Anpas-
sungskapazitäten in den WeltRisikoIndex 
einbezogen. 

k Vulnerabilität setzt sich aus den Komponen-
ten Anfälligkeit, Mangel an Bewältigungskapa-
zitäten und Mangel an Anpassungskapazitäten 
zusammen (Bündnis Entwicklung Hilft 2011) 
und bezieht sich auf soziale, physische, ökono-
mische und umweltbezogene Faktoren, die 

Menschen oder Systeme verwundbar gegen-
über Einwirkungen von Naturgefahren und 
negativen Auswirkungen des Klimawandels 
oder anderer Veränderungsprozesse machen. 
Dabei werden unter dem Begriff der Vulnera-
bilität auch die Fähigkeiten und Kapazitäten 
der Menschen oder Systeme berücksichtigt, 
negative Auswirkungen von Naturgefahren zu 
bewältigen und Anpassungen daran zu entwi-
ckeln. Es geht also im umfassenden Sinne um 
die Verwundbarkeit von Gesellschaften. 

Der k WeltRisikoIndex berechnet sich aus 
der Multiplikation der Exposition mit der 
Vulnerabilität, da Risiko als Wechselwirkung 
zwischen Gefährdung und Vulnerabilität 
verstanden wird. Eine ausführliche Beschrei-
bung des Kon zepts, der verwendeten Indika-
toren und der  Metho dik zur Berechnung des 
WeltRisikoIndex (Birkmann et al. 2011) ist im 
WeltRisiko Bericht 2011 und auf www.Welt-
RisikoBericht.de nachzulesen.

Der WeltRisikoIndex 2015 berechnet das Risi-
ko für 171 Länder aus 28 Indikatoren, darun-
ter entfallen fünf Indikatoren auf den Bereich 
der Gefährdung und 23 Indikatoren auf den 
Bereich der Vulnerabilität. Insgesamt konnten 
15 der 23 Vulnerabilitätsindikatoren aktua-
lisiert werden (siehe Tabelle im Menüpunkt 
„Indikatoren“ auf www.WeltRisiko Bericht.de). 
Für die übrigen acht Indikatoren wurden die 
Daten aus dem Vorjahr verwendet, da keine 
neuen Datensätze vorlagen. Zur Gefährdung 
gibt es seit 2012 für die fünf Indikatoren keine 
neuen Daten.

Innerhalb der Komponente Anfälligkeit liegen 
für fünf der sieben Indikatoren aktualisierte 
Datensätze vor: 

C k Anteil der unterernährten Bevölkerung, 
D k  Anteil der unter 15- und über 65-Jährigen 

an der erwerbstätigen Bevölkerung, 
E k  Anteil der Bevölkerung, die mit weniger 

als 1,25 US-Dollar (kaufkraft bereinigt) pro 
Tag lebt, 

F k  Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
(kaufkraftbereinigt), 

G k Gini-Index.
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Innerhalb der Komponente Bewältigungska-
pazitäten konnten drei der fünf Indikatoren 
aktualisiert werden: 

A k Wahrnehmung von Korruption, 
B k Gute Regierungsführung, 
C k Anzahl der Ärzte pro 10.000 Einwohner.

Für die Komponente Anpassungskapazi-
täten sind sieben von elf Indikatoren im 
WeltRisikoIndex aktualisiert: 

A k Alphabetisierungsrate, 

B k Bildungsbeteiligung, 
C k  Anteil weiblicher Schüler in 

Bildungseinrichtungen, 
D k  Anteil weiblicher Abgeordneter im natio-

nalen Parlament, 
I k Öffentliche Gesundheitsausgaben, 
J k Lebenserwartung, 
K k Private Gesundheitsausgaben.

Auf www.WeltRisikoBericht.de sind die 
Arbeitsblätter zu den 28 Indikatoren mitsamt 
den aktuellsten Datensätzen und ihren Quel-
len verfügbar.

Ergebnisse des WeltRisikoIndex 2015

Da keine neuen Daten zur Gefährdung 
vorliegen, sind die Veränderungen 

innerhalb der einzelnen Länderrankings 
wie bereits im WeltRisikoIndex 2013 und 
2014 ausschließlich durch Veränderungen 
innerhalb der Vulnerabilität begründet. Die 
Ergebnisse der einzelnen Werte für 171 Länder 
sind in der Tabelle im Anhang aufgeführt. 
Die grafischen Darstellungen des Index’ sind 
in Karte C auf der rechten Klappseite des 
Umschlags und auf der Weltkarte auf den 
Seiten 48/49 zu sehen.

Aus wissenschaftlicher Sicht gilt, dass Ände-
rungen der Indikatoren über einen kurzen 
bzw. begrenzten Zeitraum vorsichtig interpre-
tiert werden müssen, da sich die Datenqualität 
und Datenaktualität der einzelnen Indikatoren 
teilweise stark unterscheiden (Freudenberg 
2003; Meyer 2004). Nichtsdesto trotz können 
unter Berücksichtigung dieser Unsicherheiten 
die Werte und Klassenzugehörigkeit der 
Länder des vorjährigen und diesjährigen 
Index kritisch betrachtet werden und deut-
liche Verschiebungen innerhalb der Vulne-
rabilitätskomponenten analysiert werden 
(Bündnis Entwicklung Hilft/United Nations 
University 2014).

Durch die gewählten Indikatoren und deren 
Veränderungen über die Zeit lassen sich 
mögliche Ansatzpunkte zur Verringerung von 

Risiken ableiten. In dieser Hinsicht sollten 
die Ranglisten dazu dienen, Diskussionen und 
Maßnahmen bei politischen Entscheidungs-
trägern im Rahmen der Katastrophenvorsorge 
und der Entwicklungsplanung anzustoßen.

Anfälligkeit 

Die Länder mit der höchsten Anfälligkeit 
befinden sich fast alle in der Sahelzone und 
im tropischen Bereich Afrikas, wie die Karte 
B1 auf der linken Klappseite des Umschlags 
und die Top-15-Tabelle verdeutlichen. Unter 
den Top 15 sind mit Ausnahme von Haiti 
alle Länder dem afrikanischen Kontinent 
zugehörig. 

Im Vergleich zum Vorjahr haben bei den Top-
15-Ländern die Zentralafrikanische Republik 
und Tansania den größten Sprung gemacht. 
Die Zentralafrikanische Republik hat sich von 
Rang 10 mit dem Wert von 61,54 im Vorjahr 
auf Rang 3 und dem Wert 63,51 im Jahr 2015 
verschlechtert. Dies liegt vor allem an einer 
Zunahme der unterernährten Bevölkerung 
von 28,2 Prozent auf 37,6 Prozent sowie einer 
Verringerung des Bruttoinlandsprodukts 
pro Kopf von 980,81 US-Dollar auf 606,16 
US-Dollar. Obwohl sich der Anteil an unter-
ernährter Bevölkerung um 1,6 Prozentpunkte 
erhöhte, hat sich Tansania hingegen von Rang 
3 mit einem Wert von 64,27 auf Rang 11 und 
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einen Wert von 59,46 verbessert. Hauptgrün-
de hierfür sind vor allem eine Reduzierung 
des Anteils der Bevölkerung, der mit weniger 
als 1,25 US-Dollar pro Tag auskommen 
muss und eine Erhöhung des Bruttoinlands-
produkts pro Kopf. Im Detail hat sich der 
Armutsindikator von 67,87 Prozent auf 43,48 
Prozent reduziert und das Bruttoinlandspro-
dukt von 1.684,41 US-Dollar pro Kopf auf 
2.591,15 US-Dollar erhöht.

Mangel an Bewältigungskapazitäten

Die kartografische Darstellung des Mangels 
an Bewältigungskapazitäten (Karte B2, linke 
Klappseite des Umschlags) weist Hotspot-
Regionen in Afrika und Asien aus, wie auch 
die Top-15-Tabelle zeigt. Die größten Rang-
verschiebungen in allen 171 Ländern sind für 
Saudi-Arabien und Ruanda zu verzeichnen. 
Saudi-Arabien hat durch eine leichte Verbes-
serung in den „Governance“-Indikatoren 
(„Wahrnehmung von Korruption“ und „Gute 
Regierungsführung“), aber hauptsächlich 
durch eine Erhöhung der Anzahl der Ärzte 
von 9,39 auf 24,91 pro 10.000 Einwohner 
eine Rangverbesserung von Rang 96 auf 
110 erreicht. Dies äußert sich auch in einer 
Klassenverschiebung von ehemals „mittlerem 
Mangel an Bewältigungskapazitäten“ zu der 
Klasse mit „geringem Mangel an Bewälti-
gungskapazitäten“. Ruanda hingegen hat 
sich um acht Ränge von Rang 62 auf Rang 
54 verschlechtert, was hauptsächlich auf den 
Indikator „Wahrnehmung von Korruption“ 
gefolgt von „Gute Regierungsführung“ 
zurückzuführen ist.

Mangel an Anpassungskapazitäten

Die Hotspot-Regionen beim Mangel an 
Anpassungskapazitäten (Karte B3, linke 
Klappseite des Umschlags) lassen sich 
verstärkt in Westafrika und in der Sahelzone 
ausmachen sowie in Teilen Südostasiens. Die 
stärksten Veränderungen haben sich jedoch 
in anderen Regionen ergeben: Im Vergleich 
zum Vorjahr ist beispielsweise Brasilien aus 
der Klasse mit „mittlerem Mangel an Anpas-
sungskapazitäten“ in die Klasse mit „geringem 

Die 15 Länder mit der größten 
Gefährdung weltweit

Land Gef. (%) Rang

Vanuatu 63,66 1
Tonga 55,27 2
Philippinen 52,46 3
Japan 45,91 4
Costa Rica 42,61 5
Brunei Darussalam 41,10 6
Mauritius 37,35 7
Guatemala 36,30 8
El Salvador 32,60 9
Bangladesch 31,70 10
Chile 30,95 11
Niederlande 30,57 12
Salomonen 29,98 13
Fidschi 27,71 14
Kambodscha 27,65 15

Die 15 Länder mit dem größten Mangel 
an Bewältigungskapazitäten weltweit

Land M. a. Bew. (%) Rang

Sudan 92,89 1
Afghanistan 92,36 2
Tschad 91,14 3
Haiti 90,76 4
Jemen 90,51 5
Zentralafr. Rep. 90,35 6
Guinea-Bissau 89,61 7
Guinea 89,32 8
Eritrea 89,21 9
Irak 88,98 10
Simbabwe 88,75 11
Burundi 87,75 12
Uganda 87,57 13
Nigeria 87,42 14
Myanmar 87,15 15

Die 15 Länder mit der größten 
Anfälligkeit weltweit

Land Anf. (%) Rang

Madagaskar 65,08 1
Mosambik 63,66 2
Zentralafr. Rep. 63,51 3
Burundi 63,29 4
Liberia 62,32 5
Sambia 62,29 6
Haiti 61,67 7
Eritrea 61,59 8
Tschad 61,14 9
Malawi 60,43 10
Tansania 59,46 11
Niger 59,04 12
Komoren 58,64 13
Togo 57,97 14
Sierra Leone 57,32 15

Die 15 Länder mit dem größten Mangel 
an Anpassungskapazitäten weltweit

Land M. a. Anp. (%) Rang

Sierra Leone 72,05 1
Zentralafr. Rep. 70,49 2
Mali 70,44 3
Tschad 70,28 4
Niger 70,20 5
Guinea 69,86 6
Afghanistan 69,33 7
Liberia 68,91 8
Eritrea 67,93 9
Haiti 67,64 10
Guinea-Bissau 67,42 11
Elfenbeinküste 65,95 12
Benin 65,11 13
Äthiopien 64,91 14
Jemen 63,89 15

Die 15 Länder 
mit dem höchsten Risiko weltweit

Land Risiko (%) Rang

Vanuatu 36,72 1
Tonga 28,45 2
Philippinen 27,98 3
Guatemala 20,10 4
Salomonen 19,29 5
Bangladesch 19,26 6
Costa Rica 17,17 7
Kambodscha 16,82 8
Papua-Neuguinea 16,82 9
El Salvador 16,80 10
Timor-Leste 16,23 11
Brunei Darussalam 16,15 12
Mauritius 14,66 13
Nicaragua 14,63 14
Guinea-Bissau 13,78 15

Die 15 Länder mit der höchsten 
Vulnerabilität weltweit

Land Vuln. (%) Rang

Zentralafrik. Rep. 74,78 1
Tschad 74,19 2
Haiti 73,36 3
Eritrea 72,91 4
Afghanistan 72,49 5
Liberia 71,97 6
Niger 71,87 7
Sierra Leone 71,67 8
Guinea 70,63 9
Mosambik 70,16 10
Guinea-Bissau 70,09 11
Burundi 70,03 12
Mali 69,69 13
Madagaskar 69,58 14
Komoren 68,19 15
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Mangel“ gewechselt und hat sich um sieben 
Rangpositionen von Rang 97 auf Rang 104 
verbessert. Ausschlaggebend hierfür sind eine 
Reduzierung der Analphabeten-Quote und 
eine Erhöhung der Anzahl der weiblichen 
Abgeordneten im nationalen Parlament sowie 
eine Zunahme der staatlichen Gesundheits-
ausgaben um 46 Prozent und der privaten 
Gesundheitsausgaben um 19,25 Prozent. Ein 
Vergleich mit der Top-15-Tabelle aus 2014 
zeigt, dass sich Afghanistan von Rang 1 auf 
Rang 7 verbessert hat und die Zentralafri-
kanische Republik von Rang 13 auf Rang 2 
verschlechtert hat. Dies ist bei Afghanistan vor 
allem auf eine Verbesserung der Alphabetisie-
rungsrate und der öffentlichen wie auch priva-
ten Gesundheitsausgaben zurückzuführen. 
Hingegen sind in der Zentralafrikanischen 
Republik die öffentlichen und die privaten 
Gesundheitsausgaben um 26 Prozent bzw. 
27,3 Prozent zurückgegangen.

Vulnerabilität

Die Karte für die Vulnerabilität (Karte B, 
rechte Klappseite des Umschlags) wie auch 
die Top-15-Tabelle verdeutlichen, dass die 
Länder mit den höchsten Vulnerabilitäten 
hauptsächlich auf dem afrikanischen Konti-
nent zu finden sind. Mit Ausnahme von Haiti 
und Afghanistan liegen alle 15 Länder mit der 
höchsten Vulnerabilität in Afrika. Die Zentral-
afrikanische Republik hat sich bei der Anfäl-
ligkeit und bei den Anpassungskapazitäten im 
Vergleich zum Vorjahr deutlich verschlechtert 
(siehe oben), sodass für die Vulnerabilität 
Rang 1 zu verzeichnen ist (im Vorjahr noch 
Rang 5). Andere auffallende Beispiele aus der 
Liste der 171 Länder: Brasilien hat sich im 
Vergleich zum Vorjahr um fünf Ränge verbes-
sert und ist dabei von der Klasse mit „mittlerer 
Vulnerabilität“ in die Klasse mit „geringer 
Vulnerabilität“ gewechselt (insbesondere 
wegen verbesserter Anpassungskapazitäten, 
siehe oben). Südafrika war im letzten Jahr 
auf Rang 103 und ist in diesem Jahr auf Rang 
97, was auch zu einem Wechsel in die Klasse 
von „geringer Vulnerabilität“ in die Klasse 
mit „mittlerer Vulnerabilität“ geführt hat. 
Gründe hierfür liegen in der Komponente 

Mangel an Anpassungskapazitäten, konkret 
vor allem in einem Rückgang der Bildungsbe-
teiligung und im Anteil weiblicher Schüler in 
Bildungseinrichtungen.

Gefährdung bzw. Exposition gegenüber 
Naturgefahren

In dieser Komponente sind seit dem WeltRi-
sikoBericht 2012 keine aktualisierten Daten 
erhältlich, da diese wegen der geringen 
Veränderungen von Exposition im Zeitverlauf 
nicht jährlich, sondern nur in größeren Zeit-
abständen aktualisiert werden. Aus diesem 
Grund zeigt die Weltkarte der Gefährdung 
(Karte A, rechte Klappseite des Umschlags) 
die gleichen globalen Gefährdungszonen wie 
in den Vorjahren. Hotspot-Regionen sind 
Zen tralamerika und die pazifischen Küsten-
länder Südamerikas, Teile Südeuropas und 
Westafrikas sowie Südostasien und die pazifi-
schen Inseln.

WeltRisikoIndex 2015

Die globalen Hotspot-Regionen des Risikos 
haben sich im Vergleich zu den Vorjahren 
nicht verändert und befinden sich weiterhin 
in Ozeanien, Südostasien, Zentralamerika 
und im südlichen Sahel. Im Vergleich zu 
2014 haben Togo und Indonesien die Klassen 
getauscht. Togo war im vergangenen Jahr in 
der Klasse mit „hohem Risiko“ und ist nun 
in der Klasse mit „sehr hohem Risiko“. Dies 
ist mit einer Verschlechterung der Vulnera-
bilität Togos infolge einer Zunahme um 85 
Prozent an Menschen, die mit weniger als 1,25 
US-Dollar pro Tag leben müssen, und einer 
Erhöhung der Ungleichverteilung des Einkom-
mens (Gini-Index von 39,29 auf 45,96) zu 
begründen, was zu einem Rangunterschied 
von fünf Rängen führt. Indonesien hingegen 
hat sich in der Vulnerabilität leicht verbessert 
durch eine Erhöhung der Bewältigungskapa-
zitäten, konkret im Bereich der „Governance“-
Indikatoren, und der Anpassungskapazitäten 
durch eine Zunahme der staatlichen und 
privaten Gesundheitsausgaben. Dadurch 
bildet Indonesien nun den Anfangswert für die 
Klasse mit „hohem Risiko“.
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4.  Ernährungssicherheit: 
Handlungsempfehlungen und 
Perspektiven

Ernährungsunsicherheit resultiert in aller Regel nicht aus 
natürlichen Gegebenheiten, sondern ist maßgeblich die Folge von 
sozialer Ungerechtigkeit und ökonomischen Schiefl agen. Politische 
Instabilität und auch der Klimawandel können sie verstärken. In 
jedem Fall gilt: Wer unter einer unsicheren Ernährungssituation 
leidet, ist gegen extreme Naturereignisse schlecht gerüstet – das 
Risiko einer Katastrophe ist erheblich erhöht. Jede Investition in 
die Bekämpfung von Ernährungsunsicherheit zahlt sich demnach 
doppelt aus, denn sie reduziert zugleich das Katastrophenrisiko. 
Der umgekehrte Effekt: Sinkt das Katastrophenrisiko, steigt auch 
die Ernährungssicherheit. Diese Zusammenhänge müssen von 
politischen Entscheidungsträgern auf globaler und nationaler Ebene, 
aber auch von Akteuren der Entwicklungszusammenarbeit und 
der Wirtschaft als Ausgangspunkt für wirkungsvolle Maßnahmen 
akzeptiert werden. 
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2015 und 2016 sind für die Zielsetzungen, 
Ernährungssicherheit zu erreichen und 

das Katastrophenrisiko signifikant zu senken, 
zwei besonders bedeutende Jahre. Gleich 
fünf grundlegende internationale Prozesse 
erreichen wichtige Meilensteine, die durch 
internationale Konferenzen und entsprechen-
de Abkommen gekennzeichnet sind (siehe 
Abbildung 7).

Die bei diesen Konferenzen verhandelten 
internationalen Vereinbarungen sind 
hinsichtlich ihrer Problemstellungen und 
Ziele eng miteinander verzahnt. Das „Sendai 
Framework for Disaster Risk Reduction 2015 
– 2030“ („Sendai Framework“) folgt auf das 
„Hyogo Framework for Action 2005 – 2015“ 

(„Hyogo Framework“) und beinhaltet ein 
umfangreiches Maßnahmenpaket zur Reduk-
tion des Katastrophenrisikos. Die Ernährungs-
sicherheit spielt dabei in zweifacher Hinsicht 
eine zentrale Rolle. Erstens werden Armut 
und Hunger als „Underlying Factors“ (zugrun-
deliegende Faktoren) für Katastrophenrisiken 
genannt. Die Bekämpfung von Armut und 
Hunger ist eine zentrale Grundlage für die 
Reduktion dieser Risiken. Zweitens wird im 
„Sendai Framework“ vermehrt Gewicht auf 
„Preparedness“ gelegt, das heißt auf gute 
Vorbereitung auf den Krisenfall anstelle von 
reiner Intervention während der Krise. Auch 
hierfür spielt die Ernährungssicherheit eine 
entscheidende Rolle (United Nations General 
Assembly 2015a). 
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Bündnis Entwicklung 
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der United Nations 
University in Europa 
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UNU-EHS.

Die internationale Agenda

Abbildung 7: Internationale Konferenzen mit Blick auf Ernährungssicherung und Risikoreduktion

Reduktion von 
Katastrophen-
risiken: 

THIRD UNITED 
NATIONS WORLD 
CONFERENCE ON 
DISASTER RISK 
REDUCTION 

Ergebnis: 
Sendai Framework 
for Disaster Risk 
Reduction  
2015 – 2030

Finanzierung 
der weltweiten 
Entwicklung: 

THIRD INTERNATIONAL 
CONFERENCE ON 
FINANCING FOR 
DEVELOPMENT 

Ergebnis: 
Addis Ababa Action 
Agenda (AAAA)

Nachhaltigkeits-
ziele (Sustainable 
Development 
Goals): 

UNITED NATIONS 
SUSTAINABLE 
DEVELOPMENT 
SUMMIT 

Ergebnis: 
Verabschiedung 
der 17 Nachhaltig-
keitsziele

Klimawandel: 

21TH CONFERENCE OF 
THE PARTIES (COP21) 

Ziel: 
Neues weltweites 
Abkommen zur Errei-
chung des Zwei-Grad-
Ziels

14. bis 18. März 
2015 in Sendai 

Humanitäre 
Hilfe:

WORLD 
HUMANITARIAN 
SUMMIT 

Ziel: 
Entwicklung von 
Lösungen für die 
dringendsten 
Herausforderungen 
und einer Agenda zur 
zukunftsweisenden 
Ausrichtung der 
humanitären Hilfe

24. bis 26. Mai 
2016 in Istanbul 

13. bis 16. Juli 
2015 in Addis 
Ababa 

25. bis 27. 
September 2015 
in New York

30. November bis 
11. Dezember 2015 
in Paris 
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Das „Sendai Framework “ soll sich auch in 
den umfassenderen Nachhaltigkeitszielen 
(„Sustai nable Development Goals“) spiegeln. 
Die Nachhaltigkeitsziele sind die Nachfolger 
der Millenniumsziele („Millennium Develop-
ment Goals“), jedoch deutlich umfassender 
angelegt. Während die Millenniumsziele vor 
allem auf die Bekämpfung der Armut und 
ihrer Folgen und damit auf Entwicklungslän-
der ausgelegt waren, haben die Nachhaltig-
keitsziele eine weltweite nachhaltige Entwick-
lung im Blick und sind damit eine Agenda 
für alle Nationen (United Nations General 
Assembly 2015b). Speziell für die Bekämpfung 
des Hungers stecken die Nachhaltigkeitsziele 
zudem eine höhere Marke ab: Während 
die Millenniumsziele eine Halbierung der 
extremen Armut und des Hungers bis 2015 
forderten (zur Umsetzung siehe Kapitel 1), 
fordert das Nachhaltigkeitsziel 2 die gänzliche 
Überwindung sowohl von Armut als auch von 
allen Formen der Unter- und Fehlernährung 
bis 2030. Nachhaltigkeitsziel 13 fokussiert 
auf Maßnahmen zur Reduktion von Risiken 
und zur Vorbereitung auf Katastrophenlagen 
(„Awareness Raising“), gerade im Zusam-
menhang mit dem Klimawandel. Wie im 
Sendai-Abkommen wird vorbereitenden und 
vorbeugenden Maßnahmen großes Gewicht 
beigemessen. Neben direkten Maßnahmen, 
wie dem Bau von Dämmen, der Etablierung 
von Frühwarnsystemen oder erdbebensiche-
rer Bauweise, geht es vor allem auch um die 
Bekämpfung der zugrundeliegenden Faktoren, 
die sich ungünstig auf die Risikoentwicklung 
auswirken – vor allem Armut, Konflikte, 
Diskriminierung, schlechte Regierungsfüh-
rung und Korruption. 

Die Federführung für die Umsetzung der 
Ziele aus dem Sendai-Abkommen wie auch 
der Nachhaltigkeitsziele liegt bei den Nati-
onalstaaten. Der Prozess wird aber von den 
Vereinten Nationen moderiert, um die Ziele 
in einem gemeinsamen Rahmen zusammen-
zuführen und in internationale Abkommen 
münden zu lassen. Das Sendai-Abkommen 
fordert die Regierungen auf, nationale Strate-
gien zur Reduktion von Risiken zu formulie-
ren und umzusetzen. Ebenso wichtig – aber 

noch nicht ausreichend berücksichtigt – ist 
es aber, die internationalen Unterstützungs-
mechanismen für Krisenlagen zu verbessern, 
wenn diese die Bewältigungskapazitäten 
einzelner Staaten übersteigen. Dies wird 
unter anderem auch in den Vorbereitungspa-
pieren zum „World Humanitarian Summit“ 
angemahnt (OCHA 2013). Auch hier wird der 
Übergang von vorwiegend auf Intervention 
(das heißt Hilfestellung im Krisenfall) ausge-
richteten hin zu vermehrt präventiven Mecha-
nismen von Bedeutung sein. Zu beachten ist 
bei der internationalen Hilfe eine am lokalen 
Bedarf anstatt an den eigenen Interessen 
ausgerichtete Unterstützung, die die lokalen 
Akteure weitestmöglich einbezieht und 
bestehende Mechanismen, beispielsweise im 
Nahrungsmittelsektor, nicht gefährdet (siehe 
Kapitel 2.3). 

Die Klimakonferenz 2015 in Paris (COP21) 
soll zu einer verbindlichen Agenda zur 
Einhaltung des sogenannten Zwei-Grad-Ziels 
führen. Ein globaler Temperaturanstieg von 
zwei Grad Celsius gegenüber den Werten vor 
der Industriellen Revolution wird von Klima-
forschern allgemein als Grenze betrachtet, 
oberhalb derer eine vollständige Anpassung 
nicht mehr möglich ist und längerfristig mit 
gravierenden Schäden zu rechnen ist. Auf der 
Vorgängerkonferenz in Lima im Dezember 
2014 wurde das Zwei-Grad-Ziel bekräftigt 
(COP20 2015). Trotz vieler Unsicherheiten in 
der Modellierung und oft mangelhafter Daten 
deutet vieles darauf hin, dass die Einflüsse 
der globalen Erwärmung auf die landwirt-
schaftlichen Erträge dort am stärksten sind, 
wo heute schon die größten Probleme mit 
der Ernährungssicherheit bestehen, nämlich 
in Afrika und Südasien (Wheeler/von Braun 
2013). 

Die Konferenz in Addis Ababa schließlich 
hat grundlegende Fragen der Finanzierung 
zukünftiger Entwicklungsagenden behandelt 
und in der „Addis Ababa Action Agenda“ 
(AAAA) dargestellt (United Nations General 
Assembly 2015c). In der AAAA wird an die 
industrialisierten Länder appelliert, sich 
an die Zusage zu halten, 0,7 Prozent des 
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Bruttoinlandsproduktes für Entwicklungszu-
sammenarbeit zu geben – dies wird immer 
noch erst von wenigen Ländern erfüllt. Es 
wird aber auch klar herausgestellt, dass 
der große Finanzierungsbedarf nicht allein 
durch die traditionelle Entwicklungszusam-
menarbeit und Hilfsprogramme gedeckt 
werden kann. Vielmehr ist es nötig, den 
Privatsektor verstärkt einzubinden, ohne 
dabei die zwischenstaatliche Hilfe aus der 
Verantwortung zu entlassen. Als weitere 
wichtige Anforderungen nennt die AAAA eine 
nachhaltige Industrialisierung, den Abbau 
von Handelshemmnissen, den Ausbau von 

nationalen und internationalen Besteuerungs-
mechanismen, die Bekämpfung von gesetzes-
widrigen Geschäften sowie die Erleichterung 
des Wissens- und Technologietransfers. All 
diese Themen spielen eine zentrale Rolle für 
die Ernährungssicherheit und die langfristige 
Reduktion des Katastrophenrisikos. Eine 
Sorge, die im AAAA schließlich zum Ausdruck 
kommt, ist die sogenannte Additionalität: Die 
Gelder aus der Privatwirtschaft und anderen 
Quellen sollten wirklich zusätzliche Mittel 
darstellen und nicht mit der staatlichen 
Entwicklungszusammenarbeit verrechnet 
werden.

Ernährungssicherheit erhöhen durch verringertes 
Katastrophenrisiko

Katastrophen wirken sich häufig negativ 
auf die Ernährungssicherheit aus (siehe 
Kapitel 2.1). Je weniger Katastrophen ein 
Land zu verkraften hat, umso besser ist dies 
für die Ernährungssicherheit. Daher sind 
spezifische Maßnahmen zur Reduzierung der 
Vulnerabilität bzw. Förderung der Resilienz 
gegenüber Katastrophen umzusetzen. Im 
Folgenden sind grundlegende Empfehlungen 
genannt, die allerdings – wie auch in den 
weiteren Abschnitten dieses Kapitels – keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erheben.

1. Den Bedarf kennen

Um Resilienz im Ernährungssektor effektiv zu 
fördern, muss eine entsprechende Wissensba-
sis aufgebaut werden.

Empfehlungen:

kk Die nationalen Regierungen der Länder, 
die am anfälligsten für Krisen und am meis-
ten von humanitärer Hilfe abhängig sind, 
müssen Monitoringstellen einrichten. Daten 
zur Ernährungssituation und zu Bewälti-
gungsstrategien im Katastrophenfall sollten 
regelmäßig erhoben werden. Die Unterstüt-
zung dieser Maßnahmen durch internationale 
Geldgeber ist erforderlich.

kk Die Akteure der Entwicklungszusam-
menarbeit sollten kontinuierliche Bestands-
aufnahmen zu Wirkung und Effektivität von 
Maßnahmen zur Resilienzförderung vorneh-
men. Dabei sollten die Daten, zum Beispiel zur 
Ernährungssicherheit, auf unterschiedlichen 
Ebenen (Individuen, Haushalte, Gemeinden, 
weiteres Umfeld) und für verschiedene sozio-
ökonomische bzw. ethnische Bevölkerungs-
gruppen erhoben werden. 
kk Wissenschaft und Forschung sollten die 

Wirksamkeit von Frühwarnsystemen überprü-
fen, um die institutionellen und politischen 
Hindernisse für frühzeitige Reaktionen zu 
identifizieren. Die Erkenntnisse aus solchen 
Überprüfungsprozessen müssen von den 
nationalen Regierungen umgesetzt werden, 
wobei sie gegebenenfalls Unterstützung durch 
internationale Institutionen benötigen. 

2. Vorsorgen statt reagieren

Präventives Handeln kann Krisen abmildern 
und Katastrophen verhindern. Maßnahmen 
hierfür beinhalten die Verringerung der 
Anfälligkeit, die Stärkung der Bewältigungs-
kapazitäten und die Entwicklung von Anpas-
sungsmaßnahmen (siehe Kapitel 1). Verant-
wortlich hierfür sind die jeweiligen nationalen 
Regierungen. 
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Empfehlungen:

kk Die nationalen Regierungen müssen in 
den Katastrophenschutzstrategien Maßnah-
men zur Förderung der Resilienz im Ernäh-
rungssektor verankern. Ein Beispiel ist die 
verbesserte Lagerung von Nahrungsmitteln. 
Sie gewährleistet, dass vor und während 
der Katastrophe keine Vorräte verloren 
gehen, und erhöht dadurch die Resilienz der 
Bevölkerung. 
kk Die Bauern sollten eine Diversifizierung 

der Nahrungsmittelproduktion anstre-
ben und damit die Effekte zunehmender 
klimatischer Veränderungen abmildern. 
Darüber hinaus sollten sie Saatgut, das an die 
Wetterbedingungen und die Bodenqualität 
der Umgebung angepasst ist, nutzen. Die 
nationalen Regierungen und internationalen 
Institutionen müssen hierfür die Monopo-
lisierung des Saatgutsektors durch einige 
wenige Konzerne unterbinden. Beispiels-
weise können lokale bäuerliche Saatgut-
Tauschsysteme und ein daran gekoppelter 
Erfahrungsaustausch die Resilienz im Ange-
sicht von Katastrophen erhöhen.
kk Akteure der Entwicklungszusammen-

arbeit sollten Bauern darin unterstützen, 
Felder vor Überschwemmungen ebenso wie 
vor Desertifikation zu schützen. Geeignete 
Maßnahmen sind zum Beispiel der Bau 
von Dämmen, von Bewässerungs- sowie 
Entwässerungssystemen mittels Gräben und 
Regenauffangbecken oder das Anlegen von 
Terrassenfeldern. 
kk Die Agrarwirtschaft sollte auf Mono-

kulturen verzichten, denn sie schädigen die 
Bodenökologie und entziehen dem Boden 
einseitig Nährstoffe. Sie schaffen dadurch ein 
Einfallstor für Schädlinge und machen den 
Einsatz von Schädlingsbekämpfungsmitteln 
notwendig, die den Boden weiter belasten 
und die Artenvielfalt zerstören. Darüber 
hinaus sind die Böden aufgrund fehlender 
Begrenzungen durch Büsche und Dämme viel 
anfälliger für Erosion und Verwehungen.
kk Die Versicherungswirtschaft sollte die 

Potenziale von Mikro-Agrarversicherungen 
ausbauen. Diese sichern Kleinbauern in 
Entwicklungsländern bei wetterbedingten 

Schäden sowie Ernteausfällen ab und ermög-
lichen einen Neustart. Gegebenenfalls sind 
für die Mikro-Agrarversicherungen Zuschüs-
se von staatlichen Behörden oder internatio-
nalen Hilfsprogrammen erforderlich. 

3. Klimavulnerabilität reduzieren, 
Klimaveränderungen begrenzen

Die internationale Staatengemeinschaft trägt 
die Hauptverantwortung für Strategien, um 
den Klimawandel und seine Auswirkungen zu 
begrenzen. Dies kann sich keineswegs allein 
auf Anpassungsstrategien beschränken, 
sondern muss auch an den vielfältigen Ursa-
chen des Klimawandels ansetzen.

Empfehlungen: 

kk Nationale Regierungen müssen Strate-
gien zur Ernährungssicherung für den Fall 
extremer Wetterereignisse entwickeln und 
umsetzen. Für Projekte zur Stärkung der 
Widerstandsfähigkeit von Gemeinden durch 
bessere Ernährungssicherheit müssen öffent-
liche bzw. staatliche Finanzierungen zur 
Verfügung gestellt werden. 
kk Die Verhandlungsführer bei den interna-

tionalen Klimaverhandlungen müssen Klima-
veränderungen rigoros begrenzen und sich 
zur Zwei-Grad-Grenze bekennen. Dazu gehö-
ren im Ernährungssektor auch Einschrän-
kungen der von der industriellen Landwirt-
schaft hervorgerufenen CO2-Emissionen. 
kk Akteure der Entwicklungszusammenar-

beit sollten wegen der Zunahme extremer 
Wetterereignisse insbesondere nachhaltig 
wirtschaftende Kleinbauern darin unter-
stützen, ihre Produktion den (neuen) 
lokalen Gegebenheiten anzupassen. Dadurch 
steigt die Chance, dass im Krisenfall lokale 
Nahrungsmittelengpässe verhindert werden 
können. Ein Beispiel ist die Nutzung von 
dürreresistentem bzw. angepasstem Saat-
gut. Internationale Geldgeber sollten dies 
beispielsweise im Rahmen von Klimafonds 
finanziell fördern.
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Geringeres Katastrophenrisiko durch höhere 
Ernährungssicherheit

Hunger verschärft Katastrophenrisiken (siehe 
Kapitel 2.2 und 2.4). Die Verminderung von 
Hunger ist daher auch eine fundamentale 
Voraussetzung für die Reduktion der Risiken. 
Das Menschenrecht auf Nahrung ist ein 
verbrieftes Völkerrecht. Damit sind Maßnah-
men zur Ernährungssicherung kein Ausdruck 
von Wohltätigkeit, sondern eine Verpflichtung 
(siehe Kapitel 1). 

1. Den ländlichen Raum stärken

Drei von vier Hungernden leben auf dem Land 
(WFP 2015c) – also dort, wo in der Regel die 
Nahrungsmittel produziert werden. Ländliche 
Räume in Entwicklungsländern sollten daher 
gestärkt werden mit dem Ziel, dass sich die 
Menschen dauerhaft Zugang zu ausreichen-
der, gesunder und kulturell angepasster 
Nahrung verschaffen können. 

Empfehlungen: 

kk Die nationalen Regierungen müssen 
Infrastruktur, Transportkapazitäten und 
Märkte im ländlichen Raum gezielt ausbau-
en und dafür, wo erforderlich, staatliche 
Förderung bereitstellen. Dies sollte Teil der 
nationalen Strategien zur Risikoreduktion 
sein. Wegen ihrer besonderen Bedeutung 
für die lokale Ernährungssicherung und die 
kurzfristige Absicherung im Katastrophenfall 
bedarf die kleinbäuerliche Landwirtschaft 
dabei vorrangig der Förderung.

kk Weil sich fehlende oder unklare 
Landeigentums- und Nutzungsrechte sehr 
negativ auf die Ernährungssicherheit und die 
Bereitschaft, Vorsorge zu treffen, auswirken, 
müssen die nationalen Regierungen der 
Klärung und Sicherstellung dieser Rechte 
hohe Priorität einräumen – auch wenn 
dies in vielen Ländern eine der größten 
Herausforderungen darstellt. Insbesondere 
Kleinbauern erhalten dadurch rechtliche 
Sicherheit und Landlose neue Perspektiven.

kk Alternative Einkommensmöglichkeiten 
zur Landwirtschaft, die insbesondere für den 
Fall einer schlechten Ernte die Chance geben, 
zumindest einen Teil des eigenen Bedarfs 
abzusichern, müssen von den nationalen 
Regierungen und den Akteuren der Entwick-
lungszusammenarbeit gefördert werden. 
Sie können die Risiken für Ernährungs-
unsicherheit deutlich senken – auch nach 
Katastrophen.
kk Bauern sollten selbst die Initiative 

ergreifen, um die landwirtschaftliche 
Produktion ertragssicherer zu machen. 
Geeignete Maßnahmen sind unter anderem 
verbesserte Anbaumethoden, Vielfalt im 
Anbau, ressourcenschonende Landwirtschaft 
(etwa Bewässerungsmanagement und höhere 
Bodenfruchtbarkeit durch Kompost sowie 
Mulchen), die Förderung des Anbaus von 
nahrhaften regionalen Nahrungsmitteln und 
die Vermeidung von Nachernteverlusten. 
Die Bauern sollten bei der Umsetzung von 
Akteuren der Entwicklungszusammenarbeit 
unterstützt werden.
kk Die Akteure der Entwicklungszu-

sammenarbeit sollten Kleinbauern darin 
unterstützten, sich in Kooperativen bzw. 
Genossenschaften zu organisieren, um 
gemeinsam landwirtschaftliche Produkte zu 
lagern, weiterzuverarbeiten und zu verkaufen. 
Kleinbauern sollten außerdem Schulungen zu 
innovativen Ansätzen und Zugang zu Bera-
tung erhalten. 

2. Rahmenbedingungen neu gestalten

In ländlichen Räumen kann eine intakte, auf 
lokale und regionale Bedürfnisse abgestimmte 
Landwirtschaft einen wichtigen Beitrag zur 
Nahrungssicherung in Krisenlagen leisten. 
Deshalb müssen regionale und lokale Märkte 
die Chance haben, sich gegenüber einem 
industriellen und weltmarktorientierten 
Landwirtschafts- und Ernährungsmodell zu 
behaupten. Dies kann nicht allein über die 
Gesetze des Marktes geregelt werden. Das 
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Konzept der Ernährungssouveränität und 
dessen Rolle in der Risikoreduktion können 
für die Stärkung lokaler Märkte als Grundlage 
dienen (siehe Kapitel 2.4). 

Empfehlungen: 

kk Nationale Regierungen in Entwicklungs-
ländern müssen nachhaltige Landwirtschaft 
fördern dürfen, ohne damit im Rahmen der 
internationalen Handelsvereinbarungen dem 
Vorwurf unzulässiger Subventionen ausge-
setzt zu sein. Durch die Reform nationaler 
und internationaler Handelsregeln müssen 
lokale Märkte und regionale Wirtschafts-
kreisläufe gestärkt werden. Im Sinne der 
Ernährungssouveränität müssen Entwick-
lungsländer die Möglichkeit haben, sich vor 
billigen Lebensmittelimporten zu schützen, 
die Preise für Landwirtschaftserzeugnisse 
an den Produktionskosten auszurichten und 
der Verwirklichung des Rechts auf Nahrung 
der Bevölkerung Vorrang zu geben vor einer 
Exportorientierung.
kk Die nationalen Regierungen und Behörden 

müssen dafür sorgen, dass Landkäufe oder 
Pachtverhältnisse sozial verträglich sind. Vor 
allem bei großflächigen Investitionen sollte 
auf die Beteiligung von lokalen Organisati-
onen geachtet werden. Dem zunehmenden 
„Landgrabbing“ muss entgegengesteuert 
werden. Die „Freiwilligen Leitlinien zur 
verantwortungsvollen Verwaltung von Boden- 
und Landnutzungsrechten“ (FAO 2012) soll-
ten berücksichtigt werden.
kk In den Industrieländern sollten politische 

Entscheidungsträger, Wirtschaft und Verbrau-
cher jegliche Produkte aus landwirtschaftli-
chem Anbau, der langfristig die natürlichen 
Lebensgrundlagen zerstört, ablehnen – zum 
Beispiel Tierfutter aus Soja-Monokulturen 
oder die ernährungsferne Nutzung von Agrar-
rohstoffen wie Rohrzucker als Biokraftstoffe. 
Sie sollten alle Praktiken der Lebensmittel-
spekulation unterbinden und darüber hinaus 
während der gesamten Lieferkette der land-
wirtschaftlichen Produkte bis zum Verzehr 
alle Formen von Lebensmitttelverschwendung 
und -verlust soweit wie möglich verhindern.

3. Forschung und Innovation im 
Ernährungssektor fördern

Zur Verbesserung resilienter lokaler Ernäh-
rungssysteme und kleinbäuerlicher Produktion 
ist mehr Forschung und Wissensaustausch 
erforderlich. Dies betrifft sowohl neue Techno-
logien als auch die Erforschung traditioneller 
Anbaumethoden oder mit Mikronährstoffen 
angereicherter Lebensmittel. Ein wichtiges 
Thema sind auch der Klimawandel und die 
erforderlichen Anpassungsmaßnahmen.

Empfehlungen: 

kk Nationale Regierungen und Behörden 
müssen eine breite Diskussion über die Anwen-
dung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und deren Kombination mit lokalem Wissen 
unterstützen. 
kk Die nationalen Regierungen müssen sicher-

stellen, dass agrarökologische Innovationen in 
der großflächigen Landwirtschaft erfolgen, um 
dem Bedarf der wachsenden Städte und gleich-
zeitig den Bedürfnissen einer zu großen Teilen 
armen Landbevölkerung in Entwicklungslän-
dern gerecht zu werden. Die Innovationskraft 
und die ökonomischen Möglichkeiten des 
Privatsektors müssen dabei einbezogen werden.
kk Nationale Regierungen, insbesondere in 

Ländern mit sich verändernden Klimabedin-
gungen von extremen Dürren im Wechsel mit 
starken Regenfällen, müssen die Entwicklung 
geeigneter Anpassungsmaßnahmen vorantrei-
ben. Beispiele sind die Optimierung von Bewäs-
serungs- und Reservoirsystemen, resistente 
Getreidesorten sowie bessere Lagerhaltung.
kk Wissenschaft und Forschung sollten die 

Biofortifizierung, das heißt die Züchtung 
von Nahrungspflanzen mit einem höheren 
Mikronährstoffgehalt, weiter untersuchen, 
denn sie kann einen wichtigen Beitrag zur 
Ernährungssicherheit leisten. Forschung in 
diesem Bereich sollte allerdings auch mögliche 
Risiken und negative langfristige Auswirkungen 
(zum Beispiel durch transgene Methoden) 
untersuchen. Diese und auch andere Initiativen 
zur Anreicherung von Nahrungsmitteln mit 
Mikronährstoffen sollten in umfassende Ernäh-
rungspolitiken integriert werden.
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Ausgestaltung der Maßnahmen für mehr 
Ernährungssicherheit im Krisenfall

Nichtintendierte Effekte von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Ernährungssicherheit 
können sowohl durch ungeeignete Ansätze 
und fehlende Partizipation in der Ausgestal-
tung als auch durch mangelnde Professio-
nalität und schlechte Koordinierung in der 
Durchführung der Katastrophenintervention 
hervorgerufen werden.

1. Helfen, ohne zu schaden

Weil Ernährungsunsicherheit im Katas-
trophenfall fatale Folgen haben kann, ist 
es wichtig, in der akuten Situation keine 
Fehler zu machen und möglichst effizient zu 
arbeiten. Das humanitäre System hat sich in 
den vergangenen Jahren erheblich weiterent-
wickelt (siehe Kapitel 2.3). Dennoch steht es 

immer wieder in der Kritik, weil trotz guter 
Absichten auch Schaden angerichtet wird.

Empfehlungen:

kk Internationale Organisationen und 
Geberländer müssen Nahrungsmittelhilfe im 
Katastrophenfall kontextspezifisch und auf 
der Basis gründlicher Analysen bereitstellen. 
Der Abbau von Produktionsüberschüssen darf 
nicht handlungsleitend sein. 
kk Geberländer müssen die „Food Assistance 

Convention“ ratifizieren (Food Assistance 
Committee 2012). Der Wandel von der 
„Food Aid Convention“ zur „Food Assistance 
Convention“, der die Flexibilisierung von 
Instru menten in der Nahrungsmittelhilfe 
vorsieht, muss konsequent umgesetzt werden.
kk Akteure in der Entwicklungszusammenar-

beit und humanitären Hilfe sollten sicherstel-
len, dass der Übergang von Nothilfeprojekten 
in langfristige Entwicklungsmaßnahmen im 
Ernährungsbereich erfolgt und bereits bei der 
Planung von Nothilfeprojekten berücksichtigt 
wird. Entwicklungsprogramme mit dem Ziel, 
die Widerstandsfähigkeit zu erhöhen, sollten 
immer Komponenten beinhalten, die lokale 
Kapazitäten aufbauen und lokale Strukturen 
stärken. Auf diese Weise können Abhängig-
keiten reduziert und der spätere Ausstieg der 
Hilfsorganisationen (Exit-Strategie) sicherge-
stellt werden. 
kk Akteure in der humanitären Hilfe müssen 

die Weiterentwicklung der Standards von 
Nothilfe kontinuierlich verfolgen. Die Einhal-
tung der Standards muss zukünftig einer 
international neu einzuführenden Rechen-
schaftspflicht für die Akteure in der Nothilfe 
unterliegen.

2. Fokus auf verletzliche 
Bevölkerungsgruppen richten und 
Partizipation stärken

Auf die Berücksichtigung schwächerer Bevöl-
kerungsgruppen wie Kleinbauern, Landlose, 
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oder indigene Völker ist zu achten. Dies gilt 
ebenso für Menschen mit Behinderungen, 
da sie in Gefahrensituationen oft am verletz-
lichsten sind. Außerdem muss der große 
Beitrag von Frauen zur Ernährungssicherung 
anerkannt sein wie auch der besondere 
Bedarf von Schwangeren und Kleinkindern.

Empfehlungen: 

kk Nationale Regierungen müssen dafür 
Sorge tragen, dass geeignete Beteiligungs-
formen im Bereich Ernährungssicherung 
und Katastrophenvorsorge auf lokaler, nati-
onaler und internationaler Ebene geschaffen 
werden. 
kk Nationale Regierungen müssen verletz-

lichen Bevölkerungsgruppen besondere 
Aufmerksamkeit schenken. Der Gleichstel-
lung der Frauen muss hohe Priorität einge-
räumt werden. Dazu gehört unter anderem, 
sie gegebenenfalls mit Landrechten auszu-
statten bzw. zu verhindern, dass sie diese 
verlieren.
kk Die nationalen Regierungen sind gefor-

dert, Bildungsmaßnahmen über nachhaltige 
Anbaumethoden, die Konservierung von 
Nahrungsmitteln sowie gesunde Ernährungs-
praktiken zu fördern und dabei insbesondere 
Frauen zu berücksichtigen. 
kk Für Akteure der humanitären Hilfe und 

Entwicklungszusammenarbeit muss die siche-
re Nahrungsversorgung von Kleinkindern 
und Schwangeren oberste Priorität haben. Wo 
nötig, muss neben der direkten Nahrungssi-
cherung auch eine Verbesserung der Mutter-
Kind-Versorgung durch einen adäquaten 
Zugang zu medizinischer Versorgung (zum 
Beispiel wegen Unterernährung durch Para-
sitenbefall und/oder Krankheit) und Hygiene 
erfolgen. 
kk Akteure der humanitären Hilfe und 

Entwicklungszusammenarbeit müssen 
sicherstellen, dass insbesondere vulnera-
ble Personengruppen wie Menschen mit 
Behinderungen oder ältere Menschen in 
Ernährungsprogrammen und auch bei 
Lebensmittelverteilungen in Notsituationen 
nicht benachteiligt werden. Die Maßnahmen 
müssen daher inklusiv und barrierefrei sein.

3. Koordination verbessern, lokalen 
Katastrophenschutz stärken

In vielen Katastrophensituationen wurde 
berechtigte Kritik an mangelnder Koordination 
und fehlgeleiteter Hilfe laut. Damit müssen 
sich die Hilfeleistenden auseinandersetzen 
und darauf angemessen reagieren. Wo Kritik 
berechtigt ist, sollten umgehend Konsequenzen 
gezogen werden. 

Empfehlungen:

kk Akteure der humanitären Hilfe sollten die 
Koordination von internationaler und natio-
naler Hilfe im Katastrophenfall kontinuierlich 
verbessern und die Betroffenen sowie die loka-
len Akteure prioritär einbeziehen. Besonderes 
Augenmerk sollte darauf gelegt werden, dass 
die Kapazitäten der nationalen und lokalen 
Autoritäten und der Zivilgesellschaft nicht 
geschwächt werden. Passende Partner unter 
den nationalen und lokalen Autoritäten müssen 
rechtzeitig identifiziert werden. Nothilfepro-
gramme müssen dann mit diesen Strukturen 
arbeiten und auf ihnen aufbauen, sie dürfen 
nicht parallel dazu arbeiten. Sonst ist die Gefahr 
groß, dass Gemeinden und Länder in eine 
dauerhafte Abhängigkeit von humanitärer Hilfe 
geraten.
kk Organisationen, die ein Cluster leiten, 

müssen den Mangel an partizipativen Ansätzen, 
der auch für das Cluster „Ernährungssicherheit“ 
festgestellt wurde, ausräumen, zum Beispiel 
durch Abbau von Sprachbarrieren, besseren 
Zugang zu Koordinationstreffen und mehr 
Öffentlichkeitsarbeit.
kk Akteure der humanitären Hilfe und natio-

nale Regierungen müssen sicherstellen, dass 
der Austausch zwischen den Clustern und 
nationalen Strukturen im Sinne der Nachhaltig-
keit in jeder Phase – von der Vorbereitung auf 
Katastrophen über die Reaktion bis zur Rehabi-
litation – erfolgen.
kk Wissenschaft und Forschung sind gefragt, 

das Wissensdefizit internationaler Akteure über 
die Katastrophenschutzstrukturen vor Ort zu 
reduzieren und Analysen in diesem Bereich 
bereitzustellen, noch bevor Katastrophen eintre-
ten und die UN-Cluster eingerichtet werden. 
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Umsetzungs- und Interventionsmöglichkeiten
Die oben beschriebenen internationalen 
Prozesse bilden eine umfassende Grundlage 
für die Implementierung dieser Empfehlun-
gen. Die Nachhaltigkeitsziele formen dabei 
den Rahmen, das „Sendai Framework“ und 
die Vorbereitungsdokumente des „World 
Humanitarian Summit“ gehen auf wichtige 
Spezialthemen ein. Die Formulierungen dieser 
Abkommen und Dokumente sind notwendi-
gerweise allgemein und müssen auf verschie-
denen Ebenen konkretisiert werden. 

Ein wichtiges Instrument für die Implemen-
tierung der Nachhaltigkeitsziele wird ein 
Indikatoren-System sein, das bis März 2016 
entwickelt werden soll. Es ist dabei zu fordern, 
dass dieses System über die nächsten Jahre 
anpassbar bleibt und Erfahrungen darin 
berücksichtigt werden können. Ebenfalls 
werden sogenannte „Assessment-Verfahren“ 
entwickelt werden müssen, um die Fortschrit-
te in der Implementierung überwachen zu 
können. Nationalen statistischen Behörden 
wird dabei eine wichtige Rolle zukommen. 
Eine Herausforderung wird sein, Indikatoren-
Systeme und Assessments so zu gestalten, dass 
sie einerseits aussagekräftig sind, andererseits 
die zuständigen Ämter aber nicht überfordern. 
Diese Herausforderung erwächst unter ande-
rem aus der Tatsache, dass einige der Indika-
toren nur schwer messbar sein werden.

Die oben beschrieben internationalen Prozesse 
haben vielfache und enge Verbindungen mit 
der Frage der Ernährungssicherheit – und 
zwar entlang aller vier von der FAO definier-
ter Dimensionen: Verfügbarkeit, Zugang, 
Nutzung und Stabilität. Die Verfügbarkeit wird 
stark durch die landwirtschaftlichen Erträge 
mitbestimmt und diese wiederum werden von 
klimatischen Faktoren erheblich beeinflusst 
– sowohl im positiven wie auch im negativen 
Sinne. Die stärksten negativen Einflüsse 
auf die Ertragslage werden sich in Ländern 
Subsahara-Afrikas und Südasiens bemerkbar 
machen, das heißt in Ländern, die schon jetzt 
Probleme mit der Ernährungssicherheit und 
eine hohe Verletzlichkeit auch gegenüber 

Naturgefahren aufweisen (Wheeler/von Braun 
2013). Dieses ungünstige Zusammentreffen 
wird in jeder Strategie zur Risikoreduktion 
in diesen Ländern zu berücksichtigen sein, 
sowohl auf nationaler als auch auf internatio-
naler Ebene. 

Aus diesem Zusammenhang ergibt sich aber 
auch die positive Konsequenz, dass sich sehr 
große Synergien auftun: Fortschritte in der 
Ernährungssicherheit werden das Katastro-
phenrisiko in vielerlei Hinsicht reduzieren und 
zu mehr Resilienz der Bevölkerung führen. 
Auch für den Zugang zu Nahrungsmitteln und 
die Stabilität der Nahrungsmittelversorgung 
sind Anstrengungen auf nationaler und inter-
nationaler Ebene erforderlich – zum einen zur 
Schaffung von geeigneten institutionellen und 
infrastrukturellen Bedingungen auf nationaler 
Ebene, zum anderen zur Förderung fairer 
Handelssysteme bzw. Weltmarktstrukturen. 
Fair heißt hier vor allem, dass lokale und 
regionale Märkte in internationalen Systemen 
bestehen können. Dies ist von entscheidender 
Bedeutung, da sie gerade in Krisenlagen einen 
stabilisierenden und damit risikomindernden 
Faktor darstellen. Ein sehr wichtiges Anliegen 
muss es sein, funktionierende nationale und 
lokale Strukturen zu unterstützen und sie 
nicht durch Eingriffe von außen zu schwächen. 
Dies gilt für die Entwicklungszusammenarbeit, 
für humanitäre Einsätze und auch für Aktivi-
täten des Privatsektors. 
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Land WRI Rang

Afghanistan 9,55 % 40.
Ägypten 2,26 % 159.
Albanien 10,03 % 37.
Algerien 7,53 % 61.
Angola 6,62 % 84.
Äquatorialguinea 4,69 % 115.
Argentinien 3,62 % 131.
Armenien 6,18 % 94.
Aserbaidschan 5,98 % 98.
Äthiopien 7,45 % 64.
Australien 3,98 % 124.
Bahamas 4,21 % 122.
Bahrain 1,76 % 164.
Bangladesch 19,26 % 6.
Barbados 1,22 % 168.
Belgien 3,26 % 140.
Belize 6,60 % 85.
Benin 11,41 % 24.
Bhutan 7,71 % 58.
Bolivien 4,82 % 112.

Bosnien und 
Herzegowina 6,18 % 93.

Botswana 5,43 % 104.
Brasilien 4,21 % 123.
Brunei Darussalam 16,15 % 12.
Bulgarien 4,26 % 119.
Burkina Faso 9,48 % 41.
Burundi 10,59 % 33.
Chile 11,20 % 26.
China 6,80 % 80.
Costa Rica 17,17 % 7.
Dänemark 2,95 % 149.
Deutschland 3. % 146.

Dominikanische 
Republik 11,34 % 25.

Dschibuti 9,94 % 38.
Ecuador 7,44 % 65.
El Salvador 16,80 % 10.
Elfenbeinküste 9,06 % 42.
Eritrea 6,23 % 91.
Estland 2,42 % 156.
Fidschi 13,47 % 16.
Finnland 2,26 % 160.
Frankreich 2,76 % 151.
Gabun 6,25 % 90.
Gambia 12,11 % 19.
Georgien 6,55 % 86.
Ghana 8,65 % 46.
Grenada 1,44 % 167.
Griechenland 7,06 % 71.
Guatemala 20,10 % 4.
Guinea 8,50 % 48.

Land WRI Rang

Guinea-Bissau 13,78 % 15.
Guyana 11,61 % 22.
Haiti 11,93 % 21.
Honduras 10,70 % 31.
Indien 6,88 % 78.
Indonesien 10,39 % 35.
Irak 4,76 % 114.
Iran 4,83 % 111.
Irland 4,46 % 118.
Island 1,55 % 166.
Israel 2,39 % 157.
Italien 4,54 % 117.
Jamaika 12,07 % 20.
Japan 13,35 % 17.
Jemen 6. % 97.
Jordanien 4,68 % 116.
Kambodscha 16,82 % 8.
Kamerun 11,12 % 28.
Kanada 3,14 % 142.
Kap Verde 10,17 % 36.
Kasachstan 3,67 % 129.
Katar 0,08 % 171.
Kenia 6,95 % 75.
Kirgisistan 8,25 % 52.
Kiribati 1,73 % 165.
Kolumbien 6,72 % 82.
Komoren 7,48 % 63.
Kongo 7,35 % 67.
Kroatien 4,21 % 121.
Kuba 6,12 % 96.
Kuwait 3,26 % 141.
Laos 5,67 % 100.
Lesotho 6,97 % 74.
Lettland 3,42 % 138.
Libanon 4,96 % 109.
Liberia 7,89 % 57.
Libyen 3,95 % 125.
Litauen 2,98 % 147.
Luxemburg 2,46 % 154.
Madagaskar 11,16 % 27.
Malawi 8,27 % 51.
Malaysia 6,44 % 88.
Mali 8,75 % 45.
Malta 0,62 % 170.
Marokko 6,76 % 81.
Mauretanien 8,14 % 53.
Mauritius 14,66 % 13.
Mazedonien 6,14 % 95.
Mexiko 6,23 % 92.
Moldawien 4,88 % 110.
Mongolei 2,96 % 148.
Mosambik 8,93 % 44.

Land WRI Rang

Myanmar 9,01 % 43.
Namibia 5,59 % 102.
Nepal 5,23 % 108.
Neuseeland 4,23 % 120.
Nicaragua 14,63 % 14.
Niederlande 8,29 % 50.
Niger 11,41 % 23.
Nigeria 8,12 % 54.
Norwegen 2,28 % 158.
Oman 2,75 % 152.
Österreich 3,61 % 132.
Pakistan 7,03 % 72.
Panama 7,30 % 69.
Papua-Neuguinea 16,82 % 9.
Paraguay 3,65 % 130.
Peru 6,82 % 79.
Philippinen 27,98 % 3.
Polen 3,27 % 139.
Portugal 3,56 % 135.
Ruanda 7,32 % 68.
Rumänien 6,50 % 87.

Russische 
Föderation 3,84 % 128.

Salomonen 19,29 % 5.
Sambia 7,55 % 59.
Saudi-Arabien 1,10 % 169.
Schweden 2,22 % 162.
Schweiz 2,46 % 155.
Senegal 10,89 % 30.
Serbien 6,89 % 77.
Seychellen 2,56 % 153.
Sierra Leone 10,50 % 34.
Simbabwe 9,88 % 39.
Singapur 2,24 % 161.
Slowakei 3,52 % 136.
Slowenien 3,57 % 134.
Spanien 3,10 % 143.
Sri Lanka 7,37 % 66.
Südafrika 5,43 % 105.
Sudan 8,02 % 55.
Südkorea 4,79 % 113.
Surinam 8,36 % 49.
Swasiland 7,55 % 60.
Syrien 5,59 % 101.
Tadschikistan 7,16 % 70.
Tansania 7,94 % 56.
Thailand 6,38 % 89.
Timor-Leste 16,23 % 11.
Togo 10,59 % 32.
Tonga 28,45 % 2.

Trinidad und 
Tobago 7,48 % 62.

Land WRI Rang

Tschad 11,05 % 29.

Tschechische 
Republik 3,46 % 137.

Tunesien 5,46 % 103.
Türkei 5,37 % 107.
Turkmenistan 6,90 % 76.
Uganda 6,63 % 83.
Ukraine 3,09 % 144.
Ungarn 5,41 % 106.
Uruguay 3,93 % 126.
Usbekistan 8,56 % 47.
Vanuatu 36,72 % 1.
Venezuela 5,89 % 99.

Vereinigte 
Arabische Emirate 1,84 % 163.

Vereinigte Staaten 
von Amerika 3,87 % 127.

Vereinigtes 
Königreich 3,58 % 133.

Vietnam 12,89 % 18.
Weißrussland 3,07 % 145.

Zentralafrikanische 
Republik 7,02 % 73.

Zypern 2,76 % 150.

Länder, die nicht im  
WeltRisikoIndex ent -
halten sind 
Andorra
Antigua und Barbuda
Demokratische Republik Kongo
Dominica
Föderierte Staaten von Mikronesien
Liechtenstein
Malediven
Marshallinseln
Monaco
Montenegro
Nauru
Nordkorea
Palau
Samoa
San Marino
São Tomé und Príncipe
Somalia
St. Kitts und Nevis
St. Lucia
St. Vincent und die Grenadinen
Südsudan
Tuvalu

WeltRisikoIndex alphabetisch
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WeltRisikoIndex in der Übersicht

Rang Land WeltRisikoIndex Exposition Vulnerabilität Anfälligkeit
Mangel an 

Bewältigungs-
kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs-
kapazitäten

1. Vanuatu 36,72 % 63,66 % 57,68 % 35,69 % 81,16 % 56,20 %
2. Tonga 28,45 % 55,27 % 51,47 % 28,78 % 81,80 % 43,82 %
3. Philippinen 27,98 % 52,46 % 53,33 % 32,00 % 80,06 % 47,94 %
4. Guatemala 20,10 % 36,30 % 55,36 % 34,52 % 80,08 % 51,48 %
5. Salomonen 19,29 % 29,98 % 64,34 % 44,55 % 85,66 % 62,82 %
6. Bangladesch 19,26 % 31,70 % 60,76 % 39,05 % 86,55 % 56,69 %
7. Costa Rica 17,17 % 42,61 % 40,29 % 21,60 % 64,34 % 34,94 %
8. Kambodscha 16,82 % 27,65 % 60,84 % 39,50 % 86,95 % 56,07 %
9. Papua-Neuguinea 16,82 % 24,94 % 67,46 % 55,29 % 84,07 % 63,02 %
10. El Salvador 16,80 % 32,60 % 51,53 % 29,83 % 74,90 % 49,85 %
11. Timor-Leste 16,23 % 25,73 % 63,09 % 51,31 % 81,46 % 56,48 %
12. Brunei Darussalam 16,15 % 41,10 % 39,28 % 17,76 % 63,28 % 36,80 %
13. Mauritius 14,66 % 37,35 % 39,25 % 18,24 % 61,53 % 37,98 %
14. Nicaragua 14,63 % 27,23 % 53,75 % 37,03 % 80,37 % 43,85 %
15. Guinea-Bissau 13,78 % 19,65 % 70,09 % 53,24 % 89,61 % 67,42 %
16. Fidschi 13,47 % 27,71 % 48,63 % 24,84 % 75,10 % 45,93 %
17. Japan 13,35 % 45,91 % 29,08 % 17,64 % 37,88 % 31,72 %
18. Vietnam 12,89 % 25,35 % 50,87 % 25,90 % 76,73 % 49,98 %
19. Gambia 12,11 % 19,29 % 62,81 % 44,57 % 83,21 % 60,65 %
20. Jamaika 12,07 % 25,82 % 46,75 % 26,40 % 72,03 % 41,81 %
21. Haiti 11,93 % 16,26 % 73,36 % 61,67 % 90,76 % 67,64 %
22. Guyana 11,61 % 22,90 % 50,70 % 28,97 % 78,83 % 44,31 %
23. Niger 11,41 % 15,87 % 71,87 % 59,04 % 86,35 % 70,20 %
24. Benin 11,41 % 17,06 % 66,84 % 53,97 % 81,44 % 65,11 %
25. Dominikanische Republik 11,34 % 23,14 % 49,00 % 28,67 % 73,80 % 44,53 %
26. Chile 11,20 % 30,95 % 36,19 % 19,69 % 58,03 % 30,84 %
27. Madagaskar 11,16 % 16,03 % 69,58 % 65,08 % 83,69 % 59,98 %
28. Kamerun 11,12 % 18,19 % 61,13 % 42,60 % 84,75 % 56,05 %
29. Tschad 11,05 % 14,89 % 74,19 % 61,14 % 91,14 % 70,28 %
30. Senegal 10,89 % 17,57 % 62,00 % 46,77 % 80,33 % 58,90 %
31. Honduras 10,70 % 20,01 % 53,50 % 35,10 % 81,39 % 44,00 %
32. Togo 10,59 % 15,56 % 68,10 % 57,97 % 85,28 % 61,04 %
33. Burundi 10,59 % 15,13 % 70,03 % 63,29 % 87,75 % 59,04 %
34. Sierra Leone 10,50 % 14,65 % 71,67 % 57,32 % 85,63 % 72,05 %
35. Indonesien 10,39 % 19,36 % 53,67 % 31,21 % 80,28 % 49,51 %
36. Kap Verde 10,17 % 20,26 % 50,19 % 32,86 % 70,54 % 47,18 %
37. Albanien 10,03 % 21,25 % 47,19 % 20,13 % 74,00 % 47,43 %
38. Dschibuti 9,94 % 16,34 % 60,86 % 36,34 % 82,84 % 63,39 %
39. Simbabwe 9,88 % 14,96 % 66,04 % 55,76 % 88,75 % 53,62 %
40. Afghanistan 9,55 % 13,17 % 72,49 % 55,77 % 92,36 % 69,33 %
41. Burkina Faso 9,48 % 14,32 % 66,17 % 54,03 % 83,83 % 60,65 %
42. Elfenbeinküste 9,06 % 13,67 % 66,29 % 46,81 % 86,09 % 65,95 %
43. Myanmar 9,01 % 14,87 % 60,60 % 34,85 % 87,15 % 59,80 %
44. Mosambik 8,93 % 12,73 % 70,16 % 63,66 % 84,50 % 62,32 %
45. Mali 8,75 % 12,55 % 69,69 % 54,29 % 84,34 % 70,44 %
46. Ghana 8,65 % 14,48 % 59,72 % 44,52 % 77,48 % 57,15 %
47. Usbekistan 8,56 % 16,18 % 52,94 % 29,75 % 77,73 % 51,36 %
48. Guinea 8,50 % 12,03 % 70,63 % 52,72 % 89,32 % 69,86 %
49. Surinam 8,36 % 18,12 % 46,13 % 27,51 % 70,85 % 40,01 %
50. Niederlande 8,29 % 30,57 % 27,12 % 15,09 % 42,47 % 23,80 %
51. Malawi 8,27 % 12,34 % 66,98 % 60,43 % 84,03 % 56,49 %
52. Kirgisistan 8,25 % 16,63 % 49,61 % 26,66 % 76,08 % 46,08 %
53. Mauretanien 8,14 % 12,47 % 65,29 % 48,03 % 86,20 % 61,66 %
54. Nigeria 8,12 % 12,06 % 67,39 % 53,26 % 87,42 % 61,51 %
55. Sudan 8,02 % 11,86 % 67,61 % 51,38 % 92,89 % 58,56 %
56. Tansania 7,94 % 12,01 % 66,11 % 59,46 % 83,57 % 55,30 %
57. Liberia 7,89 % 10,96 % 71,97 % 62,32 % 84,67 % 68,91 %
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Bewältigungs-
kapazitäten

Mangel an 
Anpassungs-
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58. Bhutan 7,71 % 14,81 % 52,07 % 30,35 % 74,19 % 51,68 %
59. Sambia 7,55 % 11,37 % 66,46 % 62,29 % 79,97 % 57,11 %
60. Swasiland 7,55 % 12,76 % 59,18 % 44,84 % 79,92 % 52,79 %
61. Algerien 7,53 % 15,82 % 47,58 % 22,63 % 77,05 % 43,07 %
62. Trinidad und Tobago 7,48 % 17,54 % 42,68 % 19,74 % 68,51 % 39,78 %
63. Komoren 7,48 % 10,97 % 68,19 % 58,64 % 84,79 % 61,14 %
64. Äthiopien 7,45 % 11,12 % 67,04 % 56,15 % 80,04 % 64,91 %
65. Ecuador 7,44 % 16,15 % 46,07 % 27,99 % 73,97 % 36,25 %
66. Sri Lanka 7,37 % 14,79 % 49,86 % 25,33 % 78,23 % 46,03 %
67. Kongo 7,35 % 11,65 % 63,13 % 50,98 % 85,86 % 52,56 %
68. Ruanda 7,32 % 11,98 % 61,11 % 54,09 % 80,27 % 48,96 %
69. Panama 7,30 % 16,45 % 44,35 % 27,05 % 67,18 % 38,82 %
70. Tadschikistan 7,16 % 12,98 % 55,15 % 34,36 % 76,43 % 54,64 %
71. Griechenland 7,06 % 21,11 % 33,45 % 17,78 % 50,82 % 31,75 %
72. Pakistan 7,03 % 11,36 % 61,91 % 36,71 % 86,50 % 62,51 %
73. Zentralafrik. Republik 7,02 % 9,39 % 74,78 % 63,51 % 90,35 % 70,49 %
74. Lesotho 6,97 % 11,40 % 61,17 % 48,50 % 78,36 % 56,65 %
75. Kenia 6,95 % 10,69 % 65,03 % 53,82 % 85,92 % 55,35 %
76. Turkmenistan 6,90 % 13,19 % 52,31 % 27,03 % 75,96 % 53,94 %
77. Serbien 6,89 % 18,05 % 38,18 % 18,07 % 65,95 % 30,51 %
78. Indien 6,88 % 11,94 % 57,59 % 36,37 % 79,75 % 56,64 %
79. Peru 6,82 % 14,40 % 47,38 % 28,05 % 73,38 % 40,69 %
80. China 6,80 % 14,43 % 47,10 % 25,27 % 70,57 % 45,46 %
81. Marokko 6,76 % 13,25 % 51,00 % 27,48 % 75,27 % 50,25 %
82. Kolumbien 6,72 % 13,84 % 48,57 % 27,71 % 74,76 % 43,25 %
83. Uganda 6,63 % 10,16 % 65,26 % 54,32 % 87,57 % 53,90 %
84. Angola 6,62 % 10,18 % 65,00 % 48,86 % 85,84 % 60,31 %
85. Belize 6,60 % 13,31 % 49,60 % 27,77 % 74,19 % 46,83 %
86. Georgien 6,55 % 14,69 % 44,62 % 24,95 % 63,77 % 45,15 %
87. Rumänien 6,50 % 15,77 % 41,25 % 21,73 % 61,12 % 40,90 %
88. Malaysia 6,44 % 14,60 % 44,10 % 19,10 % 67,13 % 46,07 %
89. Thailand 6,38 % 13,70 % 46,55 % 19,63 % 75,14 % 44,89 %
90. Gabun 6,25 % 11,95 % 52,28 % 33,25 % 73,72 % 49,86 %
91. Eritrea 6,23 % 8,55 % 72,91 % 61,59 % 89,21 % 67,93 %
92. Mexiko 6,23 % 13,84 % 45,01 % 23,72 % 71,56 % 39,75 %
93. Bosnien und Herzegowina 6,18 % 14,02 % 44,06 % 19,62 % 69,68 % 42,88 %
94. Armenien 6,18 % 14,51 % 42,57 % 20,65 % 70,86 % 36,19 %
95. Mazedonien 6,14 % 14,38 % 42,70 % 20,53 % 63,85 % 43,72 %
96. Kuba 6,12 % 17,45 % 35,09 % 17,74 % 56,84 % 30,69 %
97. Jemen 6,00 % 9,04 % 66,32 % 44,57 % 90,51 % 63,89 %
98. Aserbaidschan 5,98 % 13,16 % 45,42 % 21,84 % 70,05 % 44,36 %
99. Venezuela 5,89 % 13,15 % 44,80 % 23,48 % 74,73 % 36,18 %
100. Laos 5,67 % 9,55 % 59,38 % 39,52 % 84,33 % 54,30 %
101. Syrien 5,59 % 10,56 % 52,97 % 25,89 % 84,49 % 48,54 %
102. Namibia 5,59 % 10,41 % 53,71 % 45,80 % 71,00 % 44,32 %
103. Tunesien 5,46 % 12,45 % 43,86 % 20,68 % 72,92 % 37,98 %
104. Botswana 5,43 % 10,55 % 51,48 % 36,35 % 67,64 % 50,44 %
105. Südafrika 5,43 % 12,08 % 44,94 % 29,63 % 68,94 % 36,23 %
106. Ungarn 5,41 % 15,61 % 34,68 % 16,12 % 53,13 % 34,80 %
107. Türkei 5,37 % 12,25 % 43,83 % 20,01 % 68,36 % 43,12 %
108. Nepal 5,23 % 9,16 % 57,09 % 40,97 % 80,69 % 49,62 %
109. Libanon 4,96 % 11,14 % 44,50 % 19,68 % 70,33 % 43,50 %
110. Moldawien 4,88 % 11,11 % 43,91 % 21,82 % 67,52 % 42,40 %
111. Iran 4,83 % 10,19 % 47,44 % 19,80 % 80,66 % 41,87 %
112. Bolivien 4,82 % 8,98 % 53,66 % 37,45 % 79,62 % 43,91 %
113. Südkorea 4,79 % 14,89 % 32,17 % 14,53 % 46,79 % 35,18 %
114. Irak 4,76 % 8,08 % 58,87 % 29,22 % 88,98 % 58,42 %
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115. Äquatorialguinea 4,69 % 8,22 % 57,08 % 30,48 % 84,93 % 55,83 %
116. Jordanien 4,68 % 10,53 % 44,44 % 21,42 % 68,08 % 43,82 %
117. Italien 4,54 % 13,85 % 32,75 % 17,20 % 54,92 % 26,14 %
118. Irland 4,46 % 14,74 % 30,28 % 15,53 % 46,47 % 28,83 %
119. Bulgarien 4,26 % 11,66 % 36,51 % 18,64 % 55,88 % 35,02 %
120. Neuseeland 4,23 % 15,44 % 27,42 % 16,57 % 44,05 % 21,63 %
121. Kroatien 4,21 % 11,53 % 36,55 % 18,03 % 55,74 % 35,88 %
122. Bahamas 4,21 % 10,71 % 39,36 % 18,84 % 53,32 % 45,93 %
123. Brasilien 4,21 % 9,53 % 44,23 % 24,06 % 66,25 % 42,39 %
124. Australien 3,98 % 15,05 % 26,48 % 15,78 % 42,68 % 20,98 %
125. Libyen 3,95 % 7,80 % 50,64 % 25,09 % 76,48 % 50,35 %
126. Uruguay 3,93 % 11,10 % 35,41 % 20,26 % 50,71 % 35,27 %
127. Vereinigte Staaten v. A. 3,87 % 12,25 % 31,58 % 16,38 % 48,71 % 29,65 %
128. Russische Föderation 3,84 % 9,38 % 41,00 % 21,27 % 58,91 % 42,83 %
129. Kasachstan 3,67 % 9,11 % 40,30 % 17,62 % 62,58 % 40,70 %
130. Paraguay 3,65 % 7,03 % 51,97 % 28,74 % 78,80 % 48,37 %
131. Argentinien 3,62 % 9,55 % 37,91 % 20,32 % 58,50 % 34,91 %
132. Österreich 3,61 % 13,60 % 26,53 % 14,91 % 37,23 % 27,47 %
133. Vereinigtes Königreich 3,58 % 11,60 % 30,88 % 17,21 % 46,80 % 28,62 %
134. Slowenien 3,57 % 11,59 % 30,80 % 14,95 % 50,98 % 26,48 %
135. Portugal 3,56 % 10,93 % 32,56 % 17,57 % 47,73 % 32,37 %
136. Slowakei 3,52 % 10,21 % 34,47 % 14,42 % 54,27 % 34,71 %
137. Tschechische Republik 3,46 % 10,82 % 31,95 % 15,11 % 50,11 % 30,62 %
138. Lettland 3,42 % 9,26 % 36,89 % 21,17 % 53,18 % 36,33 %
139. Polen 3,27 % 9,79 % 33,45 % 17,40 % 53,11 % 29,84 %
140. Belgien 3,26 % 11,66 % 27,98 % 16,25 % 38,09 % 29,60 %
141. Kuwait 3,26 % 9,04 % 36,01 % 11,58 % 63,86 % 32,58 %
142. Kanada 3,14 % 10,25 % 30,68 % 15,22 % 46,72 % 30,10 %
143. Spanien 3,10 % 10,23 % 30,31 % 16,64 % 48,71 % 25,58 %
144. Ukraine 3,09 % 7,50 % 41,14 % 18,66 % 61,15 % 43,61 %
145. Weißrussland 3,07 % 8,46 % 36,28 % 16,60 % 60,54 % 31,69 %
146. Deutschland 3,00 % 11,41 % 26,32 % 15,47 % 37,49 % 26,00 %
147. Litauen 2,98 % 8,88 % 33,52 % 17,62 % 49,16 % 33,77 %
148. Mongolei 2,96 % 6,52 % 45,33 % 30,07 % 64,50 % 41,40 %
149. Dänemark 2,95 % 10,87 % 27,15 % 15,39 % 39,43 % 26,63 %
150. Zypern 2,76 % 7,44 % 37,11 % 14,73 % 58,13 % 38,49 %
151. Frankreich 2,76 % 9,25 % 29,78 % 16,67 % 44,12 % 28,54 %
152. Oman 2,75 % 6,41 % 42,82 % 15,71 % 63,70 % 49,05 %
153. Seychellen 2,56 % 5,99 % 42,79 % 22,01 % 63,12 % 43,23 %
154. Luxemburg 2,46 % 9,12 % 27,02 % 12,88 % 41,06 % 27,11 %
155. Schweiz 2,46 % 9,56 % 25,73 % 14,57 % 37,78 % 24,84 %
156. Estland 2,42 % 7,23 % 33,46 % 18,03 % 50,94 % 31,39 %
157. Israel 2,39 % 6,41 % 37,26 % 19,54 % 58,92 % 33,31 %
158. Norwegen 2,28 % 8,58 % 26,51 % 14,08 % 39,12 % 26,34 %
159. Ägypten 2,26 % 4,72 % 47,89 % 20,99 % 76,81 % 45,88 %
160. Finnland 2,26 % 8,19 % 27,59 % 15,85 % 39,51 % 27,41 %
161. Singapur 2,24 % 7,82 % 28,62 % 14,05 % 49,94 % 21,88 %
162. Schweden 2,22 % 7,97 % 27,89 % 15,53 % 41,67 % 26,46 %
163. Ver. Arabische Emirate 1,84 % 5,93 % 31,08 % 10,36 % 56,35 % 26,53 %
164. Bahrain 1,76 % 4,27 % 41,21 % 12,88 % 66,69 % 44,07 %
165. Kiribati 1,73 % 3,05 % 56,68 % 41,19 % 83,69 % 45,17 %
166. Island 1,55 % 5,67 % 27,34 % 14,74 % 43,16 % 24,11 %
167. Grenada 1,44 % 3,13 % 46,23 % 24,70 % 69,15 % 44,82 %
168. Barbados 1,22 % 3,46 % 35,27 % 17,06 % 50,69 % 38,07 %
169. Saudi-Arabien 1,10 % 2,93 % 37,55 % 14,76 % 65,96 % 31,92 %
170. Malta 0,62 % 1,65 % 37,76 % 15,25 % 59,94 % 38,08 %
171. Katar 0,08 % 0,28 % 30,13 % 9,04 % 44,88 % 36,47 %
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„Sind Katastrophen vermeidbar?“ –
Unterrichtsmaterialien zum WeltRisikoIndex

Die vorherrschende Sicht auf die Länder des globalen Südens 
ist oftmals durch Katastrophen und Konflikte bestimmt. 
Aktuelle humanitäre Krisen wie Hungersnöte, Erdbeben und 
Überschwemmungen sind wichtige Themen, an die schulischer 
Unterricht anknüpfen kann. Der WeltRisikoIndex ist ein 
guter Ansatzpunkt, dabei auch die soziale Situation und die 
Umweltbedingungen in den betroffenen Ländern zu behandeln.

Die Unterrichtsmaterialien enthalten kurz gefasste thematische 
Darstellungen und ansprechende Arbeitsblätter, die die einzelnen 
Dimensionen des WeltRisikoIndex behandeln – von der Gefährdung 
über Anfälligkeit und Bewältigungskapazitäten bis hin zu 
Anpassungskapazitäten. Diese können in Form von Gruppen- oder 
Einzelarbeit in den Unterricht integriert werden.

Die gedruckte Fassung des Unterrichtsmaterials kann kostenlos bestellt 
werden: kontakt@entwicklung-hilft.de
 
Das Online-PDF des Unterrichtsmaterials steht zum Download bereit: 
www.WeltRisikoBericht.de/unterrichtsmaterial
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